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1 Einleitung 
 
Seit seiner Einrichtung im Jahre 1992 befindet sich das Betreuungswesen mehr 
oder minder in einer nicht endenden öffentlichen rechtspolitischen Debatte. Zu-
nächst wurde die Einführung des Betreuungsrechts als „Jahrhundertreform“ 
(Kestermann, 2001, S. 22) oder „epochale Wende“ (Krölls, 2002, S.144) gefeiert, 
da es die entmündigenden Rechtsinstitute der Vormundschaft über Volljährige 
und Pflegschaft zugunsten der Achtung des Wohls und Willens der Betroffenen 
verbunden mit rehabilitatorischen Zielsetzungen ablöste. Schon kurz nach Einfüh-
rung des Betreuungsrechts wurde Kritik an ihm laut, welche hauptsächlich in den 
so nicht erwarteten Kostensteigerungen im Betreuungswesen gründete. Die Kos-
tensenkungsabsichten manifestierten sich im 1999 eingeführten Betreuungsrechts-
änderungsgesetz, welches eine Restriktion der ressourcenfördernden Orientierung 
durch Eingrenzung auf eine allein rechtliche Betreuung im Auge hat. Ergebnis ist 
ein (heute bestehendes) Betreuungsrecht, welches die Absichten beider Gesetzes-
reformen enthält. Es bewegt sich zwischen den beiden widersprüchlichen Polen 
Rehabilitation und Kostensenkung. 
 
Das Ziel der vorliegenden Arbeit besteht nun darin, zu untersuchen, wie vor dem 
Hintergrund dieser widersprüchlichen Gesetzgebung die institutionellen Akteure 
des Betreuungsverfahrens – Richter und Rechtspfleger – Betreuung und deren 
Ziele definieren und in Handeln umsetzen. Dazu ist zunächst unerlässlich das 
Betreuungsrecht selbst – spricht den gesetzlichen Rahmen – darzustellen (Kapitel 
2).  
 
Für die Analyse der Umsetzung der betreuungsrechtlichen Ziele im Bewusstsein 
und Handeln der institutionellen Akteure bedarf es ferner der Betrachtung des 
institutionellen Rahmens selbst; d.h., der Betrachtung der institutionell definierten 
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An der subjektiven Wahrnehmung und Repräsentation eines Gegenstandes – hier 
Betreuung – sind sozialpsychologische Prozesse beteiligt, so dass der Schwer-
punkt der vorliegenden Arbeit in der Untersuchung der Repräsentationen als sozi-
ale Repräsentationen liegt. Die sozialpsychologischen Aspekte, die an der Reprä-
sentation von Betreuung beteiligt sind, finden im Rahmen der Theorie der sozia-
len Repräsentationen nach Moscovici (Kapitel 4) Berücksichtigung. 
 
Das methodische Vorgehen der konkreten empirischen Untersuchung der sozialen 
Repräsentationen von Betreuung bei Richtern und Rechtspflegern wird im Kapitel 
5 erläutert, bevor die Ergebnisse der Analyse anhand der Repräsentationen dreier 
Aspekte von Betreuung – Zweck der Betreuung, individueller Betreuungsbedarf 
und Kosten – entwickelt und systematisch zusammengefasst werden (Kapitel 6).  
 
 
2 Betreuungsrecht – Der gesetzliche Rahmen 
- 6 - 
2 Betreuungsrecht - Der gesetzliche Rahmen  
 
Das Betreuungsgesetz (BtG) wurde in der Bundesrepublik Deutschland zum 
1.1.1992 eingeführt. Durch dies Gesetz wurde das bis dahin geltende Vormund-
schafts- und Pflegschaftsrecht grundlegend reformiert, welches seit dem 1.1.1900 
fast unverändert fortbestanden hatte (vgl. Schumacher & Jürgens, 1988, S. 2). 
1998 erfuhr das Betreuungsgesetz eine grundlegende Reform durch das sogenann-
te Betreuungsrechtsänderungsgesetz, das zum 1.1.1999 in Kraft trat. 
 
Um die grundlegende Neuerung durch die Einführung des Betreuungsrechts 
nachvollziehbar zu machen, bedarf es zunächst der Betrachtung seiner Entste-
hungsgeschichte. Aus diesem Grund sollen im Kapitel 2.1 die Grundzüge des 
Rechtsinstituts „Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht“ (der historische Vorläu-
fer des Betreuungsrechts) dargestellt werden, bevor auf das Betreuungsgesetz vom 
1.1.1992 und seine Reform durch das Betreuungsrechtsänderungsgesetz einge-
gangen wird.  
 
2.1 Das alte Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht 
 
Nach dem bis 1992 geltenden Recht existierten zwei Rechtsinstitute zur Regelung 
der Angelegenheiten fürsorgebedürftiger Volljähriger (vgl. Bienwald, 1995, S. 
17): Die „Vormundschaft über Volljährige“ und die „Gebrechlichkeitspfleg-
schaft“.  
 
Das Rechtsinstitut der  „Vormundschaft über Volljährige“ setzte die  vorangegan-
gene Entmündigung des Betroffenen voraus. Für den volljährigen Entmündigten 
wurde ein Vormund bestellt, dessen Aufgabe in der umfassenden Fürsorge für 
Person und Vermögen des Entmündigten bestand. Voraussetzung für die Errich-
tung einer Vormundschaft war Entmündigung auf der Grundlage der Unfähigkeit 
zur oder der Gefährdung der Fähigkeit zur Regelung der eigenen Angelegenhei-
2 Betreuungsrecht – Der gesetzliche Rahmen 
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ten, wenn diese Unfähigkeit durch Geisteskrankheit, Verschwendung oder Trunk-
sucht verursacht war. Die Entmündigung zog in der Rechtsfolge die Geschäftsun-
fähigkeit des Betroffenen oder eine Beschränkung seiner Geschäftsfähigkeit nach 
sich (vgl. Kestermann, 2001, S. 25f). 
 
Neben der Vormundschaft über Volljährige existierte das Institut der „Gebrech-
lichkeitspflegschaft“, wobei hier die Pflegschaft in partieller Fürsorge des Pfle-
gers für die Angelegenheiten des Gebrechlichen bestand. Vom Gericht wurde der 
Umfang dieser Fürsorge durch die Festlegung von Wirkungskreisen wie z.B. Auf-
enthaltsbestimmung oder Vermögenssorge bestimmt. Die Gebrechlichkeitspfleg-
schaft war vom Gesetzgeber als freiwillige Maßnahme zur Unterstützung ge-
brechlicher Personen gedacht und an die Zustimmung des Betroffenen gebunden. 
Auf diese Weise ermöglichte dieses Rechtsinstitut eine Pflegschaft für Bedürftige, 
die nicht an eine vorhergehende Entmündigung gebunden war (vgl. Deinert & 
Hövel, 2002).  
 
Im Laufe der 70er und 80er Jahre geriet die Vormundschafts- und Pflegschaftsge-
setzgebung aufgrund verschiedener Mängel in die Diskussion: Insbesondere wur-
den die Uneinheitlichkeit und Schwerfälligkeit des Vormundschaftsverfahrens, 
die zu hohe Entmündigungsrate, die Überlastung von Vormündern durch eine zu 
große Zahl zu betreuender Mündel und die mangelnde Information von Ärzten 
und Vormündern über die rechtlichen und sozialen Folgen der Entmündigung 
beklagt (vgl. Psychiatrie-Enquête 1975, zitiert nach Kestermann, 2001, S. 23). Die 
Gebrechlichkeitspflegschaft entwickelte sich immer mehr zu einem Ersatzinstitut 
der Vormundschaft, da vermehrt Zwangspflegschaften ohne die Zustimmung der 
Betroffenen eingerichtet wurden, was einer faktischen Entmündigung gleichkam 
(vgl. Deinert & Hövel, 2002). Im Zuge der größeren Bedeutung gesundheitspoliti-
scher und Rehabilitationsfragen in der öffentlichen Diskussion (vgl. Kestermann, 
2001, S. 56ff) wurde der Entmündigungscharakter des alten Vormundschafts-
rechts mehr und mehr verurteilt, der „mit dem Ausschluß der Betroffenen aus 
dem Rechtsverkehr modernen Therapie- und Rehabilitationsbestrebungen“ 
2 Betreuungsrecht – Der gesetzliche Rahmen 
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(Schumacher & Jürgens, 1988, S. 2) widersprach. So wurde im Diskussions-
Teilentwurf des Gesetzes über die Betreuung Volljähriger festgestellt:  
 
Auch ein Geschäftsunfähiger kann im Einzelfall durchaus vernünftige Wünsche 
äußern, die Berücksichtigung solcher Wünsche ist rehabilitationsfördernd. Den-
noch hat der Wille des Vormunds grundsätzlich den Vorrang vor dem Willen des 
Mündels (...). Besonders bedrückend ist es, dass die Betroffenen oft nicht persön-
lich betreut, sondern nur durch „Berufsvormünder“ oder „Berufspfleger“ (...) a-
nonym verwaltet werden. Persönliche Kontakte, insbesondere persönliche Ge-
spräche finden nicht statt. (In: Engelhardt, 1987, S. 36)  
 
Um diese Mängel zu beheben, wurde das gesamte Vormundschafts- und Pfleg-




2.2 Betreuungsrecht und Betreuungsrechtsänderungsgesetz 
 
Die lauter werdende Kritik an den Rechtsinstituten Vormundschaft und Pfleg-
schaft führte letztlich zur Einführung des Betreuungsgesetzes vom 1.1.1992 und  
bedeutete einen grundlegende rechtliche Reform. Um die Neuerungen des 
Betreuungsrechts in seiner Tragweite aufzuzeigen, soll das Gesetz in seinen we-
sentlichen Grundzügen dargestellt werden.  
 
Nach seiner Einführung erntete das Betreuungsgesetz wegen seiner überraschen-
den Kostenträchtigkeit bald Kritik, die wiederum in reformerischen Bestrebungen 
mündete: das Betreuungsrechtsänderungsgesetz wurde am 1.1.1999 eingeführt. 
Die Darstellung der wesentlichen Kritikpunkte am bis dahin geltenden Betreu-
ungsrecht und der Neuerungen, die die 1999er Reform brachte, ist erforderlich, 
um das Ergebnis – nämlich das aktuell bestehende Betreuungsrecht – verständlich 
zu machen.    
 
2 Betreuungsrecht – Der gesetzliche Rahmen 
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2.2.1 Das Betreuungsgesetz vom 1.1.1992 
 
Es war das Bestreben des neuen Betreuungsgesetzes, das im Vormundschafts- und 
Pflegschaftsrecht angelegte „überkommene Herrschaftsmodell durch ein partner-
schaftlich angelegtes Hilfesystem zu ersetzen“ (Pardey, 2000, S. 15). Dies sollte 
durch die Einführung des Rechtsinstituts der Betreuung an Stelle der Vormund-
schaft und Gebrechlichkeitspflegschaft für Volljährige geschehen. Es sollten 
durch diese Gesetzesänderung „die Rechte und die verfahrensrechtliche Position 
der betroffenen kranken und behinderten Menschen [Hervorhebung v. Verf.]“ 
(Bienwald, 1995, S. 22) gestärkt werden. Die Änderungen, die durch das Betreu-
ungsgesetz eintraten, wurden in verschiedenen Gesetzestexten fixiert: Im BGB 
wurden die materiellen Bestimmungen des Betreuungsrechts festgeschrieben. Das 
Betreuungsverfahren wurde durch Bestimmungen des formellen Rechts im Gesetz 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gesetzlich festgelegt, 
und es wurde ein Gesetz über die Wahrnehmung behördlicher Aufgaben bei der 
Betreuung Volljähriger (Betreuungsbehördengesetz) neu eingeführt. 
 
Im Folgenden sollen die im BGB niedergelegten Bestimmungen ausgeführt wer-
den, die den zentralen Zweck des neuen Betreuungsgesetzes benennen und näher 
bestimmen: Die Stärkung der Rechte oder auch die „Gewährleistung der Rechts-
subjektivität [Hervorhebung v. Verf.]“ (Krölls, 2002, S. 145) des Betroffenen. Es 
handelt sich dabei um die Paragraphen, in denen die Rahmenbedingungen und die 
Aufgabenbereiche einer Betreuung festgeschrieben werden. Die Betreuung wird 
darin als ein Institut festgelegt, das an die Erforderlichkeit des Bedürftigen gebun-
den ist und nur auf einzelne Aufgabenkreise bezogen eingerichtet werden darf. 
Durch diese Festlegung und die im Gesetz festgeschriebenen Prinzipien der Sub-
sidiarität und der persönlichen Betreuung soll „in die Rechte des Betreuten (...) 
nur soweit als zu seinem Wohl unumgänglich eingegriffen werden“ (Deinert & 
Hövel, 2002).  
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Statt einer Gebrechlichkeitspflegschaft oder einer Entmündigung mit anschlie-
ßender Einrichtung einer Vormundschaft soll demjenigen Volljährigen, der „auf 
Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen“ 
kann, nach dem neuen Betreuungsrecht ein Betreuer zur Seite gestellt werden (§ 
1896 (1), BGB). Die Voraussetzung für eine Betreuung im Sinne des Betreuungs-
rechts ist damit die Erforderlichkeit, eine weit gefasste Kategorie. Denn über den 
genannten Gesetzestext hinaus existiert keine genaue Definition über die Art und 
Beschaffenheit der psychischen Krankheiten oder der körperlichen, geistigen und 
seelischen Behinderungen, die Voraussetzung für eine Betreuung sein können. Ob 
bei einer Krankheit ein Erforderlichkeitstatbestand für die Einrichtung einer 
Betreuung vorliegt, ist damit der Entscheidung des zuständigen Richters überlas-
sen.  
 
Auch bei der näheren Definition der „Angelegenheiten“, die der Betroffene nicht 
oder nicht vollständig besorgen kann, bleibt der Gesetzestext unbestimmt. Die zu 
regelnden Angelegenheiten des Betroffenen könnten nach Schmidt und Böcker 
(1993) einerseits lediglich Rechtsgeschäfte oder Vermögensangelegenheiten, aber 
andererseits ebenso „die gesamten Lebensumstände eines Betroffenen einschließ-
lich der Angelegenheiten der Personensorge“ (a. a. O., S. 4) umfassen. Die nega-
tive Formulierung „Unfähigkeit, die eigenen Angelegenheiten ganz oder teilweise 
zu besorgen“ bietet dabei einen Interpretationsspielraum, der vom zuständigen 
Richter ausgefüllt werden muss: Es ist nach dem neuen Betreuungsrecht lediglich 
entschieden, dass konkreter Handlungsbedarf bestehen muss, die Angelegenheiten 
also für den Betroffenen relevant sein müssen. Für die Art der Angelegenheiten 
fehlen Definitionen und Kriterien (vgl. Dodegge & Roth, 2003, S. 8f):  
 
Ein Betreuer ist zu bestellen, wenn der Betroffene wegen der Krankheit nicht 
mehr in der Lage ist, seine Angelegenheiten ganz oder zum Teil zu besorgen. 
Wann dies der Fall ist, welche Kriterien gelten, ist weder dem Gesetz noch der 
amtlichen Begründung zu entnehmen. Auf diese Lücke wurde in der Diskussion 
über den Entwurf des BtG immer wieder hingewiesen (...). Eine Änderung (...) 
erfolgte nicht. (Schmidt & Böcker, 1993, S. 4)  
2 Betreuungsrecht – Der gesetzliche Rahmen 
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Der Grundsatz der Erforderlichkeit bezieht sich nicht nur auf das Ob einer Be-
treuung sondern auch auf den Umfang der Betreuung. Der Betreuer darf „nur für 
Aufgabenkreise bestellt werden, in denen die Betreuung erforderlich ist“ (§ 1896 
(2), BGB). Nach Deinert und Hövel (2002) soll auf diese Weise die Betreuung 
genau auf die tatsächlich momentan vorhandene Hilfebedürftigkeit des Betreuten 
abgestimmt werden. 
 
Die Aufgabenkreise, für die ein Betreuer bestellt werden kann, sind im Gesetz 
nicht gesondert benannt. Innerhalb der verschiedenen Gesetzestexte zur Betreu-
ung sind im FGG (Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit) und im BGB innerhalb einzelner Paragraphen Aufgabenkreise erwähnt, für 
die der Betreuer bestellt werden könnte, wie z.B. Aufenthaltsbestimmung, Ver-
mögensangelegenheiten oder Mietangelegenheiten (vgl. a. a. O.). Darüber hinaus 
gibt es nach Deinert und Hövel (2002) „übliche Aufgabenkreise“ für die Bestel-
lung eines Betreuers bei den Vormundschaftsgerichten, wie z.B. die Vertretung 
gegenüber Behörden und Versicherungen oder die Vertretung gegenüber Heim- 
und Klinikleitungen. Obwohl es auch sehr spezielle Aufgabenkreise wie z.B. die 
periodische Wohnungssäuberung gibt (vgl. a. a. O.), sind die meisten Aufgaben-
kreise so grob bestimmt wie die bisher genannten. 
 
Der Richter entscheidet über Erforderlichkeit und Angelegenheiten, die der Be-
troffene nicht allein besorgen kann, und wählt demgemäß Aufgabenkreise, in de-
nen der Betreuer tätig werden soll. Je nachdem, aus welchen Gründen und in wel-
chem Umfang die Betreuung eingerichtet wird, wird dem Betreuer ein größerer 
oder geringerer Spielraum gelassen, in dem er tätig werden kann. Solange die 
Aufgabenkreise grob bestimmt sind, erfahren sie erst durch die Tätigkeit des Be-
treuers eine genauere inhaltliche Bestimmung, da dieser auf Grundlage der Be-
stimmung der Erforderlichkeit seine inhaltlichen Aufgaben vom konkreten Be-
treuungsbedarf des Betroffenen abhängig machen kann und muss.   
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Nach dem § 1896 (2) des BGB ist „die Betreuung (...) nicht erforderlich, soweit 
die Angelegenheiten des Volljährigen durch einen Bevollmächtigten (...) oder 
durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt wird, ebenso 
gut wie durch einen Betreuer besorgt werden können“. Durch dieses Subsidiari-
tätsprinzip sollen die Betroffenenrechte nur im geringstmöglichen Maße einge-
schränkt werden: „Rechtseingriffe sollten nur dort zugelassen sein, wo dies un-
ausweichlich ist.“ (BT-Drucksache 11/4528, S. 52 zitiert nach Bienwald, 1995, S. 
22). 
  
Diese Wahrung des Wohls der Betroffenen soll insbesondere durch die Einrich-
tung einer Eins-zu-Eins-Betreuung erreicht werden. Die frühere anonyme Verwal-
tung eines Entmündigten durch einen Vormund wird im neuen Betreuungsrecht 
durch die Bestellung eines Betreuers ersetzt. Der nach dem alten Gesetz bestellte 
Vormund war zumeist für viele verschiedene Mündel verantwortlich, die er kaum 
persönlich kannte. Um diese Anonymität zu umgehen, werden nach dem neuen 
Betreuungsrecht nur natürliche Personen zum Betreuer bestellt, deren Aufgabe es 
ist, persönlichen Kontakt zum Betreuten zu halten. Mit dieser Verfahrensweise 
soll den Wünschen des Betroffenen entsprochen werden, „soweit dies um das 
Wohl der Betroffenen willen verantwortet werden kann.“ (BT-Drucksache 
11/4528, S. 52 zitiert nach Bienwald, 1995, S. 22) Nur Personen, die einen per-
sönlichen Kontakt zum Betreuten zu gewährleisten imstande sind und das persön-
liche Gespräch pflegen, werden zum Betreuer bestellt, damit keine anonyme Ver-
waltung von Betreuungen entsteht. (vgl. Bienwald, 1995, S.23)  
 
Eine weitere wichtige Neuerung des Betreuungsrechts war die gesetzliche Veran-
kerung des Rehabilitationsgedankens: „Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der 
Betreuer dazu beizutragen, dass Möglichkeiten genutzt werden, die Krankheit 
oder Behinderung des Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre Verschlimmerung 
zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern“ (§ 1901 (3), BGB 1998, zitiert nach: 
Bassenge, P., Diederichsen, U., Edenhofer, W., Heinrichs, H., Heldrich, A., Putzo, 
H., Sprau, H. & Thomas, H., 1998, S. 1739). Der Betreuer soll sich damit nicht 
allein um die Regelung der rechtlichen Angelegenheiten des Betreuten kümmern, 
2 Betreuungsrecht – Der gesetzliche Rahmen 
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sondern dabei gleichzeitig eine soziale Aufgabe wahrnehmen. Zu seiner Tätigkeit 
gehört auch die Wiederherstellung der Gesundheit des Betroffenen im Rahmen 
der vergebenen Aufgabenkreise, die diesen befähigen könnte, die Regelung seiner 
Angelegenheiten wieder selbst in die Hand nehmen und ohne den Betreuer recht-
lich agieren zu können. Dass im Betreuungsrecht von einem solchen Rehabilitati-
onserfolg ausgegangen wird, zeigt auch der sich im BGB an den Rehabilitations-
gedanken anschließende Absatz, der den Betreuer auffordert, dem Vormund-
schaftsgericht Mitteilung zu machen, sobald ihm „Umstände bekannt [werden], 
die eine Aufhebung der Betreuung ermöglichen“ (§1901 (5), BGB). 
Auch die Tatsache, dass die Betreuung nach einer bestimmten Frist (spätestens 
nach 5 Jahren) auf Aufhebung, Einschränkung oder Verlängerung gerichtlich ü-
berprüft werden muss (vgl. Dodegge & Roth, 2003, S. 10), weist darauf hin, dass 
der Gesetzgeber von der Möglichkeit einer Wiederherstellung der Rechtsfähigkeit 




2.2.2 Die Einführung des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 
 
Es war die Absicht des 1992er Gesetzes, die Rechtssubjektivität des Individuums 
durch eine Betreuung (an Stelle der alten Vormundschaft und Pflegschaft) zu 
stärken und zu diesem Zweck den Betreuer auf Wahrung des Wohls des Betroffe-
nen und auf Rehabilitation per Gesetz zu verpflichten. An dieser Stelle stellt sich 
die Frage, welche Gründe den Gesetzgeber zu einer (erneuten) Reform durch die 
Einführung des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes veranlassten und welcherart 
die Neuerungen der Reform sind.   
                                                 
1 Auf diese Weise ist der Gedanke der Gesundheitsförderung im Betreuungsgesetz rechtlich ver-
ankert worden. (Gesundheitsförderung ist ein Konzept, das 1986 durch die Ottawa-Charta der 
WHO ausgegeben worden war, und das von Gesundheit als einem Zustand ausgeht, „dessen 
Förderung über rein individuenzentrierte Aspekte hinausgehen muss und weitere politische Imp-
likationen zu beachten hat“ (Kestermann, 2001, S. 56). Das Konzept geht davon aus, dass zur 
Förderung der Gesundheit der Zugang zu entsprechenden Ressourcen geleistet werden muss mit 
dem Ziel, dem Beteiligten Kompetenzen und Kontrolle zurückzugeben. 
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2.2.2.1 Die Kritik am geltenden Betreuungsrecht  
 
Schon kurz nach Einführung des Betreuungsgesetzes wurde öffentlich Kritik an 
ihm geübt. Insbesondere die Frage der ansteigenden Kosten im Sektor der juristi-
schen Betreuung wurde viel diskutiert. Ein durch die Einführung des Betreuungs-
rechts hervorgerufener Kostenanstieg für die Justizhaushalte war zwar prognosti-
ziert worden (vgl. Jürgens, Kröger, Marschner & Winterstein, 1999, S. 3), mit den 
seit 1994 stetig steigenden Gesamtzahlen der gerichtlich angeordneten Betreuun-
gen war jedoch nicht gerechnet worden: Die Fallzahlen waren in den Jahren von 
1992 bis 1995 von 418.956 auf 600.023, also um rund 43 % gestiegen, was im 
allgemeinen mit der demographischen Entwicklung erklärt wurde; die „Überalte-
rung der Gesellschaft“ führte zur Steigerung von Altersdemenzerkrankungen, so 
dass sich allein aus diesem Grunde die Betreuungsverfahren vervielfacht haben 
(vgl. hierzu Meier, 1998, S. 214). 
 
Durch die Einführung des bundesrepublikanischen Rechtssystems in den neuen 
Bundesländern sei außerdem ein „Nachholbedarf“ entstanden. (Die vorherige 
Rechtsstruktur der DDR sah zwar eine Entmündigung und Vormundschaftsbestel-
lung vor, es wurde aber nur in einer kleinen Zahl von Fällen davon Gebrauch ge-
macht worden. Nach der Wiedervereinigung sei es darum zu einem ansteigenden 
Betreuungsbedarf in den neuen Bundesländern gekommen.) (vgl. Jürgens et al., 
1999, S. 4f). 
 
Auch die allmähliche Verankerung des Betreuungsrechts im Rechtsbewusstsein 
der mit Betroffenen befassten Institutionen (z.B. Institutionen der Altenpflege und 
der Gesundheitsfürsorge), die allmählich die Notwendigkeit eines vom Gericht 
bestellten Vertreters zur Durchführung von Eingriffen bei Betroffenen einsahen, 
führten zum Anstieg von Betreuungsanträgen (vgl. Haase, Witzel, Ackermann & 
Medjedovic, 2003, S. 18f; Jürgens et al., 1999, S. 4f).  
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Die durch diese verschiedenen Faktoren verursachte Fallzahlensteigerung führte 
in Kombination mit einer 1994 durch eine Kostenrechtsnovelle eingeführte 
25%ige Gebührenerhöhung für Betreuervergütung und Auslagenpauschale zu 
einem Kostenanstieg, der bei den Landesjustizverwaltungen aufgrund seiner Höhe 
Überraschung hervorrief. Unzureichende Unterstützungsmaßnahmen für Betreu-
ungsvereine1 führten dazu, dass diese sich nicht ausreichend um die Anwerbung 
und Unterstützung ehrenamtlicher Betreuer bemühen konnten, was sich „in einer 
verstärkten Inanspruchnahme beruflicher Betreuung ausgedrückt [hat]“ (Jürgens 
et al., 1999, S. 3). Dieser Mangel an ehrenamtlichen Betreuern führte ebenfalls zu 
einer deutlichen Belastung der Länderjustizhaushalte.  
 
Auch Streitigkeiten zwischen professionellen Betreuern2 und dem Gericht im Ver-
gütungsbereich führten zu Korrekturbedarf am neuen Betreuungsgesetz. Zahlrei-
che Betreuer versuchten, Ansprüche über die Vergütung ihrer Tätigkeit gegenüber 
der Staatskasse gerichtlich geltend zu machen: 
 
Streitigkeiten über die Höhe der zu Betreuervergütung bildeten in den letzten 
Jahren den Schwerpunkt der gerichtlichen Tätigkeit im Betreuungsbereich, wobei 
nahezu alles umstritten war. Es ging um die zu bewilligenden Stundensätze, die 
Frage der Mehrwertsteuererstattung, die Höhe des Aufwendungsersatzes und vie-
les andere mehr. (Meier, 1998, S. 215) (zum selben Thema vgl. auch Knittel, 
1996, S. 217) 
 
So entstanden „bereits 1993 (...) erste Überlegungen in den Landesjustizverwal-
tungen, auf die zahlreichen Streitigkeiten im Vergütungsbereich (...) gesetzgebe-
risch zu reagieren. Ferner wurden vermehrt aus der gerichtlichen Praxis Forde-
                                                 
1 Ein Betreuungsverein ist nach Schmidt und Böcker ein „Verein, dessen Ziel es ist, als Verein und 
durch Angestellte Betreuungen zu führen, ehrenamtliche Betreuer zu gewinnen, Berufsbetreuer 
und ehrenamtliche Betreuer aus- und fortzubilden“.(Schmidt & Böcker, 1993, S. 40) Solche 
Vereine gab es schon vor Inkrafttreten des Betreuungsgesetzes, allerdings besaßen sie damals 
keine staatliche Anerkennung als Betreuungsverein und wurden nach Bienwald (1995) „Bera-
tungsvereine“ genannt. 
2 Unter dem Titel „Professioneller Betreuer“ werden freie Berufsbetreuer und Vereinsbetreuer 
gefasst, also die Personen, die Betreuungen entgeltlich und nicht im Rahmen eines Ehrenamts 
oder als Behördenbetreuer führen.   
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rungen nach einer Vereinfachung des als überaus kompliziert empfundenen Ver-
fahrens laut“ (Jürgens et. al., 1999, S. 5). 
  
Auf der Grundlage dieser Mängel versandte das Bundesjustizministerium der Jus-
tiz im Februar 1996 einen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Betreuungs-
rechts sowie weiterer Vorschriften, das sog. Betreuungsrechtsänderungsgesetz – 
BtÄndG (vgl. Jürgens et. al., 1999, S. 3f). Es wurde nach erneuter Bearbeitung am 
28.5.1998 im Bundestag und am 29.5.1998 im Bundesrat verabschiedet (Datum 
des In-Kraft-Tretens war der 1.1.1999) und fasste den Reformbedarf wie folgt 
zusammen:  
 
Die Zahl der Betreuungsfälle ist kontinuierlich gestiegen. Alternativen zur ge-
setzlichen Betreuung, die gegenüber anderen Hilfsmöglichkeiten subsidiär sind, 
stehen entweder nicht zur Verfügung oder werden nicht hinreichend genutzt. 
Dem Ehrenamt kommt nicht die erhoffte Bedeutung zu. Der immense von den 
Ländern zu finanzierende Kosten- und Verwaltungsaufwand steht zu den erreich-
ten Verbesserungen der Rechtsposition und Lebenssituation der Betroffenen au-
ßer Verhältnis. (Bundesrat, 1998, S. 140)  
 
 
2.2.2.2 Die Neuerungen des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 
 
Insbesondere durch Veränderungen, die auf die Explizierung der rechtlichen im 
Verhältnis zur sozialen Betreuung zielten, sollten die Mängel des bis dahin gel-
tenden Betreuungsgesetzes beseitigt werden: 
 
Eine wesentliche Neuerung war die Umbenennung des bisherigen BGB-
Abschnitttitels von „Betreuung“ in „Rechtliche Betreuung“. Der Paragraph zur 
Definition des Umfangs der Betreuung und der Pflichten des Betreuers wurde um 
einen Absatz ergänzt, welcher den Aspekt der rechtlichen Betreuung deutlicher 
als zuvor betonte: „Die Betreuung umfasst alle Tätigkeiten, die erforderlich sind, 
um die Angelegenheiten des Betreuten nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
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rechtlich zu besorgen“ (BGB § 1901). Mit dieser neuen Bestimmung sollte betont 
werden, dass „soziale Arbeit nicht über das Betreuungsrecht vermittelt und be-
zahlt werden könne, sondern das Ziel des Betreuungsrechts (nur) die Schaffung 
rechtlicher Vertretung, Hilfe zur Wahrnehmung der eigenen Rechte, Hilfe zur 
Selbstbestimmung, ist“ (Pardey, 2000, S. 16). Die rechtliche Hilfe sollte deutli-
cher von tatsächlichen Hilfeleistungen für den Betroffenen geschieden werden: 
Zwar wurde betont, dass tatsächliche Hilfeleistungen als „faktische Tätigkeiten 
des Betreuers (...) zwar im Interesse menschlicher Zuwendung wünschenswert 
sind, zu der dem Betreuer obliegenden Rechtsfürsorge aber in keinem erkennba-
ren Sachzusammenhang stehen“ (Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Be-
treuungsrechts (im Folgenden abgekürzt als: BtÄndG-E), 1996, S. 33). 
 
Der Anspruch, die rechtliche von der sozialen Betreuung deutlich abzugrenzen, 
trat auch aus weiteren Änderungsformulierungen des Gesetzesentwurfs hervor: 
Das Betreuungsrechtsänderungsgesetz legte auch in seinen Bestimmungen des 
Kreises der vergütungspflichtigen Geschäfte des Betreuers explizit fest, dass der 
Betreuer „die Angelegenheiten des Betreuten zu besorgen [hat] [Hervorhebungen 
v. Verf.]“ (BGB §§ 1897 Abs.1, 1901 Abs.1; vgl. auch § 1896 Abs.1). Diese For-
mulierung wurde dem Auftragsrecht entlehnt und mit Bedacht so weitreichend 
formuliert (vgl. BtÄndG-E, 1996). Der Betreuer solle dabei nicht alle in seinen 
Aufgabenkreis fallenden Angelegenheiten selbst erledigen, sondern stattdessen im 
Rahmen seiner Tätigkeit die sachgerechte Erledigung dieser Angelegenheiten 
veranlassen. Mit diesem Entwurf wurde beabsichtigt, die Abgrenzung „zwischen 
den zu vergütenden Amtsgeschäften eines Betreuers und seinem darüber hinaus-
gehenden vergütungsfreien Engagement für den Betreuten verdeutlichen. Er [der 
Entwurf; Anm. v. Verf.] sieht die Grenze in der rechtlichen Besorgung der in den 
Aufgabenkreis des Betreuers fallenden Angelegenheiten [Hervorhebung v. Verf.]“ 
(a. a. O., S. 15f). Mit der Formulierung sollte klargestellt werden, dass „der Be-
treuer die Angelegenheiten des Betreuten „rechtlich“ zu besorgen hat. Der An-
spruch auf persönliche Betreuung bleibt von dieser Klarstellung unberührt; aller-
dings wird verdeutlicht, daß faktische Hilfeleistungen, die zur Rechtsfürsorge für 
den Betreuten in keinem erkennbaren Zusammenhang stehen, nicht zu der – bei 
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Mittellosigkeit des Betreuten: von der Staatskasse – zu vergütenden Amtstätigkeit 
des Betreuers gehören“ (a. a. O., S. 20). 
 
Weitere wichtige Änderungen, die durch das Betreuungsrechtsänderungsgesetz 
vorgenommen wurden und auf eine Reduzierung der Betreuungskosten abzielten, 
waren außerdem die Betonung des Vorrangs ehrenamtlicher Betreuung und die 
Einführung einer Regresspflicht für ehemals mittellose Betreute, die die gewährte 
Vergütung ratenweise noch bis zu 10 Jahre nach Ende der Betreuung zurückzah-
len mussten, sobald sie über ein Einkommen verfügten, das über den Freigrenzen 
der Sozialhilfe liegt. Auf diese und weitere Änderungen des BtÄndG soll in der 




2.3 Ergebnis der Reform: Ein gesetzesimmanenter Widerspruch 
zwischen Rehabilitations- und Kostensenkungsabsichten 
 
Die Reform des Betreuungsrechts durch das Betreuungsrechtsänderungsgesetz hat 
auf die festgestellte Kostenexplosion widersprüchlich reagiert. Einerseits wurde 
die soziale Seite der Betreuung deutlich zugunsten der rechtlichen beschränkt . 
Andererseits wurde gleichzeitig am Ausgangspunkt des Gesetzes von 1992 fest-
gehalten. Denn ein wesentlicher Bestandteil des 1992 eingeführten Betreuungs-
rechts, der nicht nur auf die rechtliche sondern auch auf die soziale Seite der Be-
treuung abzielt (s. o.), bleibt auch im reformierten Betreuungsgesetz weiter 
verankert, da der entsprechende Paragraph auch im geänderten Gesetz weiter exis-
tiert: „Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der Betreuer dazu beizutragen, dass 
Möglichkeiten genutzt werden, die Krankheit oder Behinderung des Betreuten zu 
beseitigen, zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu 
mildern“ (BGB, § 1901 (4)). Im Änderungsentwurf des Betreuungsgesetzes ist 
trotz der Betonung der rechtlichen Seite der Betreuung also immer noch der 
Grundgedanke der Rehabilitation und Ressourcenförderung vorhanden, der bein-
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haltet, dass soziale Tätigkeit ein wichtiger Bestandteil der persönlichen Betreuung 
ist:  
 
Zur rechtlichen Besorgung seiner Angelegenheiten gehören deshalb nicht nur das 
eigentliche rechtsgeschäftliche Handeln (...). Hierzu zählen insbesondere vertrau-
ensbildende Maßnahmen, die erforderlich sind, um Wohl und Willen des Betreu-
ten zu erkunden und die rechtliche Vertretung des Betreuten entsprechend dem 
Auftrag persönlicher Betreuung verantwortlich wahrzunehmen. (BTÄndG-E, 
1996, S. 16)  
 
Dieser Widerspruch zwischen der Reduktion auf rechtliche Betreuung und der 
rehabilitatorischen Absicht des Gesetzes bekommt seine praktische Verlaufsform, 
indem ein fließender Übergang zwischen rechtlicher und sozialer Betreuung vom 
Gesetz explizit stehen gelassen wird. Die Auflösung dieses Widerspruchs wird der 
Praxis überantwortet:  
 
Mit der vorgeschlagenen Ergänzung des § 1901 wird keine scharfe Trennlinie 
gezogen; der Grenzverlauf zwischen Rechtsfürsorge einerseits und rechtsfreier 
Zuwendung andererseits muß – angesichts der Vielfalt der Lebenssachverhalte - 
weiterhin der Bestimmung durch die Praxis überlassen bleiben. (BtÄndG-E, 
1996, S. 33)  
 
So wird zugestanden, dass tatsächliche Hilfeleistungen im Rahmen von Maßnah-
men der persönlichen Zuwendung für die Herstellung eines Vertrauensverhältnis-
ses zum Betroffenen und für die Ermittlung von Willen und Wünschen des Be-
treuten notwendig sind. Andererseits müssen diese Maßnahmen „geeignet und 
notwendig (...) [sein] und zu dem angestrebten Zweck [i.e. die „rechtliche“ Be-
sorgung der Angelegenheiten; Anm. v. Verf.] nicht außer Verhältnis stehen. (...) 
Maßnahmen des Betreuers, die diesen Rahmen überschreiten oder sogar jeglichen 
Bezug zu der dem Betreuer übertragenen Rechtsfürsorge vermissen lassen, sind 
als Ausdruck menschlicher Zuwendung wünschenswert und für den Betreuten im 
Regelfall von unschätzbarem Nutzen (...), gehören jedoch nicht zu den dem Be-
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treuer vom Gesetz zugewiesenen Aufgaben rechtlicher Interessenwahrnehmung“ 
(BtÄndG-E, 1996, S. 33).  
 
Die angesprochene Verhältnismäßigkeit bzw. der „Rahmen“ dessen, was „rechtli-
che“ Betreuung bedeutet, wird dabei nicht näher bestimmt, sondern im Gesetzes-
entwurf absichtlich im Unklaren belassen; Kriterien, bei welchen Betreuertätig-
keiten es sich um tatsächliche Hilfeleistungen handelt, die im Rahmen der Rechts-
fürsorge für den Betroffenen liegen, werden nicht definiert.  Im Gegenteil wird die 
Trennlinie „der Bestimmung durch die Praxis überlassen“ (s. o.), was in der De-
batte um das Betreuungsrechtsänderungsgesetz auch von Seiten der Betreuer kriti-
siert wurde: 
 
...der Betreuer [hat] den Betreuten in den gerichtlich festgelegten Aufgabenkrei-
sen rechtlich zu vertreten (...) und ihn in dem hierfür erforderlichen Umfang per-
sönlich zu betreuen (...). Auch in dieser Hinsicht wird es wieder eine Reihe von 
Gerichtsentscheidungen brauchen, um abzuklären, was der Gesetzgeber eigent-
lich damit gemeint hat (Meier, 1998, S. 15).  
 
Die Praxis muss also mit einer widersprüchlichen Aufgabe zurechtkommen, die 
im Gesetzesentwurf als „Klarstellung“ betitelt wird: 
 
Immerhin kann die Klarstellung dazu beitragen, das Bewußtsein aller Beteiligten 
für die Existenz dieser Grenze zu schärfen, einer Enttäuschung von Vergütungs-
hoffnungen rechtzeitig zu begegnen und einer mißbräuchlichen Inanspruchnahme 
von bemittelten Betreuten oder der Staatskasse zu wehren. (BtÄndG-E, 1996, 
S.33).  
 
Eine Sensibilisierung aller mit dem Betreuungsrecht befassten Personen für das 
Vorhandensein der Grenze zwischen rechtlicher und sozialer Betreuung soll zur 
Lösung des Problems führen. 
  
Mit der Feststellung, dass das Bewusstsein aller Beteiligten für die Grenze zwi-
schen rechtlicher und sozialer Betreuung geschärft werden müsse, ergeht die Auf-
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forderung nach rigider Abrechnungsweise an die Gerichte. Denn es wird betont, 
dass die Betreuung künftig auf eine explizit rechtliche beschränkt werden müsse. 
Dies unterstellt rein quantitativ ein zuvor stattgefundenes Zuviel an sozialer Ar-
beit im Bereich der Betreuung, das nun durch die Einschränkung der anfallenden 
Tätigkeiten auf rechtliche Betreuung eingespart werden soll. Der Neudefinition 
der Betreuung als eine explizit „rechtliche“ fehlt eine qualitative Bestimmung, 
d.h. sie benennt keine konkreten Kriterien für eine Einschränkung. Durch die Auf-
forderung an das Gericht, strenger zwischen rechtlicher und tatsächlicher Hilfe zu 
scheiden, verdeutlicht der Gesetzentwurf aber den Anspruch, dass künftig Kosten 
durch eine Restriktion der sozialen Seite der Betreuung eingespart werden sollen, 
ohne zu benennen, was denn nun die soziale Seite ist.  
 
Der Widerspruch zwischen den beiden Zielen der Betreuung (rehabilitatorisch vs. 
kostengünstig) taucht somit nur noch in Form einer Kostenfrage auf. Uner-
wünschte Kosten werden dem Betreuer als „mißbräuchliche Inanspruchnahme“ 
angelastet, als Abrechnung von Tätigkeiten, die nicht in seinen Aufgabenbereich 
fielen. Die gewünschte ganzheitliche Behandlung des Betreuten wird, die Vergü-
tung eingeschlossen, auf diese Weise in einen abrechenbaren und einen nicht ab-
rechenbaren Teil verwandelt.   
 
Wenn es der Praxis überantwortet wird, die widersprüchlichen Ansprüche des 
Gesetzgebers zu verwirklichen, ist es unerlässlich, zu analysieren, wer denn die 
viel zitierte Praxis ist: Das Betreuungsverfahren ist als gerichtliches Verfahren 
eingerichtet. Ihm ist somit ein institutioneller Rahmen gegeben, der im folgenden 
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3 Betreuungsverfahren – Der institutionelle Rahmen 
 
Die vorliegende Arbeit geht von der These aus, dass der durch das Betreuungs-
rechtsänderungsgesetz ins Werk gesetzte Widerspruch zwischen dem Rehabilita-
tions- und dem Kostengedanken sich bei den am Betreuungsverfahren und der 
Betreuung beteiligten Personen in verschiedener Weise in deren professionellem 
Handeln niederschlägt: 
 
Das Betreuungsrechtsänderungsgesetz richtet sich einerseits mit seiner Aufforde-
rung zur Kosteneinsparung an das Gericht. Es wird aufgefordert, „Enttäuschungen 
zu begegnen“ und einem „Mißbrauch zu wehren“ (s. o.). Unter diesem Blickwin-
kel erscheint die Tätigkeit des Berufsbetreuers in einem neuen Licht: Er wird per 
Gesetz als derjenige betrachtet, der die vergütungsfähige Betreuertätigkeit ver-
richtet und daher mit seiner Abrechnung die Länderjustizhaushalte belastet. Durch 
die Beschränkung seiner Tätigkeit auf die reine rechtliche Betreuung und die Re-
duktion sozialer Tätigkeiten sollen die Haushalte entlastet werden, da in diesem 
Fall weniger vergütungsfähige Zeit geltend gemacht würde.  
 
Andererseits richtet sich das Gesetz auch mit der Aufforderung an das Gericht, 
dem Betreuer zu ermöglichen, sich um die Rehabilitation des Betroffenen zu 
kümmern. Der Betreuer soll den Betroffenen persönlich betreuen und innerhalb 
seines Aufgabenkreises dazu beizutragen, Möglichkeiten zur Beseitigung oder 
Verbesserung seines Krankheitszustandes zu nutzen (s. o.): Im Rahmen der Erle-
digung seiner Pflichten soll der Betreuer folglich der Aufforderung nachkommen, 
die Klientel eher ganzheitlich orientiert zu betreuen. 
 
Das Gericht vertritt diese widersprüchlichen Anforderungen gegenüber dem Be-
treuer innerhalb seiner Gerichtspraxis. Es hat die Aufgabe, den Betreuer zu beru-
fen und zu kontrollieren, ob er seinen Aufgaben angemessen nachkommt. So tritt 
es dem Betreuer in zwei unterschiedlichen und sich widersprechenden Funktionen 
gegenüber. Hier schließt sich die Frage an, wie diese Funktionen von den mit ih-
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nen befassten institutionellen Akteuren (Richter und Rechtspfleger1) umgesetzt 
werden: Einheitlich oder gemäß der differierenden Aufgabenfelder von Richter 
und Rechtspfleger unterschiedlich? Diese Frage soll im Folgenden untersucht 
werden, was zunächst erforderlich macht, die Aufgabenfelder bzw. Zuständigkei-
ten von Richter und Rechtspfleger zu beschreiben.  
 
 
3.1 Die Aufgaben des Richters  
 
Im Rahmen des Betreuungsverfahrens ist es laut § 3 Nr.2a RpflG (i. e. Rechts-
pflegergesetz) der Rechtspfleger, der funktionell zuständig in allen Betreuungssa-
chen ist. Das Gesetz macht dabei aber einige Einschränkungen in Form des Rich-
tervorbehalts: Der Richter und nicht der Rechtspfleger ist im Betreuungsverfahren 
zuständig für Bestellung eines Betreuers und Bestimmung des Aufgabenkreises 
(inkl. Beschränkungen und Erweiterungen). Eine Entlassung des Betreuers, wenn 
ihm die Betreuung nicht mehr zugemutet werden kann und die Aufhebung der 
Betreuung obliegen ebenfalls dem Richter2 (vgl. Deinert & Hövel, 2002). 
  
Der Richter, dem die Aufgabe der Beauftragung des Betreuers zugesprochen ist, 
ist mit Kostenfragen nicht befasst. Er soll im Betreuungsverfahren mit Hilfe eines 
ärztlichen Gutachtens, einem Sozialbericht der Betreuungsbehörde und durch An-
hörung des Betroffenen die Erforderlichkeit einer Betreuung feststellen und den 
dem Betreuungsbedarf angemessenen Aufgabenkreis festlegen, um dann einen 
geeigneten Betreuer zu berufen.  
 
                                                 
1 Ein Rechtspfleger ist nach Brockhaus (1968) ein „staatliches Rechtspflegeorgan, dem durch das 
Rechtspflegergesetz vom 5.11.1969 bestimmte richterliche oder staatsanwaltliche Aufgaben ü-
bertragen worden sind. (....) Der Rechtspfleger ist bei seinen Entscheidungen nur dem Gesetz 
unterworfen. Er entscheidet grundsätzlich selbständig. (S. 127). 
2 Weitere Aufgaben im Rahmen des Betreuungsrechts, die dem Richter vorbehalten sind, sind im 
Zusammenhang mit der Fragestellung der Arbeit nicht bedeutsam und werden daher hier nicht 
ausgeführt. 
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Der Richter hat durch den Richtervorbehalt die Definitionsmacht für das „Wohl 
des Betreuten“: Er bekommt durch das Betreuungsverfahren einen Einblick in die 
Lebenssituation des Betroffenen und sorgt mit der Feststellung der Erforderlich-
keit und der Festlegung der Aufgabenkreise dafür, dass der Betreute eine seiner 
Problemlage angemessene Betreuung erhält. Sowohl die Erforderlichkeit als auch 
(in vielen Fällen) die Aufgabenkreise sind grob bestimmt (vgl. Kap. 2.2.1), so 
dass der Richter mit diesen Instrumenten lediglich einen Rahmen festlegt, in dem 
der Betreuer tätig werden darf und soll. Es werden dem Betreuer vom Richter 
keine konkreten Arbeitsaufgaben erteilt; er selbst kann im Rahmen seiner Aufga-
benkreise festlegen, inwieweit er rechtliche und soziale Aufgaben für den Betrof-
fenen wahrnimmt. Denn wenn der Betreuer laut BGB im Rahmen der Aufgaben-
kreise alles Nötige für die Verbesserung und Beseitigung der Krankheit tun soll 
(vgl. § 1901, BGB), dann legt der Richter mit der Bestimmung der Aufgabenkrei-
se nur einen Spielraum für die Betreuungs- und Rehabilitationsaufgaben fest, be-
auftragt den Betreuer also, diesen Aufgaben nachzukommen. Wie er dies tun soll, 
bei welchen Aufgaben es sich um rechtliche und bei welchen um tatsächliche Hil-
feleistungen handelt, bleibt dabei unbestimmt. 
  
In die Art und Weise, wie die Betreuung geführt wird, hat der Richter keinen Ein-
blick, denn nach der Einrichtung einer Betreuung hat der Richter zum Betreuer 
keinen Kontakt mehr.1 Er beauftragt den Betreuer lediglich, dieser soll dann rela-
tiv selbständig (in Kooperation mit dem Rechtspfleger als vormundschaftsgericht-
lichem Ansprechpartner) seine Aufgabe der Betreuung und der Rehabilitation 
erfüllen. Da die Aufgabenkreise zumeist sehr allgemein formuliert sind, ist es 
Aufgabe des Betreuers, sie in seinem Umgang mit dem Betroffenen zu konkreti-
sieren. Während dieser Wahrnehmung des richterlichen Auftrags, d.h. der eigent-
lichen Betreuungstätigkeit, hat der Betreuer keinen Kontakt mehr zum Richter. 
Lediglich nach einer Überprüfungsfrist von spätestens fünf Jahren wird ein rich-
terlicher Kontakt zwischen Betreuer und Richter wieder hergestellt. Der Richter 
erhält mit der Überprüfung zu diesem Zeitpunkt einen Einblick in den Erfolg der 
                                                 
1 Ein solcher Einblick ist per Gesetz zumindest nicht vorgesehen. Ein engagierter Richter kann 
sich natürlich durchaus der Frage annehmen, auf welche Art die Betreuung geführt wird und 
Kontakt zum Betreuer suchen und halten.  
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Betreuung und kann anhand dessen entscheiden, ob die Betreuung noch weiter 
notwendig ist, die Aufgabenkreise zu weit oder vielleicht auch zu eng gefasst wa-
ren, um dem Betreuungsauftrag angemessen nachzukommen. Im Zeitraum zwi-
schen diesen Fristen ist es dem Betreuer aber von Seiten des Richters überlassen, 
in welcher Art er den Betroffenen betreut.   
 
 
3.2 Die Aufgaben des Rechtspflegers 
 
Der Rechtspfleger hat (ausgenommen die dem Richter vorbehaltenen Aufgaben) 
die funktionelle Zuständigkeit für alle Betreuungssachen. Konkret bedeutet dies, 
dass, sobald die Betreuung vom Richter eingerichtet ist und damit das Ob und der 
Umfang der Betreuung feststeht, ein „grundsätzlicher Zuständigkeitswechsel im 
Gericht“ (Pardey, 2000, S. 51) eintritt: Ab diesem Zeitpunkt ist der Richter bis zur 
erneuten Überprüfung der Erforderlichkeit und der Aufgabenkreise mit dem ge-
samten Betreuungsverfahren nicht mehr befasst. In seinen beruflichen Entschei-
dungen ist der Betreuer auf sich allein gestellt, nur in einzelnen Fällen trifft er 
noch mit dem Gericht zusammen. Dort ist dann allerdings nicht mehr der Richter 
sondern ab diesem Punkt des Betreuungsverfahrens der Rechtspfleger für ihn der 
Ansprechpartner: 
 
Der Rechtspfleger hat die Funktion, den Betreuer in seine Aufgaben einzuführen, 
dem Betreuer rechtliche Beratung zukommen zu lassen und über die Betreuung 
Aufsicht zu führen (§§ 1908 i Abs.1 i.V.m. §1837 Abs.1, BGB). Außerdem ist 
seine wesentliche Aufgabe die Prüfung der Abrechnung des Berufsbetreuers (§ 56 
FGG, §§ 1908 i (1), 1835 ff, 1908 e, h BGB), bei der er u.a. kontrollieren soll, ob 
der vom Betreuer für die einzelnen Tätigkeiten aufgeführte Zeitaufwand ange-
messen und nachvollziehbar ist (vgl. Kierig & Kretz, 2000, S. 243).1  
 
                                                 
1 Auf für die Fragestellung der Arbeit nicht bedeutsame weitere Aufgabenbereiche des Rechtspfle-
gers soll ebenfalls hier nicht eingegangen werden. 
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Damit ist der Rechtspfleger die wesentliche Kontrollinstanz in Bezug auf Inhalt 
und Abrechnung der Betreuertätigkeit. Das Betreuungsrechtsänderungsgesetz hält 
fest, dass es bei der Vergütung der Betreuer einen Prüfungsbedarf gibt, weil ohne 
eine solche strenge Prüfung ein Zuviel an sozialen Tätigkeiten abgerechnet würde 
(s. o.). Und es ist nun die Zuständigkeit des Rechtspflegers, dem Auftrag nach 
einer strikten Trennung von rechtlicher und tatsächlicher Betreuung im Rahmen 
der Kontrolle der Betreuerabrechnung nachzukommen. Dabei entscheidet er nicht 
über das Ob der Betreuung und die Aufgabenkreise, sondern prüft, ob die bereits 
getätigte Betreuungsarbeit tatsächlich für die Rechtsfürsorge des Betroffenen 
notwendige Tätigkeit war. Der Rechtspfleger interveniert erst in die Betreuungstä-
tigkeit, wenn es um ihre Abrechnung geht. Für den Betreuer bedeutet das unter 
Umständen, dass er bereits vollzogene Tätigkeiten nicht vergütet bekommt (was 
Konsequenzen für sein zukünftiges Vorgehen in der Betreuungsarbeit haben 
kann).  
 
Hier wird deutlich, was es heißt, wenn die Bestimmung der Grenze zwischen 
Rechtsfürsorge und sozialer Zuwendung nicht durch konkrete Kriterien festgelegt 
sondern „der Bestimmung durch die Praxis überlassen“ wird (s. o.): Der Rechts-
pfleger hat damit die Aufgabe, vom Kostengesichtspunkt aus zu entscheiden, wel-
chen Umfang an tatsächlichen Tätigkeiten die konkrete (abrechenbare) Betreuung 
haben darf. Der Betreuer muss diese eventuelle Beschränkung der Vergütung sei-
ner vollzogenen Arbeit entweder hinnehmen oder seine Ansprüche vor Gericht 
einklagen. Die Grenze zwischen Rechtsfürsorge und sozialer Zuwendung findet 
also als ein beständiges Aushandeln der Vergütungshöhe zwischen Betreuer und 
Rechtspfleger statt: Das Problem des Widerspruchs zwischen Rehabilitations- und 




Das Betreuungsrechtänderungsgesetz überlässt die Trennung zwischen rechtlicher 
und sozialer Betreuung der Praxis. Praktisch bedeutet dies eine Aufteilung der 
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Zuständigkeiten zwischen Richter und Rechtspfleger. Der Richter hat damit zu 
tun, das widersprüchliche Gesetz durch seine Auslegung in eine Verlaufsform zu 
bringen, während der Rechtspfleger mit dem Ergebnis dieser Auslegung konfron-
tiert wird und sie unter dem Kostengesichtspunkt beaufsichtigen und prüfen muss, 
ohne konkrete Kriterien zu haben.   
 
Hier schließen sich die Fragen an, wie diese beiden institutionellen Akteure auf 
einer solchen Grundlage ihre eigene Rolle in diesem Spannungsfeld definieren 
und wie sie sich dabei auf das Gesetz beziehen. Unter Einbeziehung sozialpsycho-
logischer Aspekte sollen in den folgenden Teilen der vorliegenden Arbeit, diese 
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4 Sozialpsychologische Aspekte 
 
Mit der Festlegung und Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Richter und 
Rechtspfleger ist nicht erschöpfend geklärt, (ob und) wie sich die Aufträge des 
Gesetzgebers (im Betreuungsgesetz von 1999) tatsächlich in der Praxis nieder-
schlagen. Hier schließt sich notwendigerweise die Untersuchung des Selbstver-
ständnisses der Akteure an, die durch ihr Handeln Betreuung überhaupt eine prak-
tische Ausfüllung und Gestalt geben. Es geht also um die Frage, wie selbige ihre 
Rolle selbst definieren bzw. welche Konzepte von Betreuung sie schildern, um 
den ersten Schritt der Übersetzung der Gesetzesgrundlage – mit ihrem immanen-
ten Widerspruch – in die Praxis nachzuvollziehen.  
Dabei sollen die von den Akteuren geäußerten einzelnen subjektiven Theorien 
unter sozialpsychologischen Blickwinkel betrachtet werden, d.h. es soll eine Ein-




4.1 Die Theorie der sozialen Repräsentationen 
 
Mit seiner Untersuchung zur Diffusion und Rezeption der Psychoanalyse im 
Frankreich der 50er Jahre führte Moscovici 1961 erstmals die Theorie der sozia-
len Repräsentationen1 in die Sozialpsychologie ein. Bei der Formulierung seiner 
Theorie knüpfte er an Durkheims Unterscheidung zwischen „individuellen und 
kollektiven Repräsentationen“ (vgl. 1967, S.45ff) an2. Während der Soziologe 
Durkheim die Unabhängigkeit der sozialen Vorstellungen von den individuellen – 
und damit auch der Soziologie von der Psychologie – postulierte, rückte Moscovi-
ci mit seiner Theorie der sozialen Repräsentationen den Augenmerk auf eine inte-
                                                 
1 In der deutschsprachigen Literatur auch „soziale Vorstellungen“ genannt.  
2 Neben der Durkheimschen Theorie hat die Theorie der sozialen Repräsentationen auch noch 
andere Wurzeln (z.B. in Arbeiten Lévy-Brühls und Piagets), die an dieser Stelle nicht behandelt 
werden sollen. (vgl. hierzu Moscovici, 1995, 2001) 
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grative, sozialpsychologische Betrachtungsweise: „Die Theorie der sozialen Rep-
räsentation ist deswegen einzigartig, weil sie zugleich eine allgemeine Theorie 
gesellschaftlicher Phänomene und eine spezielle Theorie psychischer Phänomene 
sein möchte“ (Moscovici, 1995, S. 272).  
 
Im Sinne einer Sozialpsychologie der Kognition beschäftigt sich die Theorie der 
sozialen Repräsentationen mit der Untersuchung von Wissen als soziales Wissen, 
indem sie sich der Bedeutung von Gegenständen und Prozessen für Subjekte und 
Gruppen sowie der sozialen Zuschreibung von Bedeutungen widmet. Wissen wird 
dementsprechend nicht als simple Beschreibung oder Abbild der Wirklichkeit 
verstanden, sondern ist immer durch Interaktion und Kommunikation entstanden. 
Daher „beschäftigt sich diese Theorie – auch empirisch – mit dem jeweiligen 
Wissen mit Blick auf den – lokalen, sozialen, kulturellen und auch historischen – 
Kontext, in dem es entstanden ist und verwendet wird“ (Flick, 1995b, S. 13). In 
diesem Zusammenhang spielen die modernen Formen der Kommunikation – die 
Massenkommunikation – eine entscheidende Rolle, indem sie neue Möglichkeiten 
der Zirkulation von Ideen bieten und weitere soziale Gruppen in den Prozess der 
Produktion sozialen Wissens einbeziehen.  
 
Soziales Wissen bildet sich einerseits vor allem aus der Zugehörigkeit zu sozialen 
Gruppen heraus – sprich ist sozial konstituiert. Andererseits stellt dieses Wissen 
selbst (bzw. die sozialen Repräsentationen selbst) ein Mittel der Konstruktion von 
Wirklichkeit dar. Um letzteres zu erläutern, zunächst eine klassische Definition 
einer sozialen Repräsentation als 
 
a system of values, ideas and practices with a twofold function: first, to establish 
an order which will enable individuals to orientate themselves in their material 
and social world and to master it, and secondly to enable communication to take 
place among the members of a community by providing them with a code for so-
cial exchange and a code for naming and classifying unambiguously the various 
aspects of their world and their individual and group history. (Moscovici, 1976, 
S. xiii, zitiert nach Duveen, 2001, S. 12) 
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Als Inbegriff sozialer Repräsentationen bezeichnet Moscovici „jede Form des 
Glaubens, der Ideologie, des Wissens (einschließlich der Wissenschaft)“ (1995, S. 
298). Das Ziel sozialer Repräsentationen besteht darin, etwas Unvertrautes oder 
Unvertrautheit selbst vertraut zu machen1. Sie dienen damit der Verarbeitung und 
Einordnung bislang unbekannter, neuer Phänomene oder Veränderungen bekann-
ter Phänomene.  
 
Das Unvertraute oder Fremdartige – wie es Moscovici nennt – verursache Faszi-
nation und Beunruhigung zugleich. Die Transformation des Unvertrauten in Ver-
trautes geschehe dabei unter Einfluss von Bildern, Ideen und Sprache der zugehö-
rigen Gruppe. Demzufolge sind soziale Repräsentationen  
 dem Inhalt nach sozial, da soziale Stereotypen in ihnen repräsentiert wer-
den,  
 zweitens ihrer Entstehung nach sozial, da sie in Kommunikation zwischen 
Individuen und zwischen sozialen Gruppen entstehen 
 und drittens ihrer Funktion nach sozial, da sie die Kommunikation bzw. 
Verständigung innerhalb sozialer Gruppen (über die geteilten sozialen 
Repräsentationen) gewährleisten.  
 
Moscovici (2001) unterscheidet zwei zentrale Prozesse, die an der Erzeugung 
sozialer Repräsentationen beteiligt sind: Verankerung und Objektivierung.  
 
The first mechanism strives to anchor strange ideas, to reduce them to ordinary 
categories and images, to set them in a familiar context. (....) The purpose of the 
second mechanism is to objectify them, that is, to turn something abstract into 
something almost concrete, to transfer what is in the mind to something existing 
in the physical world. (Moscovici, 2001, S. 42)   
 
Mit dem Prozess der Verankerung werden neuartige, ungewohnte Phänomene in 
ein System bestehender sozialer Kategorien bzw. Repräsentationen eingeordnet. 
Der Gegenstand oder Gedanke wird kategorisiert, so dass die zur Kategorie gehö-
                                                 
1 „The purpose of all representations is to make something unfamiliar, or unfamiliarity itself, fa-
miliar“ (Moscovici, 2001, S. 37). 
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renden Meinungen nun auch mit dem Gegenstand oder Gedanken in Verbindung 
stehen. Verankerung meint neben der Kategorisierung des Objekts, es auch zu 
benennen. Dinge, die zu beschreiben und zu benennen sind, werden handhabbar 
und kommunizierbar.  
Hierbei ist nicht zu vergessen, dass die Kategorisierung eingebettet ist in soziale 
Klassifikationen und Konstruktionen. „Es werden dazu vor allem die in alltägli-
cher Kommunikation verfügbaren und im jeweiligen sozialen, kulturellen etc. 
Kontext akzeptierten Kategorien und Klassen verwendet und modifiziert“ (Flick, 
1995b, S. 15). Soziale Repräsentationen schlagen damit nicht nur eine Brücke 
zwischen dem Fremden und dem Vertrauten, sondern dienen auch der Minderung 
von Kommunikationsunsicherheiten innerhalb einer Gruppe.  
 
Der weit aktivere Prozess der Objektivierung hat zum Resultat, dass das zuvor als 
abstrakt wahrgenommene Phänomen nach und nach als selbstverständlich und als 
Teil der Wirklichkeit angesehen wird. Es findet eine „metamorphosis of words 
into objects“ (Moscovici, 2001, S. 52) statt, d.h. es werden abstrakte Ideen und 
Konzepte in ein konkretes Bild übersetzt oder an konkreten Gegenständen fest-
gemacht. In diesem Prozess der Transformation des Abstrakten ins Konkrete wer-
den nicht alle Bestandteile beispielsweise einer Theorie (wie der Psychoanalyse) 
übernommen. Es scheint so, dass soziale Gruppen in ihrer Kommunikation eine 
Selektion treffen, welche Bestandteile sie hervorheben und welche sie sogar weg-
lassen, weil sie – wie auch immer – zu dem Sinngehalt ihres bestehenden Kom-
plexes an Bildern und Überzeugungen nicht passen.  
 
Während Durkheims Idealvorstellung einer kollektiven Repräsentation darin be-
stand, dass alle Mitglieder einer Gesellschaft eine solche teilen, die darüber der 
Gesellschaft Stabilität verleihe, dürfte klar geworden sein, dass Moscovicis Theo-
rie der sozialen Repräsentationen die  Dynamik und Differenziertheit von Reprä-
sentationen betont. Dementsprechend gibt es nicht eine soziale Repräsentation, 
sondern in Abhängigkeit von verschiedenen sozialen Kontexten, in denen sie ent-
stehen, verschiedene Ausprägungen sozialer Repräsentationen. „Die Theorie der 
sozialen Repräsentationen eröffnet einen psychologischen Zugang zu den ver-
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schiedenen Versionen der Welt, die in unterschiedlichen sozialen Kontexten kon-
struiert werden“ (Flick, 1995a, S. 75). 
Genauso gelten soziale Repräsentationen nicht für alle Zeiten, sondern unterliegen 
Veränderungen, wie auch eine Gesellschaft Veränderungen unterliegt:   
 
Wir sehen selbst, wie die sozialen Repräsentationen sozusagen vor unseren Au-
gen in den Medien und in der Öffentlichkeit durch Kommunikation entstehen. 
Aber die Kommunikation geht stets mit Transformation einher, die entweder den 
Sinn oder die Begriffe, die Bilder, die Intensität oder die Assoziation von Glau-
bensinhalten verändern. Diese Veränderungen drücken sich in den sozialen Rep-
räsentationen einer Gemeinschaft aus. (Moscovici, 1995, S. 305) 
 
Schließlich stellt sich die Frage, wie die Theorie der sozialen Repräsentationen 
Anwendung im Rahmen dieser Arbeit finden soll. Die Beantwortung leistet das 
nächste Kapitel.  
 
 
4.2 Soziale Repräsentationen von Betreuung  
 
Die ursprüngliche Erforschung sozialer Repräsentationen orientierte sich an dem 
Eindringen wissenschaftlicher Theorien in den Alltag1. Spätere Studien widmeten 
sich eher der sozialen Konstruktion und Repräsentation bestimmter Gegenstände 
wie z.B. Gesundheit und Krankheit2. (vgl. Flick, 1995b, S. 14) 
Im Gegensatz zur klassischen Kognitionsforschung, der es um die Erforschung 
formaler Informationsverarbeitungsprozesse geht, begründet die Theorie der sozi-
alen Repräsentationen das Interesse an den Inhalten des jeweiligen Wissens und 
dessen Bedeutung für die Individuen und Gruppen. In diesem Sinne hat die vor-
liegende Arbeit den Inhalt und die Bedeutung des Wissens über Betreuung im 
                                                 
1 Siehe: klassische Studie Moscovicis zur Rezeption der Psychoanalyse (1961). 
2 In diesem Zusammenhang werden die Studien von Herzlich (1975, 1991) und von Jodelet (1989, 
1991) genannt. Für weitere beispielhafte Studien vergleiche die Herausgeberwerke Flick (1995c) 
und Witte (1998).  
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Auge, um die Frage nach der sozialen Konstruktion und Repräsentation von 
Betreuung zu beantworten. 
 
Unvertraute Phänomene müssen vertraut gemacht werden. Repräsentationen der 
Wirklichkeit entstehen nicht als deren einfache Abbildung sondern als Interpreta-
tionen. Das geschieht erstens über Verankerung der neuen, ungewohnten Gedan-
ken in gewohnte Bilder und Kategorien, die von der Zugehörigkeit zur jeweiligen 
Gruppe abhängig sind. Zweitens bekommen die zunächst abstrakten Gedanken 
und Konzepte konkrete Gestalt, sprich die Ideen und Worte werden zu Objekten, 
zu selbstverständlichen Bestandteilen der physischen Welt.    
 
Im Sinne der Theorie der sozialen Repräsentationen ist Betreuung als neues, un-
vertrautes Phänomen zu betrachten: Das Betreuungsrecht wurde 1992 erstmals 
eingeführt und damit auch das Phänomen Betreuung. 1999 erfuhr die Betreuung 
durch das Betreuungsrechtänderungsgesetz eine Reform. Das Betreuungsrecht 
gibt damit die Vorlage für die praktische Umsetzung – d.h. soziale Konstruktion – 
von Betreuung. Diese Vorlage bedarf der Interpretation – der Verankerung und 
Objektivierung – durch die beteiligten Individuen und Gruppen.  
 
Das Objekt der Repräsentation ist Betreuung, wie sie vom Gesetzgeber formuliert 
ist. Wie oben (s. Kap. 2.3) gezeigt, beinhaltet das Betreuungsgesetz die sich wi-
dersprechenden Seiten einer eher sozial verstandenen Betreuung, die explizit Re-
habilitation mit einschließt, und einer rein rechtlich verstandenen Betreuung. Vor 
diesem Hintergrund ist die Frage der Repräsentation um ein weiteres interessan-
ter: Wenn Betreuung so widersprüchlich konzipiert ist und selbst auch keine nähe-
re Bestimmung für die praktische Umsetzung enthält, wie findet die soziale Kon-
struktion und Repräsentation von Betreuung dann statt? 
 
Die Repräsentationen von Betreuung sollen anhand der Repräsentationen der 
Betreuungsrichter und –rechtspfleger untersucht werden. Richter und Rechtspfle-
ger sind somit Träger der Repräsentationen: Ihr Umgang mit dem Gegenstand 
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Betreuung wird von ihrer Repräsentation vom selbigen geleitet. Für die Akteure 
selbst ist der Gegenstand nicht von den Repräsentationen zu trennen:  
 
Dem sozialen Akteur (...) bietet sich das Objekt weder in der Wahrnehmung, 
noch in der Handlung unabhängig von der jeweiligen sozial repräsentierten Form 
dar. Der soziale Akteur interagiert nicht mit dem Objekt selbst, sondern streng-
genommen mit der repräsentierten Form. (Wagner, 1994, S. 135) 
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass nicht nur das im Gesetz angelegte Spannungs-
feld sozialer versus rechtlicher Betreuung eine Rolle spielt, sondern auch die Ver-
teilung der Zuständigkeiten zwischen Richter und Rechtspfleger (s. Kap. 3). Be-
einflusst ihre jeweilige Rollendefinition entsprechend ihre sozialen Repräsentati-
onen von Betreuung?  
Träfe letzteres zu, könnte man davon sprechen, dass die jeweilige soziale Reprä-
sentation von der Zugehörigkeit zu der jeweiligen Berufsgruppe abhängt. Berufs-
gruppen sind als symbolische Gruppen zu bezeichnen. Flick (1998) beschreibt die 
– im Vergleich zu natürlichen Gruppen immer mehr an Bedeutung gewinnenden – 
symbolischen Gruppen als solche, „deren Mitglieder nicht mehr in direkter Kom-
munikation miteinander stehen [wie natürliche Gruppen], sondern durch ihre 
symbolische Zugehörigkeit zu solchen Gruppen ihre repräsentationsstiftende Wir-
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5 Einführung in die empirische Studie 
 
Im Rahmen dieser Arbeit interessieren die sozialen Repräsentationen von Betreu-
ung, welche anhand der Repräsentationen der institutionellen Akteure Richter und 
Rechtspfleger untersucht werden sollen. Einen möglichen direkten Zugang zu den 
Repräsentationen bietet die Methode der Befragung, welche hier im Rahmen qua-
litativer Forschungsmethodik zu verstehen ist.  
 
Dabei stützt sich die vorliegende empirische Untersuchung auf Daten, die im 
Rahmen eines durch das niedersächsische Justizministerium an die Graduate 
School of Social Sciences (GSSS) der Universität Bremen1 ergangenen Auftrages 
(Juni bis Dezember 2002) erhoben wurden. Der Auftrag bestand in einer wissen-
schaftlichen Begleitung einer Projektgruppe2 aus fünf Amtsrichtern und einem 
Rechtspfleger, die in einer sozialwissenschaftlichen Untersuchung der Rechtspra-
xis konkretisiert wurde. Das Ziel bestand darin, den Umgang von den mit der 
Praktizierung des Betreuungsrechts befassten Institutionen mit Hilfe von Exper-
teninterviews zu erfassen, und die daraus gewonnenen Erkenntnisse über den ü-
berproportionalen3 Anstieg der Betreuungskosten mit Schlussfolgerungen aus 
statistischen Daten aus dem Justizministerium zu verknüpfen. (vgl. Haase et al., 
2003, Ackermann et al., 2003)4  
 
                                                 
1 Dr. Andreas Witzel, Annelen Ackermann, cand. Dipl.-Psych. und Irena Medjedović, cand. Dipl.-
Psych. 
2 Dieter Haase, RiAG Bad Iburg  (Projektleitung), Dieter Koonert, Dipl. Rechtspfl. AG Nordhorn, 
Annette Loer, Ri´inAG Hannover, Prof. Dr. Karl-Dieter Pardey, Dir. AG Wolfenbüttel, Klaus-
Rainer Strunk, RiAG Lüneburg und Johann Thiele, RiAG Northeim.  
3 Der zur Einführung des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes diskutierte Kostenanstieg wurde 
damals lediglich auf steigende Fallzahlen zurückgeführt, also als ein proportionaler Kostenan-
stieg diskutiert (vgl. Kap. 2.2.2). Nach Einführung der Reform trat die erhoffte Kostensenkung 
bzw. –stabilisierung nicht ein, stattdessen wurde registriert, dass die Kosten überproportional 
stiegen. Die niedersächsische Studie war die erste, die auf der Grundlage dieser Erkenntnis 
forschte (vgl. Haase et al., 2003).  
4 Die Verfasserin der vorliegenden Arbeit war Mitglied des genannten Forschungsprojektes und 
war in allen Stationen der Projektarbeit beteiligt. 
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In folgenden Kapitel 5.1 sollen zunächst die für die vorliegende Arbeit wesentli-
chen Punkte der Datenerhebung und –aufbereitung des damaligen Forschungspro-
jektes eingegangen werden, bevor die spezielle Auswertung im Rahmen dieser 
Arbeit erläutert wird (in Abschnitt 5.2). 
 
 
5.1 Die Datenbasis: Anlage des niedersächsischen Forschungs-
projekts1  
 
Im Mittelpunkt2 der Untersuchung stand die qualitative Expertenbefragung mit-
hilfe von leitfadengestützten, „problemzentrierten Interviews“ (Witzel, 1982, 
1985, 2000). Dabei handelt sich um Expertengespräche im doppelten Sinn: Die 
Untersuchungspersonen als unterschiedliche Funktionen ausübende Experten 
wurden überwiegend von Experten bezüglich des Betreuungsrechts und -
verfahrens befragt, die ihre Sachkenntnis und Erfahrung zu ideenreichen Nachfra-
gen im Interview nutzen konnten. 
 
Die Grundidee für die Gestaltung des Leitfadens (vgl. Anhang) bestand darin, in 
einem ersten Themenblock die Praxis der am Betreuungsverfahren Beteiligten 
konkret und ausführlich zu ermitteln, um den zentralen Aspekt der Entstehung 
von Kosten differenziert verorten zu können. Das durchgängige Frageraster ent-
lang der Praxisschilderungen bezieht sich auf typische versus untypische Fälle, 
hinderliche versus förderliche Bedingungen, nützliche versus weniger nützliche 
Regelungen und auf Fragen nach den Veränderungen in der Zeit. Somit besteht in 
der Auswertung die Möglichkeit, Kostenaspekte auch unabhängig vom subjekti-
ven Kostenbewusstsein aus der Verfahrenspraxis selbst ableiten zu können. Dies 
war schon deshalb notwendig, weil die Befragtengruppen unterschiedlich in das 
Gesamtverfahren und den Verlauf eines Betreuungsfalles eingebunden sind, und 
                                                 
1 Vgl. Haase et al., 2003 
2 Daneben fand auch eine ergänzende quantitative Datenanalyse statt (vgl. Haase et al., 2003). 
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sie daher ihre expliziten Urteile zur Kostenfrage ihren spezifischen (Teil-
)Einsichten und Interessen bezogen auf das Gesamtverfahren verdanken.  
Der zweite größere Themenblock beinhaltet direkte Fragen über den Anstieg der 
Betreuungsfälle, die Kosten insgesamt und die Kosten pro Fall. Eine Art Resümee 
der geschilderten Praxis stellt die Frage nach dem Kern des Betreuungsrechts so-
wie nach erhaltenswerten und zu verändernden Gesichtspunkten des Verfahrens 
dar. Damit sollte die Expertenstichprobe explizit nach ihrer Sicht der Kostenprob-
lematik und nach Ideen für mögliche Verfahrensalternativen befragt werden. 
 
Für die Stichprobe wurden von den insgesamt 80 niedersächsischen Amtsgerich-
ten 16 Gerichte ausgewählt. Um die Breite der Untersuchung zu sichern, waren 
für die Bezirke Braunschweig, Wolfsburg, Goslar, Hannover, Lüneburg, Stade, 
Dannenberg (Elbe), Lehrte, Bremervörde, Sulingen, Osnabrück, Vechta, Aurich 
als Kriterien für die Auswahl maßgebend: Anzahl der Richter, Größe des Ge-
richtsbezirks nach Einwohnern, Betreuungskosten pro Einwohner, Regionale 
Struktur und Kostenentwicklung von 1997-2001 (überdurchschnittlich, durch-
schnittlich oder unterdurchschnittlich gestiegen, bzw. relativ konstant). Darüber 
hinaus wurden Bezirke als Sonderfälle mit nur je einem Interview – und zwar je-
weils mit einem Rechtspfleger – einbezogen: Jever mit einem besonders hohen 
Anteil ehrenamtlicher Betreuer, Meppen als Gerichtsbezirk mit den meisten Vor-
sorgevollmachten und Oldenburg aufgrund der Pauschalierung als Abrechnungs-
form für Vereins- und freie Berufsbetreuer.  
 
Zwecks Überprüfung des Instrumentariums und Schulung des Untersuchungs-
teams fand vor Beginn der eigentlichen Erhebung eine Interviewer-Schulung (es 
nahm die gesamte Arbeitsgruppe teil) in Bremen statt. 
Die Interviews erstreckten sich auf die am Betreuungsverfahren beteiligten Insti-
tutionen Gericht (Richter und Rechtspfleger), Betreuungsstelle und Betreuer 
(Vereins- und Berufsbetreuer). Die Durchführung der Interviews begann landes-
weit Anfang Juni 2002 zunächst bei den ausgewählten Gerichten (Richter und 
Rechtspfleger) und wurde dann bei den Betreuungsstellen weitergeführt. In einem 
weiteren Erhebungsschritt folgten die Befragungen der Berufs- und Vereinsbe-
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treuer. Sämtliche Gespräche wurden durch Tonträger aufgezeichnet. Bei den 
Terminabsprachen musste vielfach auf den nahen Urlaubsbeginn wegen der an-
stehenden Sommerferien Rücksicht genommen werden, so dass die Befragungen 
bei den Gerichten in Stade, Lüneburg und Dannenberg erst im September 2002 
abgeschlossen werden konnten. 
Die Teilnahmebereitschaft an den Interviews und ihre Aussagefreudigkeit war 
durchweg sehr positiv: Es gab keine einzige Verweigerung, vielmehr bemühten 
sich die Befragten um ausführliche Auskünfte und Meinungsäußerungen zur an-
stehenden Problematik. 
 
Die aufgezeichneten Interviews wurden fortlaufend transkribiert. Das geschah 
arbeitsteilig im Ministerium für Justiz sowie bei den Amtsgerichten Northeim, 
Hannover und Bad Iburg. Durch technische Fehler, mangelnde Tonqualität und 
organisatorische Probleme durch die dezentralisierte Bearbeitung der Interviews 
konnten acht Interviews nicht verwendet werden (nicht transkribierbar bzw. verlo-
ren gegangen oder bislang nicht mehr auffindbar). Somit standen der Forschungs-
gruppe n=59 Interviews für eine Datenanalyse zur Verfügung, davon 13 Inter-
views mit Richtern, 16 mit Rechtspflegern, 13 mit Personen der Betreuungsbe-
hörden, 11 mit Berufsbetreuern und 6 mit Vereinsbetreuern. 
 
Mit den Interviewtranskripten wurde eine digitale Datenbank (zur Methode vgl. 
Kühn & Witzel, 2000) aufgebaut, mit dem Ziel der Systematisierung und Erleich-
terung des Auswertungsprozesses. Um die umfangreichen Interviewtexte für die 
Auswertung einfacher zugänglich zu machen, wurde ein Kategoriensystem (vgl. 
Anhang) entwickelt, das als Kodierschema im Sinne eines „Containers“ oder 
„Karteikastens“ Textstellen identifiziert, systematisiert und sammelt. Diese Text-
stellen konnten dann themen-, merkmals- und personenbezogen abgerufen wer-
den.  
In diesem Zusammenhang wurde das gerade an der GSSS in Bremen fertiggestell-
te Datenverwaltungs- und Textanalyseprogramm „QbiQ“1 verwendet.  
 
                                                 
1 Vgl. „Archiv für Lebenslaufforschung“, http://www.gsss.uni-bremen.de.  
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Die Kodierung der Interviews fand in Bremen statt und wurde mit dem Abfassen 
von „Falldarstellungen“ (i.S.v. Witzel, 1996, S. 60) als eher deskriptiver Form des 
Erfassens der Expertenaussagen kombiniert. Dieser erste interpretative Arbeit-
schritt nutzte also die für eine Kodierung notwendige Interpretationsleistung, um 
gleichzeitig einen Überblick über die fallbezogenen Interviewaussagen herzustel-
len.  
 
Aufgrund der begrenzten Laufzeit des Projekts wurde Mitte November die Kodie-
rung abgebrochen, so dass nicht alle Interviews der Auswertung in „QbiQ“ zur 
Verfügung standen. Teilweise konnte jedoch auf die Fallbeschreibungen zurück-
gegriffen werden. Welche Folgen diese Abkürzungsstrategie konkret für diese 
Arbeit bedeutete, wird im nächsten Kapitel erläutert.  
 
 
5.2 Die Methode der Datenanalyse  
  
Mit der Entscheidung sich auf die Datenbasis des niedersächsischen Projektes zu 
stützen, wurde bewusst der Schwerpunkt einer qualitativen Methode gewählt, da 
die sozialen Repräsentationen der Richter und Rechtpfleger von Betreuung am 
ehesten durch Praxisschilderungen und deren Bewertungen rekonstruierbar schei-
nen. „Wenn soziale Repräsentationen im Alltag das Un-Vertraute vertraut machen 
(...) sind qualitative Methoden der empirische Zugang zu den un-vertrauten Ge-
genständen“ (Flick, 1998, S. 71). Qualitative Forschung orientiert sich eher an den 
subjektiven Sichtweisen und sozialen Bedeutungen und ermöglicht durch ihre 
relative Offenheit, dass die Komplexität des Gegenstandes gewahrt bleibt (vgl. 
Flick, 1999). 
 
Aus der umfassenden Datenbasis von insgesamt n=59 Interviews wurden für diese 
Arbeit die Interviews der Richter und Rechtspfleger ausgewählt. Es stehen somit 
13 Richter- und 16 Rechtspfleger-Interviews der Auswertung zur Verfügung. Von 
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den 13 befragten Richtern sind zwei weiblichen Geschlechts. Unter der Stichpro-
be der Rechtspfleger sind 11 weiblichen und 5 männlichen Geschlechts.1  
Von den insgesamt 29 Interviews stehen 4 Interviews in Form von Einzelfallbe-
schreibungen der Auswertung zur Verfügung. Hinzu kommt, dass 2 (Rechtspfle-
ger-)Interviews nur in transkribierter Form vorliegen. Die restlichen 23 Interviews 
liegen in kodierter Form vor und sind Bestandteil einer digitalen Datenbank, auf 
welche mithilfe des Datenverwaltungs- und Textanalyseprogramms „QbiB“ zuge-
griffen werden kann.  
 
Unter Betrachtung der Daten aus den genannten Kategorien und unter Rückgriff 
des in der Mitarbeit im damaligen Projekt erworbenen Eindrücke der Verfasserin 
vom Datenmaterial, wurden zentrale Themen (zur Auswertungsmethode vgl. Wit-
zel, 1996) herausgearbeitet, die der Analyse als thematisches Raster zur Orientie-
rung diente:  
 
- Zweck und Sinn des Instituts Betreuung 
- Individueller Betreuungsbedarf der Klientel 
- Kostenbewusstsein  
 
Dabei wurde unter Verwendung von „QbiQ“ hauptsächlich mit den Kategorien 
„3_1 Erforderlichkeit“, „10 Alternativen“ und „14 System_Kern“ gearbeitet, die 
aufgrund ihrer inhaltlichen Definition sich für die Fragestellung am ergiebigsten 
erwiesen haben (vgl. Kategoriensystem im Anhang). Die Kategorie „3_1 Erfor-
derlichkeit“ beinhaltet Schilderungen zur Beurteilung der Erforderlichkeit der 
Betreuungseinrichtung für einzelne Betroffene oder Betroffenengruppen. Die Ka-
tegorie „14 System_Kern“ enthält Äußerungen der Befragten hinsichtlich des ei-
genen Grundverständnisses über den Kern bzw. Sinn und Zweck des Betreuungs-
rechts. In der Kategorie „10 Alternativen“ werden von den Befragten erwogene 
Ideen und Möglichkeiten des alternativen Umgangs mit Bestandteilen des Betreu-
ungsverfahrens oder grundsätzliche Alternativen zum Betreuungsrecht genannt.  
                                                 
1 Zur Benennung der Funktion der Akteure wird in dieser Arbeit die neutrale sprachliche Form – 
z.B. Richter oder Rechtspfleger – benutzt. Darüber hinaus dient diese Vorgehensweise der Wah-
rung der Anonymität der befragten Personen. 
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6 Soziale Repräsentationen von Betreuung bei Richtern 
und Rechtspflegern  
 
Die theoretischen Vorüberlegungen legen nahe, dass Richter und Rechtspfleger 
aufgrund ihrer differierenden Funktionen die Praxis der rechtlichen Betreuung 
unterschiedlich gestalten. Daher lassen sich drei zusammenhängende Forschungs-
fragen formulieren:  
 
Die erste Frage zielt auf das ganz grundsätzliche Verständnis vom Zweck der 
Betreuung. D.h.: Was soll das Institut der rechtlichen Betreuung aus Sicht der 
befragten Richter und Rechtspfleger überhaupt leisten? 
 
Die zweite Forschungsfrage richtet sich auf Unterschiede in der Beurteilung des 
individuellen Betreuungsbedarfs der Klientel. D.h.: Für welche Personen ist aus 
Sicht der befragten Richter und Rechtspfleger eine rechtliche Betreuung erforder-
lich und sinnvoll und für welche nicht?  
 
Drittens haben diese Sichtweisen unmittelbare Konsequenzen für das Kostenbe-
wusstsein der Akteure. D.h.: Inwiefern ist ihre berufliche Sichtweise von der Kos-
tenthematik dominiert?  
 
Im Folgenden sollen die Äußerungen der Richter und der Rechtspfleger zu den 
einzelnen dargestellten Fragestellungen jeweils systematisch dargestellt und im 
Rahmen der theoretischen Vorüberlegungen – bezüglich des gesetzlichen Rah-
mens und der Theorie der sozialen Repräsentationen – interpretiert werden, wobei 
exemplarische Zitate die analytischen Aussagen belegen und veranschaulichen 
sollen.  
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6.1 Zweck der Betreuung 
 
Im Gesetz ist eine widersprüchliche Zweckbestimmung der Betreuung formuliert: 
einerseits eine eher soziale Betreuung, die sich gegenüber dem zuvor bestandenen 
Rechtsinstitut der Vormundschaft um eine Stärkung der Rechte des Betroffenen 
bemüht, und den Rehabilitationsansatz und eine ressourcenfördernde Orientierung 
beinhaltet; andererseits die Betonung einer ausschließlich rechtlichen Fürsorge, 
die sich ausdrücklich gegen soziale Tätigkeiten innerhalb von Betreuungen und 
damit einhergehende Vergütungsansprüche wendet. Wie diese beiden divergieren-
den Absichten verwirklicht werden sollen, bleibt im Gesetz offen, d.h. es werden 
auch keine näheren Ausführungen zur Trennung zwischen rechtlich und sozial 
gemacht. Dieser Widerspruch ist vom Gesetzgeber bewusst stehen gelassen und 
der Praxis überantwortet worden, die ihn lösen soll. (vgl. Kap. 2.3) 
 
Nun ist in diesem Kapitel die Frage, wie sich die institutionellen Akteure Richter 
und Rechtspfleger in ihren Repräsentationen von Betreuung auf den formulierten 
Zweck – rechtliche Betreuung, die gleichzeitig Rehabilitation leisten soll – bezie-
hen.  
    
Richter und Rechtspfleger haben im Betreuungsverfahren eindeutig festgelegte 
Zuständigkeiten: Der Richter ist mit der Auslegung des Gesetzes befasst, indem er 
– ohne konkret bestimmte Handhaben – über Erforderlichkeit, Umfang der Auf-
gabenkreise und Dauer der Betreuung entscheidet. Die Aufgaben des Rechtspfle-
ger knüpfen an den Entscheidungen des Richters an: Er hat im Wesentlichen die 
bereits eingerichtete Betreuung bezüglich inhaltlicher Übereinstimmung mit den 
definierten Aufgabenkreisen und bezüglich der Vergütbarkeit zu beaufsichtigen. 
Ihm obliegt die Entscheidung darüber, welche Tätigkeiten des Betreuers vergütet 
werden und welche nicht. An dieser Stelle im Betreuungsverfahren findet die 
praktische Definition darüber statt, was als rechtliche Betreuung akzeptabel er-
scheint und was nicht, doch immer nur als Bezug auf vom Richter gefällte Ent-
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scheidungen über Erforderlichkeit und grobe Bestimmung des Umfangs der 
Betreuung (vgl. Kap. 3). 
 
Es ist anzunehmen, dass die durch die Aufteilung der Zuständigkeiten geschaffe-
nen Handlungsbedingungen der Richter und Rechtspfleger ihre Repräsentationen 
vom Zweck der Betreuung entsprechend beeinflussen.  
 
 
6.1.1 Die Rechtspfleger  
 
In der Repräsentation der Rechtspfleger vom Zweck der Betreuung findet sich 
eindeutig - und einseitig - der Anspruch des Gesetzgebers auf Eingrenzung der 
Betreuung auf eine rechtliche wieder. Die Gesetzesgrundlage hat in der Interpreta-
tion der Rechtspfleger die Umsetzung gefunden, dass lediglich eine Seite – näm-
lich rechtliche Betreuung – betont wird. Die andere Seite der bezweckten sozialen 
Betreuung und Rehabilitation wird vernachlässigt, um nicht zu sagen ausgelassen. 
Der Prozess der Objektivierung ging also hier mit einer Veränderung bzw. Selek-
tion von Bestandteilen des Gegenstandes einher. 
 
Es wird eine Unzufriedenheit mit der bestehenden Rechtspraxis – also mit den 
Entscheidungen der Richter – deutlich, die ihrer Auffassung nach eine zu weite 
Fassung von Hilfe darstelle. In ihrer Zuständigkeit für die Beaufsichtigung der 
(vom Richter) eingerichteten und laufenden Betreuung übernehmen sie den Auf-
trag des Gesetzgebers, auf die Einschränkung der Betreuung auf rechtliche Tätig-
keiten zu achten. Auffällig ist dabei, dass die Rechtspfleger – im Gegenteil zu den 
Richtern – sich kaum positiv zu den Zwecken der Einrichtung einer Betreuung 
äußern, sondern ihnen eher wichtig erscheint, die rechtliche Betreuung negativ 
von dem abzugrenzen, was sie nicht sein solle. Dieser Befund passt dazu, dass der 
Gesetzgeber selbst „rechtliche Betreuung“ positiv nicht näher bestimmt, sondern 
damit die Absicht der Restriktion vergütungsfähiger Tätigkeiten (zwecks Kosten-
reduktion) zum Ausdruck bringt. In ihrer sozialen Repräsentation bleiben die 
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Rechtspfleger beim Abstraktum ‚Einschränkung’, soll heißen, dass sie von der 
Idee der Einschränkung leben, dabei aber kein Prinzip bzw. keine Richtlinien 
nennen, an denen sich die Einschränkung orientiert. (Was vorher – im Gesetz – 
abstrakt war, bleibt abstrakt.)  
 
In dem Begriff Fürsorge, auf den sich Rechtspfleger 14 positiv bezieht, klingt 
zwar mit der Anerkennung einer zu leistenden Fürsorge einerseits eine umfassen-
de, d.h. über die rechtliche Begrenzung hinausgehende Betreuung an. Diese all-
gemeine Formulierung wird jedoch im nächsten Schritt relativiert, indem zum 
einen Dienste bzw. Hilfen aufgezählt werden, die nicht Bestandteil der Fürsorge 
sein sollten, und zweitens auf andere vorrangige Hilfsmöglichkeiten verwiesen 
wird, da ansonsten das Institut Betreuung ausgenutzt würde: „Es wird immer 
Menschen geben, die unserer Fürsorge bedürfen, aber nicht als Schreibknechte, 
nicht als Geldbeschaffungsinstitut, nicht als Hilfen insoweit wenn andere Hilfen 
möglich sind“ (Rpfl14, 12081). Neben dem Bedürfnis Betreuung in ihrem Umfang 
einzuschränken, beinhaltet die Ausdrucksweise („Schreibknechte“ und „Geldbe-
schaffungsinstitut“) eine zusätzliche negative Konnotation, die einen gewissen 
Ärger bzw. eine Unzufriedenheit des Befragten deutlich macht. Seine Unzufrie-
denheit und inhaltliche Kritik wendet sich offenbar gegen eine bestehende 
Rechtspraxis (sonst hätte er ja keinen Grund für den Ärger). Er als Rechtspfleger 
ist konfrontiert mit allen die Einrichtung der Betreuung betreffenden maßgebli-
chen Entscheidungen durch den Richter und ist mit diesen Entscheidungen alles 
andere als einverstanden.  
 
Andere Rechtspfleger drücken die als notwendig erachtete Eingrenzung der 
Betreuung unmittelbarer aus. So betont ein Rechtspfleger, dass „auch nur das 
gemacht werden [solle], was unbedingt erforderlich“ (Rpfl15, 1242) sei. Welche 
betreuerischen Maßnahmen als „unbedingt erforderliche“ gelten, erläutert er je-
                                                 
1 Zwecks Anonymisierung wurden die Richter- und Rechtspfleger-Interviews jeweils durchnum-
meriert. Die in den Quellenangaben verwendeten Abkürzungen „Rich“ und „Rpfl“ stehen für 
Richter und Rechtspfleger. (Rpfl14 heißt demnach Interview mit Rechtspfleger 14). Die Zahl 
nach dem Komma gibt die Zeilennummer der ersten Zeile der zitierten Textpassage an.   
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doch nicht. Dieses Zitat kann als typisches gelten, weil es den abstrakt bleibenden 
Wunsch nach Einschränkung der Betreuung zum Ausdruck bringt.   
 
Ein weiterer Rechtspfleger äußert sich kritisch zu ihm bekannten Betreuungen 
„seelisch kranker Menschen“, in denen er eine zu weite Auslegung von Betreuung 
entdeckt, der er den Maßstab der rechtlichen Betreuung gegenüberstellt. Er betont, 
dass Betreuung „wie gesagt, rechtliche Betreuung und nicht ja Therapie durch 
den Betreuer“ (Rpfl15, 432) heißen solle. In seiner Repräsentation hat er die eine 
Seite des gesetzlichen Auftrages, die Betreuung auf eine rechtliche einzugrenzen, 
übernommen und beurteilt unter diesem Maßstab die bestehende Rechtspraxis als 
zu weit. Dabei kann das Zitat so verstanden werden, dass er sich gegen ein Ver-
ständnis von Betreuung wendet, welches rehabilitatorische Maßnahmen durch den 
Betreuer – also die andere Seite des Gesetzes – enthält.     
 
Die Orientierung an einer restriktiven Auslegung des Betreuungsgesetzes führt 
Rechtspfleger in ihrer Kritik an der Rechtspraxis manchmal auch so weit, dass sie 
die Einrichtung einiger Betreuungsfälle gänzlich ablehnen. Beispielsweise äußert 
sich Rechtspfleger 4 entsprechend, wenn er meint, dass „in manchen Fällen gar 
keine Betreuung notwendig“ (Rpfl4, 259) sei. 
 
Der Wunsch nach Restriktion und ihre Unzufriedenheit mit der Betreuungsrechts-
praxis gipfelt darin, die vor 1992 existierende Entmündigung als Alternative zum 
Rechtsinstitut der Betreuung zumindest gedanklich zu erwägen:  
 
Also mir blutet schon das Herz, wenn ich sehe, wie viel Vergütungen da [an die 
professionellen Betreuer] ausbezahlt werden und dann, jetzt komme ich wieder zu 
meiner Schwiegermutter und sag Mensch, vor 1992 hat es doch auch geklappt 
[Hervorhebung v. Verf.]. Aber das Gesetz an sich will ich nicht in Frage stellen. 
(Rpfl2, 615)   
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6.1.2 Die Richter  
 
Ein ganz anderes Bild ergibt sich bei den Richtern. Bei diesen ist deutlich zu er-
kennen, dass sie sich von einem positiv bestimmten Maßstab bei der Einrichtung 
und Beurteilung von Betreuungen leiten lassen. Sie sprechen überwiegend von 
Hilfe und Schutz für den Betroffenen und distanzieren sich explizit von einer Auf-
fassung der Betreuung als Entmündigung. Darüber hinaus findet der Zweck der 
Rehabilitation mithilfe der Betreuung ihre absolute Zustimmung. Die Repräsenta-
tion der Richter hat somit die Seite der eher sozial verstandenen Betreuung aus 
dem Gesetz aufgegriffen: Es findet sich die gesetzgeberische Absicht, die mit ei-
ner Entmündigung einhergehende Vormundschaft abzulösen, und zwar durch 
Schaffung einer Betreuung, die unter Wahrung der Rechte und des Wohls des 
Betroffenen auch um Rehabilitation bemüht ist. Dieser Gedanke hat in der Reprä-
sentation der Richter die Verankerung in Kategorien wie „Hilfe“ und „Schutz“ für 
den Betroffenen gefunden, die mit verschiedenen konkreten Bildern und prakti-
schen Umsetzungen im Einrichten von Betreuungen expliziert werden. 
 
Die richterliche Repräsentation vom Zweck der Betreuung greift – einseitig – die 
soziale Komponente des Betreuungsrechts auf, und verankert sie in Kategorien 
der allgemeinen Hilfe bzw. Lebenshilfe und des Schutzes. Diese Kategorien wer-
den in direktem Zusammenhang zum so dargestellten Gegenkonzept der Entmün-
digung vorgestellt. Beispielsweise bedeute Betreuung, „die Lebensverhältnisse 
des Betroffenen so zu gestalten, dass sie noch lebenswerte sind. Und das eben 
alles das, was schwierig ist, abgenommen wird. Nicht im Sinne des Entmündigt-
seins, sondern im Sinne der Hilfe“ (Rich10, 74); „...denn die Betreuung ist Schutz 
und nicht etwa eine Entmündigung“ (Rich8, 231). Die Kritik an der Vorgängerin 
der Betreuung – der Vormundschaft –, dass diese mit einer Entmündigung einher-
ginge, taucht hier als ein weiteres wesentliches Element der Einordnung des Ge-
genstandes auf: Es ist davon auszugehen, dass ‚Nicht-Entmündigung’ eine unter 
Richtern akzeptierte und vertraute soziale Kategorie ist.     
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Der Gesetzgeber hat die Lösung des (bewusst offen gelassenen) Rechtswider-
spruchs der Praxis überlassen. Das betrifft zum einen die sogenannten Tatbe-
standsvoraussetzungen (des §1896 BGB) für die Einrichtung einer Betreuung. So 
beurteilt ein Richter die Tatbestandsvoraussetzungen  zwar als „ziemlich weit ge-
fasst“, aber als richtig: „und ich glaube, dass ist richtig, damit kann man letztlich 
auch praxisnah entscheiden“ (Rich11, 237). Hierin wird deutlich, dass sie den für 
sie vorgesehenen Auftrag, der Auslegung des Rechts, übernehmen und behaupten, 
dass ihre eigene Rechtsauffassung geradewegs Richtschnur für die Praxis sei.   
 
Ihr weites Verständnis von Betreuung als sinnvolle Hilfe und Schutz für die Be-
troffenen mündet entsprechend in die tägliche Praxis (=Objektivierung). So wird 
z.B. die persönliche Anhörung der Betroffenen durch den Richter „als der größte 
Vorteil des Betreuungsrechts“ bezeichnet, welche „zwar aufwändiger“ sei, aber 
als „für die Betroffenen einfach besser“ (Rich4, 516) betrachtet wird. Dass hier 
das Wohl des Betroffenen im Vordergrund steht, zeigt sich auch darin, dass die 
Antragstellung als „Ansatzpunkt“ betrachtet wird, „überhaupt erst mal zu überle-
gen, ob man sich mit dem Betroffenen verständigen kann (...) wenn sich daraus 
aber ergibt, dass doch eine Notwendigkeit besteht, z.B. andere Aufgabenkreise 
wie etwa Vermögenssorge oder anderes anzuordnen“ (Rich4, 96), wird dies in 
dieser Richtung verfolgt.  
 
Die Betonung der Rechtsauffassung, die sinnvolle Hilfe und Schutz für die Be-
troffenen gewährt, wird weiterhin darin deutlich, dass die Richter die Wünsche 
der Familienangehörigen der Betroffenen nicht mit dem Wohl des Betroffenen 
gleichsetzen: Die Betroffenen müssten gerade betreffend der Betreuung im Auf-
gabenkreis Vermögensangelegenheiten vor den Angehörigen geschützt werden, 
„beispielsweise wenn es die Angehörigen es sehr auf das Geld abgesehen haben“ 
(Rich4, 96). Auch werden Vollmachten als Alternative zur Betreuung von einem 
Richter abgelehnt, da es vorkomme, „dass von einer Vorsorgevollmacht 
Gebrauch gemacht wird und der Verdacht besteht, dass von dieser Vorsorgevoll-
macht in einer schrecklichen Art und Weise Gebrauch gemacht wird“ (Rich1, 
121).  
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Darüber hinaus findet sich in den Äußerungen der Richter auch der im Gesetz 
verankerte Rehabilitationsgedanke, den sie sich in verschiedener Weise überset-
zen. So richten Richter z.B. kurzfristige Betreuungen bei Betroffenen ein, wenn 
sie meinen, „das sind alles Leute, die auf dem Weg der Besserung sind“ (Rich8, 
1340) und „angeschoben werden“ (a. a. O.) müssten.  
 
Einige Richter verbinden mit dem Zweck Rehabilitation auch den Gedanken der 
Prävention (der eigentlich über die Möglichkeiten des Betreuungsrechts hinaus-
geht). So wünschen sie sich, dass z.B. bei alkoholkranken oder in Heimen unter-
gebrachten Betroffenen, eine frühzeitigere Betreuung beantragt würde, und nicht 
solange gewartet werde, „bis das Kind nun wirklich im Brunnen liegt“ (Rich13, 
94), sondern noch früher geholfen würde, „so dass man vielleicht da mit einer 
frühzeitigen Betreuung durchaus den Menschen was Gutes tun könnte“ (a. a. O.). 
An diesen exemplarischen Zitaten wird deutlich, dass die Richter in ihrer Reprä-
sentation des Betreuungsrechts lediglich die eine Seite – der sozialen, ganzheitli-
chen Betreuung – positiv aufgenommen haben.   
Dementsprechend erstaunt es nicht, wenn sie sich in ihrer Interpretation von 
Betreuung an anderen Elementen der Gesetzesgrundlage stören, die sich dem 
Sinngehalt ihres Ideals nicht zuordnen lassen. Beispielsweise werden Betreuungen 
für ältere (=meist demente) Betroffene zwar eingerichtet, weil sie die Vorausset-
zungen für die Einrichtung einer Betreuung erfüllen, doch wird vom Standpunkt 
des idealisierten Zwecks der Betreuung bemängelt, dass in diesen Fällen eine Re-
habilitation ausgeschlossen sei:  
 
Ein großes Problem habe ich mit der Nützlichkeit der Betreuung letztlich bei den 
alten Leuten. Da habe ich in vielen Fällen das Gefühl, dass es letztlich nur, dass 
da eine Betreuung nur eingerichtet wird, um dem Gesetz Genüge zu tun, wobei es 
den Leuten nicht besser geht, ob da ein Betreuer vorhanden ist oder nicht. 
(Rich11, 73) 
 
6 Soziale Repräsentationen von Betreuung bei Richtern und Rechtspflegern 
- 49 - 
Nach der Darstellung der unterschiedlichen Repräsentationen der Richter und 
Rechtspfleger vom Zweck der Betreuung, stellt sich die Frage, wie sich diese in 
der Beurteilung des individuellen Betreuungsbedarfs konkretisieren.   
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6.2 Individueller Betreuungsbedarf  
 
Wenn man berücksichtigt, dass der Grundsatz der Erforderlichkeit im Gesetz rela-
tiv unbestimmt bleibt (vgl. Kap. 2.2.1), stellt sich die Frage, welche Konkretisie-
rung er durch die Praxis erfährt. Praxis meint in diesem Fall die Entscheidungen 
der Amtsträger Rechtspfleger und Richter. Es ist zu erwarten, dass diese beiden 
Akteure den individuellen Betreuungsbedarf der Klientel entsprechend ihrer un-
terschiedlichen Repräsentationen vom Zweck der Betreuung (vgl. Kap. 6.1) eben-
falls unterschiedlich beurteilen. Dieses Kapitel soll aufzeigen, welche Objektivie-
rungen die zuvor beschriebenen Repräsentationen von Betreuung – rein rechtliche 
Betreuung versus ressourcenfördernde, ganzheitliche Hilfe – in der Frage, für wen 
eine Betreuung erforderlich und sinnvoll ist, erfahren haben.  
 
 
6.2.1 Die Rechtspfleger  
 
Der die Rechtspfleger dominierende Zweck der Eingrenzung der Betreuung auf 
eine rein rechtliche Betreuung (vgl. Kap. 6.1.1) setzt sich auch in der Frage des 
individuellen Betreuungsbedarfs fort. In der gleichen Logik der negativen Ab-
grenzung äußern sie sich jetzt zu einzelnen Betroffengruppen: Sie benennen Be-
troffenengruppen, für die sie die Einrichtung einer Betreuung für nicht erforder-
lich bzw. nicht sinnvoll halten. Hauptsächlich bezieht sich dieses Urteil auf die 
sogenannte junge Klientel, insbesondere wenn es sich um die Betreuung alkohol-
kranker und/oder verschuldeter Betroffener sowie psychisch bzw. seelisch Kran-
ker handelt. Vereinzelt werden auch Einwände gegen Betreuungen erhoben, die 
gegen den Willen des Betroffenen eingerichtet werden, oder in denen Verwahrlo-
sung die Einrichtung begründete. Die in diesen Zusammenhängen geäußerten Be-
gründungen, in solchen Fällen seien per se keinerlei Erfolge zu erwarten und/oder 
beinhalteten rein betreuungsfremde Aufgabenfelder, fügen sich ins Bild: Hier fin-
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det der in Kapitel 6.1.1 skizzierte – noch relativ abstrakt gebliebene – Wunsch 
nach Einschränkung der Betreuung eine konkrete Form.  
 
So äußert sich beispielsweise ein Rechtspfleger bzgl. der „Problemfälle Alkoholi-
ker mit Schulden“ (Rpfl4, 259) in der Weise, dass er den Betreuungsbedarf auf-
grund einer prinzipiell feststehenden Wirkungslosigkeit von Interventions- und 
Rehabilitationsmaßnahmen bei Alkoholkrankheit ablehne. Die Möglichkeit einer 
Bewältigung der Verschuldung räumt er zwar ein, doch bewertet er die diesbezüg-
liche Hilfestellung durch den Betreuer als eigentlich betreuungsfremde:  
 
Obwohl meiner Ansicht nach in manchen Fällen gar keine Betreuung notwendig 
ist, sondern nur Beratung und wo der Betreuer dann die Aufgaben des Schuldner-
beraters bekommt. (...) Denn diese Betreuungen werden im Allgemeinen nach kür-
zester Zeit wieder aufgehoben und zwar wegen Sinnlosigkeit (...) denn eben das 
Problem des Alkoholismus kann keiner bewältigen, weder der Betreuer noch ir-
gendeine andere Stelle. Arbeitsbeschaffung kann auch nicht bewältigt werden, man 
könnte also höchstens versuchen, von den Schulden runter zu kommen. (a. a. O.) 
 
Es verwundert, dass Rechtspfleger in der Begründung einer Ablehnung des 
Betreuungsbedarfs den Zweck der Rehabilitation aufnehmen, wo sie in ihrem 
Verständnis von Betreuung diesen ablehnen (vgl. vorangegangenes Kapitel). Der 
Ansatz der Rehabilitation dient hier m. E. der Untermauerung der eigenen Kritik 
an der (ihnen vorgesetzten) Rechtspraxis der Richter. Die Rechtspfleger wissen 
von dem im Betreuungsrecht verankerten Rehabilitationsgedanken und wissen, 
dass die Richter in der Einrichtung von Betreuungen diesen zum Maßstab neh-
men. 
  
Entsprechend übernehmen auch andere Rechtspfleger den Rehabilitationszweck 
in ihre Argumentation, wenn sie erklären, dass in Fällen von Alkoholkrankheit 
eine Betreuung keine Besserung erreiche, „weil der sich weiter volllaufen lassen 
[wird], der wird weiterhin nicht mit seinem Geld auskommen“ (Rpfl3, 302). Sie 
bescheinigen damit dem Zweck Rehabilitation bei Betreuung Alkoholkranker eine 
grundsätzliche Unerreichbarkeit. Ihr eigentlicher Beweiszweck ist dabei jedoch, 
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dass die Einrichtung von Betreuungen alkoholkranker Betroffener generell nicht 
gerechtfertigt sei: In diesen Fällen bedeute Betreuung die Erfüllung wesensfrem-
der, nämlich „karitativer Aufgaben“ („Oft ist es ja nur Auszahlung von von Sozi-
alhilfe oder Einteilung von Sozialhilfe“) (Rpfl1, 199), die „sicherlich von Dritten, 
von engagierten Menschen übernommen werden“ (a. a. O.) könne. Die Kenn-
zeichnung der Betreuung Alkoholkranker als eigentlich betreuungsfremde ver-
dankt sich der Begutachtung unter dem Maßstab der rechtlichen Betreuung. Der 
Wunsch nach Einschränkung der Betreuung auf die alleinige Besorgung rechtli-
cher Angelegenheiten hat hier eine Konkretisierung gefunden, indem Tätigkeiten 
– wie etwa Einteilung der Sozialhilfe – bzw. Betreuungen als nicht originär 
betreuerische ausgemacht werden.  
 
Gleichfalls lassen sich vereinzelt Aussagen finden, welche die Betreutengruppe 
der psychisch bzw. seelisch Kranken als nicht betreuungswürdig erklären, bei-
spielsweise mit der Begründung, dass „gerade bei seelisch kranken Menschen (...) 
ja die Stimmungsschwankung und die Schwankung in bestimmten Vorstellungen 
[bestehe] und der Betreuer (...) nur einer klaren Linie folgen [könne], und sofern 
die nicht eingehalten (...) [werde], (...) also die Betreuung ihre Wirkung verloren 
[habe]“ (Rpfl16, 446). Warum die Betreuung psychisch Kranker ihre Wirkung 
verliere (und was „einer klaren Linie folgen“ heißt), ist aus dem Zitat und dem 
weiteren Verlauf des Interviews nicht ersichtlich. Stattdessen wird deutlich, dass 
Betreuungen psychisch Kranker als nicht rechtliche Betreuungen beurteilt und 
deswegen abgelehnt werden: Betreuung hieße „rechtliche Betreuung und nicht ja 
Therapie durch den Betreuer“ (a. a. O.).  
 
In einigen Aussagen der Rechtspfleger lässt sich unzweifelhaft eine Art Vehe-
menz des Standpunktes, allgemein restriktiver mit der Einrichtung von Betreuun-
gen umzugehen, feststellen. So äußert beispielsweise ein Rechtspfleger eine ge-
wisse Ignoranz gegenüber der Hilfebedürftigkeit von Betroffenen, die selbst keine 
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Einsicht in ihre Bedürftigkeit haben1: „Der will überhaupt keine Betreuung. Die 
Person will überhaupt keine Betreuung. Und das sind so Sachen, Mensch, ob man 
das nicht vielleicht, dann soll man eben sagen, soweit kann es nicht gehen in un-
serem Sozialstaat. (...) Dann soll er eben weiter so leben und fertig“ (Rpfl2, 615). 
Ähnlich erläutert ein anderer Rechtspfleger sein Unverständnis gegenüber der 
Einrichtung von Betreuungen in Fällen von Verwahrlosung (bzw. bei Vorliegen 
des sogenannten Vermüllungssyndroms): „(...) wer das aushält, muss gesund sein. 
(...) Meine persönliche Meinung ist, wenn er so leben will, soll er’s“ (Rpfl14, 62). 
(An diesen beiden letzten Zitaten ist mehr das Bedürfnis nach Einschränkung für 
sich, als auf rechtliche Betreuung zu erkennen.)  
 
 
6.2.2 Die Richter  
 
In den Äußerungen der befragten Richter erscheint nahezu das Spiegelbild zur 
Auffassung der Rechtspfleger. Entsprechend ihres weiten Verständnisses von 
Betreuung, welches den Rehabilitationsansatz explizit mit einschließt, äußern sie 
eine Notwendigkeit der Betreuungseinrichtung gerade in Fällen von psychischer 
Krankheit oder Suchtkrankheit. Die Aufgaben, die in diesen Zusammenhängen 
anfielen, bewerten sie als originär betreuerische und der Rehabilitation dienliche. 
Gleichfalls gelten ihnen Betreuungen in Fällen von Verschuldung sowie Verwahr-
losung als gerechtfertigt. Die Einrichtung von Betreuungen gegen den Willen des 
jeweils Betroffenen wird dagegen auch von den Richtern problematisiert: Ausge-
hend von ihrem Ideal der Betreuung als wirksame Hilfestellung wird die fehlende 
Kooperationsbereitschaft und Akzeptanz seitens des Betroffenen vermisst, doch 
im Unterschied zu den Rechtspflegern die Betreuungseinrichtung nicht generell 
abgelehnt, sondern darauf verwiesen, dass jeweils im Einzelfall über die Einrich-
tung entschieden werden müsse.    
                                                 
1 Es kommt bei suchtkranken Betreuten vor, dass diese die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllen – 
also eine Betreuung erforderlich ist –, doch sie selbst keine Einsicht in ihre Krankheit und 
Betreuungsbedürftigkeit haben, so dass sie sich gegen eine Betreuung wehren.  
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Aufgrund des Bedürfnisses Betreuung als Instrument der Hilfe und Rehabilitation 
anzuwenden, betonen sie die Wichtigkeit, besonders psychisch Kranken einen 
Betreuer zur Seite zu stellen: „Mit Sicherheit [halte ich Betreuung] bei den psy-
chisch Erkrankten, die krankheitsbedingt bestimmte Sachen nicht mehr regeln 
können und die Defizite haben, wenn kein Betreuer da ist, (...) für eminent wichtig 
und auch effektiv“ (Rich11, 73). Während einige Rechtspfleger die Einrichtung 
von Betreuungen psychisch Kranker unter ihrem Maßstab der allein rechtlichen 
Betreuung ablehnen, halten die Richter eine Betreuung nicht nur in den Fällen 
einer notwendigen Unterbringung psychisch Erkrankter für notwendig, sondern 
auch zur Betreuung in Sachen Vermögens- und Rechtsangelegenheiten – also 
durchaus auch im Sinne einer rechtlichen Betreuung:  
 
Wenn es nun auf eine längerfristige stationäre Behandlung hinausgehen soll, wird 
ja eine Betreuung und eine Unterbringung nach § 1906 Abs. 1 BGB unumgäng-
lich. (....) Aber ein psychisch Kranker oder ein manisch Depressiver kann hier 
auch vermögensrechtlich gesehen manchen Unsinn angerichtet haben und insofern 
ist die Betreuerbestellung auch bezüglich der Rechts- und Behördenangelegenhei-
ten und Vermögensangelegenheiten sehr wichtig. (Rich1, 58)  
 
Wie in dem Kapitel 6.1.2 schon dargestellt, setzen einige Richter zwecks Rehabi-
litation bei jungen suchtkranken Betroffenen gezielt kurze Fristen fest. Es gehe 
darum, diese „anzuschieben“, da dies „alles Leute [seien], die auf dem Weg der 
Besserung sind, (...), die eher umgehen können mit einer Hilfestellung für bei-
spielsweise sechs Monate“ (Rich8, 1340). Das heißt also, dass die Richter gegen-
sätzlicher Meinung sind wie die Rechtspfleger, welche die Rehabilitationsmög-
lichkeit zumindest Alkoholkranker (die den größeren Teil suchtkranker Betreuter 
ausmachen) gänzlich bestreiten und auch die Einrichtung einer Betreuung ableh-
nen.  
 
Trotz ihrer Rechtsauffassung der Betreuung als Hilfs- und Rehabilitationsinstru-
ment scheint die Einschätzung der Sinnigkeit der Betreuung von Alkoholkranken 
in puncto Wirksamkeit auch unter Richtern nicht gänzlich ohne Zweifel zu sein. 
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So äußert sich ein Richter, dass „der Versuch bei Schwerstalkoholikern, den Al-
koholkonsum zu drosseln mit einer Betreuung (...) zumindest fraglich“ (Rich10, 
53) sei, kommt aber dennoch zu dem Schluss, dass die Anordnung einer Betreu-
ung in diesen Fällen „immer einen Versuch wert“ (a. a. O.) sei. Andere Richter 
legen die fragliche Wirksamkeit als Folge einer verspäteten Betreuungseinrich-
tung aus (vgl. Kap. 6.1.2). Was könnte schöner den Kontrast zu den Rechtspfle-
gern aufzeigen: Von ihrem Ideal der ganzheitlichen Hilfe für den Betreuten halten 
sie selbst bei Zweifeln an der Wirksamkeit der Maßnahme an ihr fest, während die 
Rechtspfleger auf der Suche nach Eingrenzungsmöglichkeiten auf rein rechtliche 
Hilfe dazu tendieren, jeden Zweifel gegen die Maßnahme zu wenden.  
 
Während die Rechtspfleger die Tätigkeiten eines Betreuers bei verschuldeten Be-
treuten als betreuungsfremde, „karitative Aufgaben“ beurteilen, beschreiben die 
Richter diese als Regelung durchaus „rechtlicher Dinge“ und halten es daher für 
notwendig, sogar eine Berufsbetreuung (und nicht ehrenamtliche Betreuung) ein-
zurichten:  
 
(...) typisch rechtliche Dinge nicht, aber das sind rechtliche Dinge, die die Leute 
betreffen. Die verlieren nämlich ihre Wohnung. Die werden gekündigt, aus wel-
chen Gründen auch immer, sage ich mal, weil sie keine Arbeit mehr hatten und 
deshalb die Miete nicht mehr zahlen konnten. Und da gibt es ja Möglichkeiten, das 
abzumildern. (...) Da kann natürlich hinzukommen, dass Schulden aufgebaut wor-
den sind (...) Aber das sind alles Fälle für Berufsbetreuer, da werden insoweit 
dann auch Leute eingesetzt, die Ahnung haben. (Rich8, 131)   
 
Im Zusammenhang mit der Frage, für welche Betroffenen eine Betreuung erfor-
derlich sei, werden auch die Fälle genannt, in denen eine Verwahrlosung drohe 
oder stattgefunden habe. Daher umfasse Betreuung selbstverständlich Maßnah-
men – nicht der rechtlichen sondern – der unmittelbaren Fürsorge bzw. Lebenshil-
fe, wie z.B. „natürlich auch die Organisation des Alltages, wenn jemand zu ver-
wahrlosen droht oder sich nicht mehr zum Arzt begeben kann, den Arzt selbst 
auch nicht mehr ins Haus holt, also nicht mehr richtig für sich sorgen kann“ 
(Rich6, 213).  
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Auch den Richtern stellt sich die Problematik der Einrichtung von Betreuungen 
gegen den Willen der Betroffenen, doch sie besprechen diese in anderer Weise als 
die Rechtspfleger. Ausgehend von ihrem Ideal der Hilfe wird die fehlende Akzep-
tanz der Hilfe und Kooperationsbereitschaft bemängelt, doch führt dies nicht zur 
prinzipiellen Ablehnung der Betreuungseinrichtung, sondern zur einzelfallspezifi-
schen Entscheidung: Aus der Perspektive heraus eine „Hilfestellung zu geben“, 
sei dies „ein ganz schwieriges Kapitel, denn die lehnen das immer ab“ (Rich8, 
384). Dementsprechend tendieren Richter dazu, wenn zwar an sich „die Notwen-
digkeit einer Betreuung gegeben ist, dann aber überhaupt keine Kooperationsbe-
reitschaft da ist“ (Richt6, 254), nicht unbedingt eine Betreuung einzurichten: „A-
ber ich sage mir so, diese rechtliche Betreuung muss akzeptiert werden von dem 
Betroffenen, und die wird nur dann akzeptiert, wenn die das selber wollen und 
sonst eben halt nicht. Es ist ein schwieriges Problem, muss man im Einzelfall se-
hen, kann man so nicht pauschal beantworten“ (Rich8, 194).  
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6.3 Kostenbewusstsein 
 
Als dritter Aspekt wurde das Kostenbewusstsein der interviewten Rechtspfleger 
und Richter ausgewählt, da zu vermuten ist, dass die öffentlich viel diskutierte 
Kostenthematik einen nicht unentscheidenden Einfluss auf die berufliche Praxis 
der Akteure und damit deren Interpretation der vom Betreuungsrecht intendierten 
Ziele hat. Schließlich wurde die 1999er Reform des Betreuungsrechts maßgeblich 
aus Kostensenkungsabsichten eingeführt. Wie findet sich die vom Gesetzgeber 
intendierte Kostensenkung nun in den Repräsentationen der maßgeblichen Akteu-
re des Betreuungsrechts wieder? Gemäß der Verteilung der Zuständigkeiten zwi-
schen Richter und Rechtspfleger ist zu vermuten, dass die Rechtspfleger ein höhe-
res Kostenbewusstsein haben als die Richter, da erstere hauptsächlich mit der Prü-
fung der Abrechnungen der Betreuer zu tun haben und für letztere der Einblick in 
Vergütungen bzw. Kosten gar nicht vorgesehen ist.  
 
Bei der Analyse dieser Frage werden die in den Interviews gemachten Aussagen 
zur Kostenthematik auf den Zusammenhang mit den Aspekten der Erforderlich-
keit, dem Zweck und Wesen der Betreuung und dem Betreuungsbedarf der Klien-
tel fokussiert.  
 
 
6.3.1 Die Rechtspfleger  
 
Auch bezüglich der Kostenthematik lässt sich eine deutliche Differenz zwischen 
Richtern und Rechtspflegern ausmachen: Schon rein quantitativ betrachtet fällt 
auf, dass die Rechtspfleger viel häufiger und von sich aus auf Kosten und (insbe-
sondere) die Vergütungen der Betreuer zu sprechen kommen. Dabei sprechen sie 
in der Regel von den Kosten oder Vergütungen als Problem der Kostengröße. 
Solcher Art Aussagen werden entweder verstrickt mit Beispielen von Fällen aus 
ihrem beruflichen Alltag, die als streichungswürdige und kostenträchtige Nega-
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tivbeispiele (s. auch 1.2.2) angeführt werden, oder in einen allgemeineren restrik-
tionsbestrebten Zusammenhang gestellt, der allgemein-gesellschaftliche Katego-
rien (wie etwa ‚leere Staatskassen’, ‚Steuerzahler’) zur Begründung von ein-
schränkenden Maßnahmen bemüht. Die Kritik an den Vergütungen findet sich 
auch in einer darüber hinausgehenden Kritik an Berufsbetreuern wieder. Der ge-
setzgeberische Auftrag an die Akteure des Betreuungsverfahrens, mit einer rigi-
den Abrechnungsweise „einer missbräuchlichen Inanspruchnahme von bemittel-
ten Betreuten oder der Staatskasse“ (BtÄndG-E, 1996, S.33) zu begegnen, wird 
von den Rechtspflegern vollends übernommen, und in (gesellschaftlich akzeptier-
ten) Kategorien, die eine Schädigung eines gesamtgesellschaftliches Interesses 
vorstellig machen, verankert. Objektivierung erfährt dieser Gedanke der Senkung 
der ‚falschen’ (meint nicht gerechtfertigte, durch Missbrauch entstandene) Kosten 
in der entsprechenden Kritik an konkreten Betreuungsfällen (s. auch Kap. 6.2.1) 
und an Vergütungszeiten und Arbeitsweise der Betreuer. Darüber hinaus begrün-
det ihre generelle Unzufriedenheit mit der Kostenträchtigkeit von Betreuungen 
auch die Vorstellung einer geänderten Arbeitsorganisation, in der sie infolge er-
weiterter Zuständigkeiten für sie selbst ihre eher restriktiven Umgangsweisen in 
der Abrechnung von Betreuervergütungen realisieren könnten. Diese Kritik an der 
Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Richter und Rechtspfleger verdeutlicht, 
dass der Umgang mit dem gesetzlichen Widerspruch – Kostensenkung durch 
rechtliche Betreuung versus ganzheitliche Betreuung – dem Rechtspfleger einen 
Gegensatz zum richterlichen Handeln aufmacht. Er ist derjenige, der nach Ein-
richtung einer sozial verstandenen Betreuung durch den Richter gegen diese und 
an ihr den Maßstab einer rechtlichen Betreuung wahr machen soll.  
 
Um zwei Varianten der Begründung von ‚ungerechtfertigten’ Kosten zu veran-
schaulichen ist Rechtspfleger 2 ein gutes Beispiel. Zum einen stellt er einen 
Betreuungsfall vor, der gemessen an der Wirksamkeit der betreuerischen Maß-
nahmen unverhältnismäßige Kosten verursache. Im zweiten Schritt argumentiert 
er mit sozialen Kategorien, die gesellschaftliche Interessen an einer Restriktion 
angeben: So „blutet [ihm] schon das Herz, wenn [er] sehe, wie viel Vergütungen 
da ausbezahlt werden“ (Rpfl2, 615). Nachdem er zum Ausdruck gebracht hat, 
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dass ihn die ausbezahlten Vergütungshöhen stören (s. letztes Zitat), schildert er 
einen Betreuungsfall eines Suchtkranken, bei dem die Schuldenverwaltung zwar 
„eine riesige Abrechnung“ (a. a. O.) verursache, jedoch nicht die Schulden ver-
ringert habe. Zudem komme, dass die Person keine Betreuung wolle. An dieser 
Stelle ist bereits deutlich geworden, dass er die anfallenden Betreuungskosten in 
derlei gearteten Fällen nicht gerechtfertigt sieht; und damit auch dazu tendiert, die 
Erforderlichkeit der Betreuung für diese Fälle zu verneinen: „Dann soll er [=der 
Betroffene] eben weiter so leben und fertig“ (a. a. O.).  
Jedoch bleibt er nicht einfach bei dieser Aussage. Im Folgenden bemüht er allge-
meinere, gesellschaftliche Kategorien, um aufzuzeigen, dass das Kosten- bzw. 
Vergütungs“problem“ nicht nur ihn bzw. das Betreuungswesen betreffe:   
 
Soweit kann es nicht gehen in unserem Sozialstaat [Hervorhebung v. Verf.]. (...) 
aber ich sehe das nicht nicht so bei Leuten, die sich überhaupt nicht helfen lassen 
wollen und da ist die Frage, ob das der Steuerzahler, das kriegt der Steuerzahler 
[Hervorhebung v. Verf.] nicht mit, aber ich merke das. (a. a. O.) 
 
Insgesamt findet sich bei den Rechtspflegern die allgemeine Tendenz, einen Ärger 
über die als zu hoch oder nicht gerechtfertigt bewerteten Abrechnungen der Be-
treuer zum Ausdruck zu bringen. Dementsprechend finde Rechtspfleger 15 Be-
rufsbetreuer in Ordnung, „sie sollen ihren Job machen, aber eben diese Zeiten, 
die dort teilweise berechnet werden (...) sind also nicht gerechtfertigt“ (153), was 
in der Praxis auch schon dazu geführt habe, dass er versucht habe, „einem 
Berufsbetreuer vorzuschreiben, also zu sagen, vier Hausbesuche oder bei 
irgendeinem Menschen, der nur ein bisschen senil ist oder weiß der Teufel was, 
das wäre zu viel“ (a. a. O.)1. Im weiteren Verlauf seiner Rede bezeichnet er den 
Berufsstand der Berufsbetreuer als „Luxus, den sich der Staat [auf Dauer] nicht 
leisten [Hervorhebung v. Verf.]“ könne, und schlägt die Einführung der 
Pauschalierung2 als kostenbeschneidende Maßnahme vor, mit der Begründung: 
                                                 
1 Diese Konflikte zwischen Rechtspflegern und Berufsbetreuern sind kein seltenes Phänomen. Es 
wäre nicht uninteressant – in Form einer eigenständigen Arbeit – diesen Konflikt zwischen den 
beiden Berufsgruppen näher zu untersuchen.  
2 Die Pauschalierung ist eine den Berufsbetreuer zur Wahl gestellte Möglichkeit der Abrechnungs-
form. Dabei haben sie nicht mehr wie bislang eine minutengenaue Auflistung ihrer erbrachten 
Leistungen zu machen, sondern können einen gewissen Pauschalbetrag geltend machen. In der 
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kostenbeschneidende Maßnahme vor, mit der Begründung: „Weil auch eben der 
Luxus nicht lange so bleiben kann, dass der Staat quasi dieses finanziert. (....) Die 
meisten Betreuungen werden aus der Staatskasse bezahlt und die Staatskasse 
muss eben haushalten“ (a. a. O.). Der gesetzgeberische – letztlich an die Rechts-
pfleger ergangene – Auftrag nach einer rigiden Abrechnungsweise ist in der Rep-
räsentation der Rechtspfleger unter Zuhilfenahme der Kategorie ‚leere Staatskas-
sen’ verankert worden. Diese Kategorie entstammt einer seit den 90er Jahren ge-
führten (gesamtgesellschaftlich) öffentlichen Debatte, in der schrumpfende 
Staatseinnahmen und ein staatlicher ‚Sparzwang’ vorstellig gemacht werden, was 
in der Konsequenz die Zusammenstreichung klassisch sozialstaatlicher Aufgaben 
notwendig mache. Über den Gebrauch dieser typisch sozialen Kategorie verwur-
zeln die Rechtspfleger den Gegenstand der Repräsentation – rechtliche Betreuung 
– in ein bekanntes Denksystem, worüber der Gegenstand gleichzeitig eine Sinnbe-
stimmung erhält.    
 
Über die Kritik an den Vergütungszeiten der Betreuer hinausgehend, erfährt die 
Repräsentation der zu hohen Betreuungskosten bzw. –vergütungen Objektivierung 
in der Kritik an den Berufsbetreuern selbst, wie sie beispielsweise Rechtspfleger 4 
an der Arbeitsweise zweier Anwältinnen äußert. Diese wiesen ihre Tätigkeiten 
zwar glaubhaft nach, aber arbeiteten „sehr, sehr umständlich (...). Und aufgrund 
dessen, weil sie so Umstandkrämer (...) [seien], sehr viel mehr Vergütung“ (1179) 
beanspruchten als andere.  
 
Verbunden mit dem Standpunkt, dass die Betreuungsverfahren so gestaltet seien, 
dass sie vermeidbare, zu hohe Kosten verursachten, wird von den Rechtspflegern 
der Wunsch nach einer Änderung der Arbeitsorganisation geäußert, und zwar zu-
gunsten der Erweiterung ihrer Zuständigkeiten im Betreuungsverfahren: „Durch 
die Rückübertragung der Einsetzung der Auswahl des Betreuers wäre eben mei-
                                                                                                                                     
öffentlichen Debatte galt diese Maßnahme als eine potentiell kosteneindämmende; nebenbei hat 
sie auch eine Arbeitsersparnis für die Rechtspfleger zur Folge, da ein größte Teil der Abrech-
nungsprüfung entfällt. Es wird diskutiert diese nicht mehr zur Wahl zu stellen, sondern als die 
einzig mögliche Abrechnungsart festzulegen. (vgl. z.B. Dieckmann & Jurgeleit, 2002; Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Betreuungsrecht“, 2003) 
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nes Erachtens nach die Richtung vielleicht zu zu weniger Kosten (...) vorgegeben“ 
(Rpfl 15, 494). Damit wenden sich die Rechtspfleger auch gegen die Rechtsausle-
gung der Richter. Rechtspfleger 15 verbindet mit einer Übertragung von Aufga-
ben des Richters auf den Rechtspfleger eine Durchsetzung seines Wunsches nach 
Einschränkungen:  
 
Ich könnte mir vorstellen, dass ich also die Wirkungskreise etwas enger fassen 
würde. Ich könnte mir auch vorstellen, dass ich also einen Betreuer besser beauf-
sichtigen kann in dem Sinne, indem ich halt die Wirkungskreise entsprechend auf-
heben kann. Ich könnte auch ihn gegebenenfalls entlassen, was ich jetzt eben nicht 
kann. (....) Ich kann dann dem Betreuer auch sagen, wo es langgeht sozusagen. 
(....) Ich kann dann auch einschränken und ich sehe es ja eher als der Richter. 
(Rpfl15, 1100) 
 
Äußerungen eines anderen Rechtspflegers verdeutlichen klar und eindrücklich, 
wie kostenbeeinflusst und restriktionsbestrebt der Blickwinkel der Rechtspfleger 
sein kann: Auf die Frage, worin der notwendige erhaltenswerte Kern des Betreu-
ungsrechts bestehe, antwortet er:  
 
Nur in der Geschäftsunfähigkeit. In der ärztlich festgestellten Geschäftsunfähig-
keit. Alle anderen müssten insoweit eigen- und selbstverantwortlich Vorsorge tref-
fen können bzw. Vollmacht erteilen können, wird das nicht gemacht, muss er den 
Betreuer bezahlen. So brutal drücke ich mich aus, weil ich weiß, dass oftmals an-
dere Möglichkeiten möglich gewesen wären. (...) Ich denke, es ist eine zwingende 
Notwendigkeit, ansonsten wird das Kostenproblem, Vergütungsproblem immer 
bleiben, wird sich ausweiten. (Rpfl14, 1102)  
 
In diesem Zitat wird die – ärztlich festgestellte – Geschäftsunfähigkeit (als Vor-
aussetzung beim Betroffen zur Einrichtung einer Betreuung) als eine einschrän-
kende Maßnahme dargestellt, welche sie jedoch nicht ist. Die Geschäftsunfähig-
keit gilt als Tatbestandsvoraussetzung, muss also erfüllt sein, damit eine Betreu-
ung eingerichtet werden kann. Somit wird letztlich allein eine generelle Unzufrie-
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6.3.2 Die Richter   
 
Richter sprechen das Thema der Betreuungskosten in den Interviews von sich aus 
– ganz im Unterschied zu den Rechtspflegern – nur äußerst selten an.  
Passend zu ihrem positiv bestimmten Verständnis von Betreuung als Hilfe und 
Schutz für die Betroffenen und ihrer Zufriedenheit mit dem Betreuungsrecht, ist 
ihnen der Kostengesichtspunkt ein eher fremder Gesichtspunkt. Vielmehr betonen 
sie, dass sie das Betreuungswesen getrennt wissen wollten von der Kostenthema-
tik, bzw. akzeptieren die Kostenträchtigkeit. In ihrer Repräsentation von Betreu-
ung hat der Gegenstand die selektive Objektivierung erfahren, dass die vom Ge-
setzgeber intendierte Kostensensibilisierung bzw. Kostensenkungsabsicht nicht in 
das konstruierte Bedeutungssystem aufgenommen wurde. Stattdessen wird eine 
weitere Verankerung ihrer Repräsentation von Betreuung deutlich: Mit der sozia-
len Kategorie ‚Sozialstaat’ argumentieren sie für die Stärkung einer ressourcen-
fördernden Betreuung und gegen den restriktionsbestrebten Kostenstandpunkt an.  
Entsprechend der institutionellen Verteilung der Zuständigkeiten, die für den 
Richter die Einrichtung von Betreuungen vorsieht nicht aber den Einblick in ent-
stehende Vergütungen und Kosten, äußern die Richter eine relative Unkenntnis in 
Sachen Vergütung und geben auch zu Protokoll, dass es ihnen bei potentiellen 
Vergütungsreformen weniger auf eine Kostensenkung, sondern mehr auf Qualität 
von Betreuung und Betreuungsverfahren ankomme.  
 
Den Richtern stellt sich der Kostengesichtspunkt zuweilen nicht nur als ein ferner 
Standpunkt dar, sondern sogar als das Betreuungsrecht gefährdender. Im Grunde 
wird damit der Widerspruch des Betreuungsrechts benannt, dass Kostensenkungs-
absichten sich gegen ressourcenfördernde Maßnahmen im Rahmen der Betreuung 
richten:  
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Das neue Betreuungsrecht ist im Regel ist eine wirklich herausragende neue gute 
Regelung und ich finde, man darf nur nicht unter Kostengesichtspunkten gerade an 
diesen positiven Seiten des Gesetzes knabbern, die müssen erhalten werden, 
wenn’s denn auch was kostet. Und wer gute sozialarbeiterische, sozialpflegerische 
Leistungen für erforderlich hält, der muss auch bereit sein, dafür was zu bezahlen, 
sonst ist es nämlich nichts Vernünftiges. (Rich13, 863) 
 
Ebenso betont Richter 4 die Sinnigkeit des Betreuungsrechts, wovon er den Ge-
danken der Kostenträchtigkeit getrennt wissen will, bzw. darauf besteht, dass die-
se mit der gewollten Verbesserung der Situation der Betroffenen selbstverständ-
lich einhergehe:  
 
Ich meine, dass das Betreuungsrecht doch deutliche Stärkungen auf der Stellung 
des Betroffenen gebracht hat und das ist eine sehr positive Entwicklung gewesen. 
Dass die Kostenexplosion nun so ist, wie sie ist, gut dafür kann aber die Justiz nur 
[... nicht verständlich] das Gesetz nur ausführen dann. (....) Ich meine, im Grunde 
wenn man die Rechte des Betreuten stärkt und dafür sorgt, dass er eine sachge-
rechte Betreuung kriegt, dann muss man eigentlich auch damit rechnen, dass das 
Kosten verursacht (....) Also ich meine, ganz so blauäugig kann der Gesetzgeber 
nicht gewesen sein. (Rich4, 1153)  
 
Ausgehend von der Betonung der Seite der ganzheitlichen Hilfe und Betreuung 
formulieren Richter eigens kostenkritische Reformvorschläge. Beispielsweise 
sähe Richter 13 es lieber, wenn die Kosten eines Betreuers grundsätzlich staatlich 
getragen würden, d.h. auch wenn der Betreute selbst vermögend ist:  
 
Es kann nicht angehen, wenn wir aus Gründen des Sozialstaates jemandem Hilfe 
vermitteln, weil er alleine nicht in der Lage ist seine Angelegenheiten zu regeln 
und dann danach unterscheiden, kann er es selbst bezahlen oder kann er es nicht 
bezahlen. (....) Aber auch mit dieser Auffassung steht man natürlich relativ allein. 
Wird auch im Hause etwa von den Rechtspflegern nicht unbedingt geteilt (lä-
chelnd). (Rich13, 452) 
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In diesem Zitat wird eine weitere Verankerung der richterlichen Repräsentation 
von Betreuung deutlich: Während sich die Rechtspfleger auf die ‚leeren Staats-
kassen’ (s.o. Kap. 6.3.1) für die Begründung einschneidender Maßnahmen im 
Betreuungsrecht stützen, nehmen die Richter den in der öffentlichen Debatte übli-
chen Gegenpol ‚Aufrechterhaltung des Sozialstaates’ ein. D. h. Rechtspfleger und 
Richter bewegen sich symbolisch auf der Ebene eines gesellschaftlich geführten 
Streites.  
 
Wie die Verteilung der Zuständigkeiten im Betreuungsverfahren nahe legt, kommt 
es vor, dass befragte Richter meinen, sich aufgrund mangelnder Kenntnis zur 
Vergütung der Betreuertätigkeiten nicht äußern zu können. Beispielsweise ver-
weist ein Richter in diesem Zusammenhang auf den Rechtspfleger und gibt an, 
sich „auch mal beiläufig so Abrechnungen“ (Rich8, 1261) anzukucken, doch 
nichts dazu sagen zu können: „Da kann ich nichts zu sagen. Ob das inhaltlich so 
stimmig ist, das kann ich auch nicht sagen. Was da steht, ist für mich nachvoll-
ziehbar“ (a. a. O.).  
Im weiteren kommt er auf die Möglichkeit der Pauschalierung der Betreuerab-
rechnungen zu sprechen, und könnte sich vorstellen, diese Möglichkeit gesetzlich 
festzusetzen, doch nur unter der Bedingung, „die Zahl der Fälle [zu] begrenzen, 
damit sichergestellt ist, dass nach wie vor diese Berufsbetreuer sich auch entspre-
chend einsetzen für die Leute“, da es dabei „nicht nur um Geld machen“ gehe, 
sondern darum, „auch für das Geld was zu tun“ (a. a. O.). Dieser Richter kennt 
die Möglichkeit der Pauschalierung und die öffentliche Debatte, diese als Regel 
(und nicht freigestellte Möglichkeit) für die Abrechnung einzuführen. Die Debatte 
verläuft so, dass sich von der Einführung eine Kostensenkung versprochen wird, 
wohingegen die befragten Richter selbst diesen Punkt nachrangig behandeln. So 
sieht Richter 11 den Grund für die Pauschalierung primär in einer Arbeitsentlas-
tung der Rechtspfleger, statt in einer Kostenentlastung:  „Wir müssen ja auch se-
hen, die Pauschale hatte ihren Grund auch, weil die Rechtspfleger hier ja letztlich 
auch, ich sag’s mal drastisch, absaufen mit der Arbeit“ (Rich11, 1099). 
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6.4 Zusammenfassung der sozialen Repräsentationen von Rich-
tern und Rechtspflegern  
 
Die Darstellung der rechtspflegerischen und richterlichen Einschätzung der drei 
Aspekte Zweck der Betreuung, individueller Betreuungsbedarf und Betreuungs-
kosten zeigen, dass der Gegenstand Betreuung in verschiedenen sozialen Reprä-
sentationen verankert und objektiviert ist. Dabei sind allgemein drei Quellen aus-
zumachen: das Betreuungsgesetz, die Profession bzw. die diesbezüglich instituti-
onell vorgegebenen Handlungsbedingungen und drittens der gesellschaftliche, 
öffentliche Diskurs.   
 
Die gesetzliche Vorlage von Betreuung mit ihren zwei sich widersprechenden 
Seiten – ausschließlich rechtliche Fürsorge versus ressourcenfördernde Betreuung 
– wurde von den Rechtspflegern und Richtern in ein Gegenüber von gegensätzli-
chen Repräsentationen von Betreuung übersetzt. Die Richter betonen die ressour-
cenfördernde Betreuung, die den Anspruch auf Rehabilitation mit einschließt, 
während die Rechtspfleger in kritischer Haltung gegenüber der Rechtspraxis der 
Richter eher die Eingrenzung der Betreuung auf eine rein rechtliche betonen.  
 
Die Richter beschreiben Betreuung als Gegenkonzept zur historischen Vorgänge-
rin Vormundschaft, die mit der Entmündigung des Betroffenen einherging, und 
verknüpfen Betreuung positiv mit Kategorien wie ‚Hilfe’ und ‚Schutz’ für den 
Betroffenen. Entsprechend ihres weiten Verständnisses von einer ressourcenför-
dernden, ganzheitlichen Betreuung sind sie mit den im Gesetz relativ unbestimm-
ten Vorschriften zur Einrichtung einer Betreuung eher zufrieden und gestalten die 
Rechtspraxis demgemäß. Objektivierung findet ihre Repräsentation u.a. darin, 
dass sie Betreuung gerade in den Fällen junger Betroffener – besonders Sucht-
kranker und psychisch Kranker – für notwendig und sinnvoll halten, und in der 
entsprechenden Einrichtung von Betreuungen versuchen, den Ansatz der Rehabi-
litation umzusetzen. In der Frage der Kosten konkretisiert sich ihre Repräsentation 
in dem Wunsch, auch bei möglichen Vergütungsreformen auf die Gewährleistung 
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der Betreuungsqualität zu achten und weniger auf eine Kostensenkung. In diesem 
Zusammenhang argumentieren sie mit der sozialen Kategorie ‚Sozialstaat’ für die 
Stärkung einer ressourcenfördernden Betreuung gegen den restriktionsbestrebten 
Kostenstandpunkt.  
 
Passend zu ihren institutionell definierten Aufgaben – Entscheidung über Erfor-
derlichkeit und Umfang einer Betreuung – übernehmen die Richter das über den 
Maßstab der rechtlichen Betreuung hinausgehende Verständnis von Betreuung. 
Das Gesetz enthält schließlich beide Maßstäbe: trotz der Formulierung „rechtliche 
Betreuung“ enthält es ebenso den Rehabilitationsansatz. Ein Richter hat bei der 
Einrichtung von Betreuungen das Gesetz auszulegen und entsprechend im Sinne 
des Wohls und der Rehabilitation des Betroffenen zu entscheiden.  
 
Dem Standpunkt der Richter steht die Repräsentation der Rechtspfleger diametral 
entgegen. Letztere haben in ihrer Repräsentation eher die Seite der ausschließlich 
rechtlichen Betreuung übernommen und achten – entsprechend ihres institutionell 
vorgesehen Auftrages der Aufsicht über die Betreuervergütungen – auf die Ein-
haltung der Grenze zwischen sozialer und rechtlicher zu vergütender Tätigkeiten. 
Die im Gesetz offen gebliebene Bestimmung von rechtlicher Betreuung setzt sich 
in der Repräsentation der Rechtspfleger fort, da auch sie abstrakt bleiben, d.h. 
selbst keine näheren Kriterien benennen, an denen sich nicht-rechtliche Tätigkei-
ten heraussortieren ließen. Stattdessen konkretisieren sie in ihren Zweck der Ein-
schränkung in einer Kritik gegen die Rechtspraxis der Richter, und beurteilen 
Betreuungsfälle (Alkoholkranke, psychisch Kranke, Verwahrlosungsfälle), als 
überwiegend ungerechtfertigt eingerichtet. Entsprechend ihrer Zuständigkeit für 
die Prüfung der Betreuervergütungen sind sie sensibilisiert für das öffentlich viel 
diskutierte Kostenproblem im Betreuungswesen. Sie übernehmen die gesetzgebe-
rische Absicht einer Kostensenkung, die sie in die soziale Kategorie der ‚leeren 
Staatskassen’ verankern. Neben der genannten Kritik an konkreten Betreuungsfäl-
len objektiviert sich ihr Kostenbewusstsein in einer Kritik an den Berufsbetreuern 
und deren Vergütungen, sowie in dem Wunsch nach Übertragung von Zuständig-
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keiten des Richters auf den Rechtspfleger, was ihnen die Realisierung restriktiver 
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7 Zusammenfassung und Konsequenzen für aktuelle Re-
formabsichten  
 
Mit der Ablösung der Rechtsinstitute „Vormundschaft für Volljährige“ und „Ge-
brechlichkeitspflegschaft“ durch das Rechtsinstitut der Betreuung wurde 1992 ein 
grundlegend neues Rechtsverständnis der Fürsorge bedürftiger Erwachsener ein-
geführt. Statt Entmündigung der Betroffenen und vorwiegend anonymer ‚Verwal-
tung’ durch eine Behörde sollte nunmehr Wohl und Wille der Betroffenen im Mit-
telpunkt stehen. Das Betreuungsrecht sah eine Stärkung der Rechte der Betroffe-
nen vor, eine Eins-zu-Eins-Betreuung durch natürliche Personen und übernahm 
darüber hinaus ausdrücklich den Rehabilitationsgedanken. Die Stärkung der 
Rechtsposition fand u.a. Niederschlag in dem Grundsatz der Erforderlichkeit, 
welcher vorsieht, dass sich an der tatsächlichen Hilfebedürftigkeit des einzelnen 
Betroffenen orientiert wird, was die Prüfung der Erforderlichkeit der Einrichtung 
einer Betreuung und des Umfangs (d.h. für welche Aufgabenkreise) bedeutet. Nä-
here Kriterien für die Bestimmung der Erforderlichkeit hat der Gesetzgeber nicht 
formuliert, damit der Praxis einen Interpretationsspielraum gelassen. (vgl. Kapitel 
2.1 und 2.2) 
 
1999 erfuhr das Betreuungsrecht eine Reform durch die Einführung des Betreu-
ungsrechtsänderungsgesetzes. Letzteres war Ergebnis einer Kritik an der überra-
schenden Kostenträchtigkeit des Betreuungswesens, welche der damalige Bundes-
rat als „zu den erreichten Verbesserungen der Rechtsposition und Lebenssituation 
der Betroffenen außer Verhältnis“ (Bundesrat, 1998, S. 140) stehend bewertete. 
Die Reform führte einen neuen Maßstab ein: Das Rechtsinstitut hieß nunmehr 
rechtliche Betreuung und zielte darauf ab, über das Institut der Betreuung – 
zwecks Kostensenkung – keine sozialen bzw. tatsächlichen Hilfeleistungen mehr 
zu vermitteln und zu vergüten, sondern lediglich die Besorgung rechtlicher Ange-
legenheiten. Die Grenze zwischen tatsächlicher bzw. sozialer Maßnahmen und 
rechtlicher zu formulieren, blieb der Gesetzgeber schuldig. (vgl. Kapitel 2.2) 
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Das Ergebnis dieser rechtshistorischen Entwicklung ist ein bestehendes Betreu-
ungsrecht, welches einerseits an der sozialen Seite – Ressourcenförderung und 
Rehabilitation – festhält, gleichzeitig jedoch eine Beschränkung auf die Besor-
gung rein rechtlicher Angelegenheiten fordert. Diesen Widerspruch zu lösen, ü-
berlässt der Gesetzgeber der Praxis. Diese soll für die Verhältnismäßigkeit von 
persönlicher Fürsorge und rechtlicher Vertretung sensibilisiert werden, was letzt-
lich den Anspruch meint, unter Beibehaltung des Ziel einer ganzheitlichen 
Betreuung zwecks Kostenreduktion Teile der Tätigkeiten des Betreuers in nicht 
vergütbare zu verwandeln. (vgl. Kapitel 2.3)  
 
Das Ziel der vorliegenden Arbeit bestand nun darin, zu untersuchen, wie sich die-
ser durch das Betreuungsrecht ins Werk gesetzte Widerspruch in der Praxis tat-
sächlich wiederfindet und durch sie gelöst wird. Dabei war zunächst zu analysie-
ren, was Praxis in diesem Zusammenhang überhaupt heißt: Dem Betreuungsver-
fahren ist durch das Gericht mit den maßgeblichen Akteuren Richter und Rechts-
pfleger ein institutioneller Rahmen gegeben.     
 
Im Betreuungsverfahren hat der Richter die alleinige Zuständigkeit für die Ein-
richtung der Betreuung. Ab dem Zeitpunkt der Einrichtung hat er – bis zur erneu-
ten Überprüfung der Betreuung – nichts mehr mit dem konkreten Betreuungsfall 
zu tun. Die Zuständigkeit wechselt zum Rechtspfleger. Er ist mit der richterlichen 
Auslegung des Betreuungsgesetzes bezüglich der Erforderlichkeit konfrontiert 
und hat die bereits eingerichtete Betreuung anhand der Abrechnungen der Betreu-
er zu prüfen. Damit ist der Rechtspfleger derjenige, an den sich der gesetzgeberi-
sche Auftrag auf Wahrung der Grenze einer rechtlichen Betreuung zur Durchset-
zung einer Kostensenkung richtet. Vor dem Hintergrund dieser institutionell defi-
nierten Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Richter und Rechtspfleger stellte 
sich die Frage, wie sie sich in ihrem Selbstverständnis auf die gesetzlichen Auf-
träge beziehen. (vgl. Kapitel 3)        
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Oder anders formuliert: Wie – unterschiedlich – repräsentiert sich der Gegenstand 
Betreuung in dem Wissen der institutionellen Akteure Richter und Rechtspfleger? 
Bei der Übersetzung des Gegenstandes in die Repräsentation, die Menschen von 
ihm haben, spielen sozialpsychologische Prozesse eine wesentliche Rolle. Die 
Theorie der sozialen Repräsentationen (nach Moscovici) erwies sich in diesem 
Zusammenhang als besonders fruchtbar. Sie beschreibt, wie neuartige, unvertraute 
Phänomene durch die Einordnung in bestehende und sozial geprägte Wissenssys-
teme verarbeitet und vertraut gemacht werden. Moscovici unterscheidet dabei 
zwei Prozesse: Den Prozess der Verankerung, welcher das neue Phänomen mit 
bekannten sozialen Kategorien verknüpft, und den Prozess der Objektivierung, 
der den zunächst abstrakt wahrgenommenen Gegenstand in konkrete Bilder und 
Teile der Wirklichkeit verwandelt. Abhängig von der Zugehörigkeit zur jeweili-
gen sozialen Gruppe (oder Kontext) entstehen jeweils unterschiedliche soziale 
Repräsentationen eines Gegenstandes. Dementsprechend war auch anzunehmen, 
dass Richter und Rechtspfleger aufgrund ihrer verschiedenen institutionell vorge-
gebenen Handlungsbedingungen verschiedene soziale Repräsentationen von 
Betreuung haben. (vgl. Kapitel 4) 
 
Eine empirische Untersuchung sollte den Zugang zu den sozialen Repräsentatio-
nen von Betreuung bei Richtern und Rechtpflegern schaffen. Die konkrete Unter-
suchung stützt sich auf Daten, die im Zusammenhang mit einem niedersächsi-
schen Forschungsprojekt der GSSS der Universität Bremen für das Niedersächsi-
sche Justizministerium erhoben wurden. An sechzehn niedersächsischen Gerich-
ten wurden von Juni bis September 2002 leitfadengestützte, „problemzentrierte 
Interviews“ durchgeführt. Insgesamt standen 13 Richter- und 16 Rechtspfleger-
Interviews aus dem Datenbestand des niedersächsischen Projektes der Auswer-
tung für die vorliegende Arbeit zur Verfügung. Der Analyse dienten drei zentrale 
Themen als thematisches Raster: Zweck und Sinn des Instituts Betreuung, Indivi-
dueller Betreuungsbedarf der Klientel und Kostenbewusstsein. Anhand der Aus-
sagen der befragten Richter und Rechtspfleger zu den zentralen Themen wurden 
ihre sozialen Repräsentationen von Betreuung rekonstruiert. (vgl. Kapitel 5)  
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Die Analyse ergab, dass sich die widersprüchlichen Absichten des Betreuungsge-
setzes – ressourcenfördernde Betreuung inkl. Rehabilitationsansatz versus rechtli-
che Betreuung zwecks Kostensenkung – sich in einem Gegeneinander der sozia-
len Repräsentationen der Richter und Rechtspfleger wiederfinden. Die Richter 
übernehmen in ihrer Repräsentation von Betreuung den ressourcenfördernden, 
ganzheitlichen Ansatz der Fürsorge und verankern ihn in Kategorien wie ‚Hilfe’ 
und ‚Schutz’. Dementsprechend sind sie zufrieden mit dem im Gesetz weit gefass-
ten Erforderlichkeitsgrundsatz, der ihnen ermöglicht, besonders jungen Betroffe-
nen (wie Sucht- und psychisch Kranken) ein Hilfs- und Rehabilitationsinstrument 
zukommen zu lassen. In ihrer Rechtsauffassung wehren sie sich gegen Kosten-
senkungsabsichten und argumentieren mit der sozialen Kategorie ‚Sozialstaat’ für 
die Stärkung einer ganzheitlichen Betreuung.  
Die Rechtspfleger nehmen in ihrer Repräsentation von Betreuung den Gegenpol 
zur richterlichen Repräsentation ein. Sie übersetzen sich Betreuung als ausschließ-
lich rechtlich zu verstehende und machen einen Wunsch nach Einschränkungen 
im Betreuungswesen deutlich. In ihrer Kritik an ungerechtfertigterweise einge-
richteten Betreuungen – insbesondere für junge Betroffene – wenden sie sich ge-
gen die Rechtspraxis der Richter. Ausgehend von einem hohen Kostenbewusst-
sein kritisieren sie auch die Berufsbetreuer und deren Abrechnungen. In ihrer in-
stitutionellen Zuständigkeit für die Prüfung der Abrechnungen haben die Rechts-
pfleger die gesetzgeberische Absicht der Kostensenkung übernommen und über 
Verankerung in die soziale Kategorie der ‚leeren Staatskassen’ verständlich ge-
macht. Ihre Kritik an der Rechtspraxis mündet letztlich in dem Wunsch nach Ü-
bertragung richterlicher Zuständigkeiten auf den Rechtspfleger, die ihnen ermög-
lichen würde, ihre restriktiven Bestrebungen im Betreuungsverfahren zu realisie-
ren. (vgl. Kapitel 6) 
 
Die vorliegende Arbeit soll auch als ein Beitrag zur aktuellen rechtspolitischen 
Diskussion im Betreuungswesen verstanden werden. Aktuell gibt es Bestrebungen 
aufgrund der andauernden Kostensteigerung das Betreuungsrecht und –verfahren 
wiederum einer Reform zu unterziehen (vgl. z.B. Dieckmann & Jurgeleit, 2002), 
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die als weitere Gegenreform gegen die fortschrittlichen Zielsetzungen des 1992er 
Betreuungsgesetzes bewertet wird:  
 
Nach Auffassung weiter Teile der Fachöffentlichkeit droht nunmehr unter der 
Herrschaft des Betreuungsrechtsänderungesetzes eine weitgehende Restriktion 
der progressiven Zielsetzungen des Betreuungsgesetzes, durch Aktivierung und 
Unterstützung der Selbsthilfepotenziale diesen Bevölkerungskreis schrittweise an 
den Status des mündigen Staatsbürgers heranzuführen. (Krölls, 2002, S.140f)   
 
In solch reformerischer Absicht macht die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Betreu-
ungsrecht“ in ihrem Abschlussbericht (2003) u. a. den Vorschlag, richterliche 
Aufgaben auf die Rechtspflegerschaft zu übertragen (vgl. Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Betreuungsrecht“, 2003, S. 11f). Vor dem Hintergrund der Befun-
de der vorliegenden Arbeit kann die Einschätzung der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe, dass infolge der Aufgabenverlagerung ein „Qualitätsverlust für die 
Betreuten nicht zu befürchten“ (a. a. O., S. 11) sei, nicht geteilt werden. Es ist zu 
erwarten, dass mit einer solchen Aufgabenverlagerung ein grundsätzlicher Maß-
stabswechsel bezüglich der Einrichtung von Betreuungen einherginge: Der Maß-
stab einer ressourcenfördernden, ganzheitlichen Betreuung würde vom Maßstab 
der kostengeleiteten Restriktion auf eine rechtliche Betreuung abgelöst und ent-
sprechend umgesetzt werden. Die Qualität der Betreuung würde „dem Primat der 
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Anhang: Leitfaden Richter  
 
1. Kontaktaufnahme: Erläuterung des Interviewziels:  
 
Wie Sie wissen, gibt es seit mehreren Jahren eine bundesweite Kostendebatte in 
Bezug auf das Betreuungsrecht. Ausgehend von dieser Debatte möchte unser Pro-
jekt sich im Auftrag des Niedersächsischen Justizministeriums der Thematik des 
Betreuungsrechts, seinen Schwierigkeiten und Möglichkeiten widmen.  
 
Wir haben dabei eine anders geartete Vorstellung von der Thematik als die bis-
lang verwendeten Verfahren zur Ermittlung der gestiegenen Kosten im Betreu-
ungsrecht. Bei der Beschäftigung mit dieser Problematik kommt es uns darauf an, 
die Praxis des 1992 neu eingeführten Betreuungsrechts bei allen damit befassten 
Institutionen zu untersuchen. Wir möchten anhand der unterschiedlichen Erfah-
rungen von Richtern, Rechtspflegern, der Betreuungsstellen und Betreuern mit der 
Betreuungspraxis die Frage nach der Praxistauglichkeit der Regelungen stellen 
und erst im zweiten Schritt die dabei entstehenden Kosten thematisieren. Das be-
deutet, dass unser Ziel nicht einfach darin besteht, Kostenursachen und –
steigerungen zu finden, die es zu reduzieren gilt, sondern auch darauf zu achten, 
an welchen Stellen es sich um notwendige und sinnvolle Kosten handelt.  
 
Hierzu möchte ich Sie als Experten Ihres Gebietes befragen. Es handelt sich dabei 
nicht um ein Interview mit dem üblichen Frage-Antwort-Spiel, sondern ich möch-
te Ihnen Gelegenheit geben, in aller Breite aus Ihrer Praxis zu berichten und ihre 
Vorstellungen und Ideen zu entwickeln. Ich werde erst bei Verständnisproblemen, 
oder wenn ich etwas genauer wissen will, nachfragen. Dabei möchte ich das Ge-
spräch gerne aufzeichnen. Die dabei entstehenden Daten werden selbstverständ-
lich anonymisiert.  
 




Ich denke, wir können Ihre Vorstellungen am besten auf der Grundlage Ihrer kon-
kreten Arbeit als Betreuungsrichter nachvollziehen, d.h. anhand des Prozesses 
Ihrer Bearbeitung eines typischen Betreuungsverfahren. Wie kommt der Fall auf 
Ihren Tisch oder: Wie fängt so ein Fall eigentlich an? Und wie geht es dann wei-
ter? 
 
2.1 Bedürfnisse nach Betreuungen 
 
„Wie kommt es zu einem Betreuungsverfahren?“ 
- Wer stellt in der Regel den Antrag? 
- Welche Gründe haben die Antragsteller?  
- Welches Verständnis von Betreuung haben die Antragsteller? 
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2.2 Bedürftigkeit  
 
"Wie stehen Sie zu den Gründen der Antragsteller?“ „Wie gehen Sie damit 
um?“ 
- Wann bzw. für wen ist eine Betreuung Ihrer Meinung nach erforderlich? 




„Wie bestimmen Sie die Aufgabenkreise?“ 
- Wer wird beauftragt mit dem ärztlichen Gutachten? Wie gehen Sie mit 
dem Gutachten um, was entnehmen Sie ihm? 
- Wie beurteilen Sie das Gutachten als Hilfe für die Bestimmung der Auf-
gabenkreise?  
 
2.4 Auswahl der Betreuer 
 
„Wie wird der Betreuer ausgewählt?“  
- Erfordernisse, die aus dem Gutachten hervorgehen 
- Sozialbericht der Betreuungsstelle  
 
2.5 Überprüfung/Wechsel/Folgeabwicklung bezüglich Änderungen 
 
„Wenn die Betreuung nun eingerichtet wurde, in welcher Weise bekommen 
Sie dann wieder mit dem Fall zu tun?“ 
- Wechsel zwischen Berufsbetreuer und Ehrenamtlichen. Kriterien? 





-typische versus untypische Fälle 
-hinderliche versus förderliche Bedingungen 
-nützliche/sinnvolle versus weniger nützliche/sinnvolle Regelungen 




Wenn die Befragten im Rahmen Ihrer Erfahrungsberichte spontan auf kostenver-
ursachende/- steigernde und –reduzierende Maßnahmen zu sprechen kommen, 
diese nicht sorgfältig sondieren; vielmehr notieren und im nächsten Themenblock 
wieder aufgreifen! Ggf. darauf hinweisen, dass man später nochmals genauer auf 
diese Frage zurückkommen wird! Ebenfalls zu diesem Zweck die als weniger 
nützlich/sinnvoll betrachteten Regelungen (bei denen wir Kostenträchtigkeit ver-
muten) notieren, um sie evtl. im Zusammenhang von alternativen Vorstellungen 
für eine systematische Sondierung wieder aufgreifen zu können!   
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Sie haben ja auf der Grundlage Ihrer Praxiserfahrungen schon Anmerkungen über 
weniger nützliche oder sinnvolle Regelungen gemacht, z.T. haben Sie auch schon 
über die Kostenfrage gesprochen. Wo sehen Sie die Hauptursachen für die hohen 
Kosten?  
 
3.1 Überproportionaler Anstieg der Betreuungskosten/der Kosten pro Fall 
 
- wo entstehen die Kosten hauptsächlich? 
- wo sind sie gestiegen? 
- Wo kann man sie reduzieren? 
- Wo kann/sollte man sie nicht reduzieren? 
 
3.2. Anstieg der Betreuungsfälle  
 
- können Sie diesen Anstieg in Ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich finden?  
- Gibt es Zeitpunkte/Anlässe für einen besonders raschen Anstieg? 
- Wo sehen Sie die möglichen Ursachen? 





Alle diese Fragen sollten nochmals systematisch entlang der Stationen der prakti-
schen Arbeit sondiert werden. 
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Anhang: Leitfaden Rechtspfleger 
 
 1. Kontaktaufnahme: Erläuterung des Interviewziels:  
 
Wie Sie wissen, gibt es seit mehreren Jahren eine bundesweite Kostendebatte in 
Bezug auf das Betreuungsrecht. Ausgehend von dieser Debatte möchte unser Pro-
jekt sich im Auftrag des Niedersächsischen Justizministeriums der Thematik des 
Betreuungsrechts, seinen Schwierigkeiten und Möglichkeiten widmen.  
 
Wir haben dabei eine anders geartete Vorstellung von der Thematik als die bis-
lang verwendeten Verfahren zur Ermittlung der gestiegenen Kosten im Betreu-
ungsrecht. Bei der Beschäftigung mit dieser Problematik kommt es uns darauf an, 
die Praxis des 1992 neu eingeführten Betreuungsrechts bei allen damit befassten 
Institutionen zu untersuchen. Wir möchten anhand der unterschiedlichen Erfah-
rungen von Richtern, Rechtspflegern, der Betreuungsstellen und Betreuern mit der 
Betreuungspraxis die Frage nach der Praxistauglichkeit der Regelungen stellen 
und erst im zweiten Schritt die dabei entstehenden Kosten thematisieren. Das be-
deutet, dass unser Ziel nicht einfach darin besteht, Kostenursachen und –
steigerungen zu finden, die es zu reduzieren gilt, sondern auch darauf zu achten, 
an welchen Stellen es sich um notwendige und sinnvolle Kosten handelt.  
 
Hierzu möchte ich Sie als Experten Ihres Gebietes befragen. Es handelt sich dabei 
nicht um ein Interview mit dem üblichen Frage-Antwort-Spiel, sondern ich möch-
te Ihnen Gelegenheit geben, in aller Breite aus Ihrer Praxis zu berichten und ihre 
Vorstellungen und Ideen zu entwickeln. Ich werde erst bei Verständnisproblemen, 
oder wenn ich etwas genauer wissen will, nachfragen. Dabei möchte ich das Ge-
spräch gerne aufzeichnen. Die dabei entstehenden Daten werden selbstverständ-
lich anonymisiert.  
 




Ich denke, wir können Ihre Vorstellungen am besten auf der Grundlage Ihrer 
konkreten Arbeit als Rechtspfleger nachvollziehen, d.h. anhand des Prozesses 
Ihrer Bearbeitung eines typischen Betreuungsverfahrens. Wie kommt der Fall auf 
Ihren Tisch oder: Wie fängt so ein Fall eigentlich an? Und wie geht es dann 
weiter? 
 
2.1 Bestell- und Auswahlpraxis (der Richter und der Betreuungsstelle) 
 
"Wann/Wie kommt eine Betreuungsakte bei Ihnen auf den Tisch? Werden Sie 
bereits im Bestellungsverfahren beteiligt? Wie beurteilen Sie die Ergebnisse des 
bis zu Ihrer Zuständigkeit entstandenen Verfahrens?" 
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- Betreuungsverfahren: Antragstellung, Erforderlichkeit, Aufgabenkreise 
- Informationen über die Auswahl eines Betreuers (Interessen des Richters 
und Interessen der Betreuungsstelle) 
 
2.2 Beratung, Aufsicht, Genehmigungen, Rechnungslegung und Prüfung der Ab-
rechnungen 
 
"Wenn die Betreuung eingerichtet wurde: in welcher Weise bekommen Sie dann 
(wieder) mit dem Fall zu tun?" 
- Verpflichtung und Unterrichtung eines Betreuers, evtl. auch Rekrutierung 
von Betreuern  
- Genehmigungen (Wohnungen, Vermögensanlagen, -veränderungen, 
Ermächtigungen) 
- Rechnungsprüfung: Abrechnungen der (Berufs-) Betreuer/innen, 
Kontrollkriterien, Pauschalierung, Abrechnungsunterschiede, z.B. 
zwischen haupt- und nebenberuflichen Berufsbetreuern, Vereinsbetreuern 
sowie ehrenamtlichen Betreuern (bei Angehörigen, fremden 
Ehrenamtlichen und auch bei Vertretungsbetreuern)  
- Abhängigkeit des Aufwandes und der Kosten von den Aufgabenkreisen 
- Zwangsmaßnahmen (bzgl. Betreuer) 
- Wie kommt es zum Wechsel von Berufs- zu ehrenamtlichen Betreuern?  
 
Durchgängige Frageraster 
- typische versus untypische Fälle 
- hinderliche versus förderliche Bedingungen 
- nützliche/sinnvolle versus weniger nützliche/sinnvolle Regelungen 




Der Verlauf der Kostenentstehung ist ein Schwerpunkt bei der Befragung der 
Rechtspfleger. 
Die als weniger nützlich/sinnvoll betrachteten Regelungen (bei denen wir 
Kostenträchtigkeit vermuten) notieren, um sie evtl. im Zusammenhang von 
alternativen Vorstellungen für eine systematische Sondierung wieder aufgreifen 
zu können! Bei den Rechtspflegern steht aufgrund des thematischen 
Schwerpunktes bei der Abrechnungspraxis der Berufsbetreuer 
kostenverursachende/- steigernde und -reduzierende Maßnahmen bereits in Punkt 
2.2 im Zentrum. 
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Sie haben ja auf der Grundlage Ihrer Praxiserfahrungen schon Anmerkungen über 
weniger nützliche oder sinnvolle Regelungen gemacht, z.T. haben Sie auch schon 
über die Kostenfrage gesprochen. Wo sehen Sie die Hauptursachen für die Kosten 
(insbes. betr. Vergütungen)?  
 
3.1 Überproportionaler Anstieg der Betreuungskosten/der Kosten pro Fall 
 
- Wo entstehen die Kosten hauptsächlich?  
- Wo sind sie gestiegen? 
- Werden Sie weiter steigen? 
- Wo kann man sie reduzieren?  
- Wo kann/sollte man sie nicht reduzieren? 
- Würden Sie mit der bisherigen Praxis brechen, wenn eine umfassende 
Übertragung auf Rechtspfleger erfolgen würde? Ggf. wie/was/warum? 
 
Anmerkung: 
Alle Fragen aus dem Unterpunkt 3.1 sollten nochmals systematisch entlang der 
Stationen der praktischen Arbeit sondiert werden. 
 
3.2. Anstieg der Betreuungsfälle  
 
- Können Sie diesen Anstieg in Ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich 
finden?  
- Gibt es Zeitpunkte/Anlässe für einen besonders raschen Anstieg? 
- Wo sehen Sie die möglichen Ursachen? 
- Können Sie sich sinnvolle und zugleich kostensparende Alternativen 
denken? 
 




"Sie haben bisher sehr konkret über alternative Handlungsmöglichkeiten innerhalb 
des Betreuungsverfahrens oder über Alternativen zur Verhinderung von 
Betreuungsverfahren berichtet. Mich würde nun umgekehrt interessieren, was sie 
als den zentralen, den wichtigen Kern des Betreuungsrechts ansehen."  
 
- Gibt es einen notwendigen erhaltenswerten Kern, auf den sich das 
Betreuungsrecht reduzieren ließe? (Gibt es da was Greifbares?) Worin 
besteht dieser?  
- Inwieweit ist dieser Kern mit der aktuellen Gesetzeslage vereinbar? 
(Gesetzesänderung oder neuer praktischer Umgang) 
- Ist die Verbindung des Betreuungsrechts mit dem Vormundschaftsrecht 
angemessen/förderlich/störend? 
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"Mich würde außerdem noch interessieren, ob und inwiefern sie das Kontroll- und 
Vergütungssystem selbst als einen Kern des Problems betrachten."  
- Halten Sie das System des Betreuungsrechts insgesamt für erhaltenswert? 
Inwiefern?  
- Gibt es Elemente des Betreuungsrechts (ggf. auch: des dafür anwendbaren 
Vormundschaftsrechtes), die Sie unbedingt abschaffen wollen? Aus 
welchen Gründen? Wie müsste man dann das Betreuungsrecht 
sinnvollerweise verändern?  
- Halten Sie das gesamte Betreuungsrecht für abschaffenswert? Warum? 




Zum Abschluss bitte noch zwei Informationsfragen: 
 
1. Wie hoch ist der Anteil der ehrenamtlichen Betreuer (Angehörige und fremde 
Ehrenamtliche), die die Aufwandspauschale geltend machen? (Tendenz?) 
 
2. Wie hoch ist der Anteil mittelloser Betreuter? (Tendenz?) 
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Anhang: Kodierplan 
Kodierung nach „Betreuungsverfahren“ 
Die Kodierung nach „Betreuungsverfahren“ erfasst die Schilderungen zum Betreuungsverfah-
ren, wie es sich aus Sicht des Gerichts darstellt; hierbei werden Aussagen von allen Interview-
ten erfasst, die sich auf das Verfahren und die Stellung des einzelnen Beteiligten in diesem 
Verfahren beziehen 
1 Antragstellung 
Damit das Gericht mit dem Betreuungsfall zu tun bekommt, muss ein Antrag auf Betreuung 
gestellt werden. Punkt 1 soll Äußerungen erfassen, die sich auf das Zustandekommen aber 
ebenso ein Nicht-Zustandekommen der Anträge beziehen. D.h.: Zum einen werden die geäu-
ßerten Gründe der diversen Antragsteller erfasst und zum anderen Äußerungen zu Alternati-
ven, welche die Zahl der Antragstellungen vermindern helfen könnte.  
1_1 Gründe Antragsteller 
Äußerungen zu Gründen der Antragsteller: Warum stellen Betroffene oder Angehörige An-
träge (z.B. wegen Demenz)?; Aussagen zu Hinweisen auf Betreuungsbedarf von dritter Seite 
(z.B. Heime, Behörden); Äußerungen zu Gründen dieser Institutionen, Betreuungen anzure-
gen (z.B. Bettgitter); auch Äußerungen zu Gründen, die sich auf gesellschaftliche Entwick-
lungen beziehen (z.B. demographische Entwicklung); Äußerungen zur Menge der Betreu-
ungsanträge und zu Veränderungen/ Schwankungen: wovon hängen sie ab?  
1_2 Andere Hilfen 
Äußerungen zu sozialen Diensten sowohl auf kommunaler Ebene (Behörden, SpDienste, 
Krankenhäuser) als auch bei öffentlichen oder privaten Trägern (Alten- und Pflegeheime);  
betrifft Aussagen zum Vorhandensein und zur Nutzung anderer Hilfen sowie zur Abgrenzung 
der  rechtlichen Betreuung zur sozialen Betreuung/Sozialarbeit. Das umfasst auch Aussagen 
zur Möglichkeit oder Unmöglichkeit der Trennung von rechtlicher Betreuung und sozialer 
Betreuung/anderen Hilfen; d.h.  Sind sie überhaupt sinnvoll voneinander zu trennen? Wo ver-
läuft diese Trennlinie? 
Außerdem Äußerungen zu Aufgabenverlagerungen  und Einsparungen in anderen Bereichen: 
betrifft Aussagen zur sogenannten Aufgabenverlagerung sowie Personal- und Sachmittelkür-
zung der sozialen Dienste; Aufgaben, die früher von diesen Diensten selbst durchgeführt wur-
den, im Interesse der Institutionen nunmehr im Rahmen von Betreuungen erledigt werden: 
Anträge auf Sozialhilfe, Pflegegeld, Wohngeld, Pflegewohngeld, Bekleidungsgeld, Arztbesu-
che usw.;  
Aussagen zu Institutionen (z.B. Heime), die Verantwortung abgeben wollen und zunehmend 
Rechtssicherheit durch Einrichtung von Betreuungen verlangen, obwohl oftmals ein konkreter 
Handlungsbedarf für eine rechtliche Vertretung nicht erkennbar ist; 
Äußerungen zu Maßnahmen der Krankenhäuser und der Heime; z.B.: zwecks rechtlicher Ab-
sicherung werden für OP’s und Bettgitter Betreuungsanträge gestellt  
1_3 Vorsorgevollmachten 
Aussagen zu Vorsorgevollmachten und anderen Vollmachten, Verfahrensweisen des Gerichts 
damit; Äußerungen zur Empfehlung von Vorsorgevollmachten: wer bewirbt sie?; Aussagen 
zur Resonanz bei Betroffenen bezüglich der Nutzung von Vorsorgevollmachten: werden sie 
als Alternative genutzt oder nicht, warum? Umfasst auch alle Aussagen, inwieweit die Vor-
sorgevollmacht oder andere Vollmachten überhaupt als Alternative zur Verhinderung von 
Betreuungen beurteilt werden. 
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2 Verfahrenspfleger 
Äußerungen zu Verfahrenspflegschaften: Wann werden Verfahrenspfleger beigeordnet, ge-
setzeskonformes oder eher restriktives Vorgehen? Gründe für die (Nicht-) Beiordnung von 
Verfahrenspflegern; Äußerungen zu Bereichen, in denen Verfahrenspfleger bestellt werden. 
 
3 Sachverhaltsaufklär.   
Mit Sachverhaltsaufklärung ist die Station im gerichtlichen Betreuungsverfahren gemeint, in 
der es darum geht, den jeweiligen Sachverhalt erstens in Bezug auf Erforderlichkeit der 
Betreuung, zweitens auf die sich  ergebenden bzw. zu bestimmenden Aufgabenkreise und 
drittens auf die sozialen Verhältnisse des Betroffenen zu klären.  
3_1 Erforderlichkeit 
Aussagen zur Erforderlichkeit allgemein. Erforderlichkeit meint die Beurteilung des Befrag-
ten, inwieweit für den einzelnen Betroffenen oder für bestimmte Betroffenengruppen die Ein-
richtung einer Betreuung erforderlich ist Damit sind auch Stellungnahmen des Befragten zum 
Verständnis anderer über Erforderlichkeit eingeschlossen/Bewertungsdivergenzen zu den An-
spruchsgrundlagen; z.B. Stellungnahmen des Richters zu den Gründen der Antragsteller. Aus-
sagen zur Ablehnung bzw. Nicht-Erforderlichkeit. Äußerungen zum Umgang mit den Tatbe-
standsvoraussetzungen: wohlwollende oder restriktive Beurteilung? 
3_2 Aufgabenkreise 
Äußerungen zur Festlegung des Umfangs der Aufgabenkreise: Aussagen zu maßgeblichen 
Kriterien; Auswirkung von weit gefassten Tatbestandsvoraussetzungen auf die Festlegung der 
Aufgabenkreise; werden umfassende Standardaufgabenkreise angeordnet oder einzelfallspezi-
fisch entschieden, wovon hängt diese Anordnung ab? 
Erfasst werden auch Äußerungen zu Einwilligungsvorbehalten. 
3_3 Gutachten 
Aussagen zum Ärztlichen Gutachten 
Das Ärztliche Gutachten nimmt Stellung zur Erforderlichkeit sowie zu den Aufgabenkreisen. 
Damit sind dann nochmals Bewertungen z.B. des Richters bzgl. Erforderlichkeit und Aufga-
benkreisen erfasst, nur hier im Hinblick auf das Ärztliche Gutachten: das umfasst auch die 
Bewertungsdivergenzen zum Ärztlichen Gutachten 
Aussagen, die z.B. die Nützlichkeit des Gutachtens betreffen, oder welche Ärzte das Gutach-
ten und in welcher Qualität erstatten, für welche Betroffenen reicht welches Gutachten?, Ü-
bernahme des Vorschlags? usw. 
3_4 Sozialbericht 
Aussagen zum Sozialbericht 
Der Sozialbericht soll die soziale Situation des Betroffenen schildern. Er  umfasst also eine 
Schilderung der Familienverhältnisse, aber auch das vorhandene Angebot an anderen Hilfen 
und stellt fest, wer sich als Betreuer eignen würde.  
Es werden Aussagen erfasst bezüglich Ausführlichkeit, Qualität, von wem der Sozialbericht 
erstellt wird und ob er überhaupt genutzt wird. Erfasst auch alternative Verfahrensweisen zur 
Aufklärung der sozialen Verhältnisse des Betroffenen, z.B. wenn in einem Amtsgerichtsbe-
zirk der Richter oder Rechtspfleger statt der Betreuungsstelle diese Aufgabe übernimmt. 
 
4 Auswahl des Betreuers 
Damit ist die Station im gerichtlichen Verfahren gemeint, in der es darum geht, gemäß des 
nunmehr geklärten Sachverhalts für den Betreuungsfall den (oder die) Betreuer zu bestimmen.  
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4_1  Auswahl allgemein  
Aussagen, die allgemein zur Auswahl eines Betreuers gemacht werden,  
Erfasst werden damit Aussagen zum Verfahren der Auswahl: Wer ist (nicht) daran beteiligt? 
Wie läuft es in der Regel ab?.  
Dies umfasst auch alle Aussagen zur gespaltenen Zuständigkeit des Gerichts bei der Betreuer-
auswahl (z.B. inwieweit werden Rechtspfleger beim Auswahlverfahren beteiligt? Inwieweit 
wollen sie beteiligt werden?) 
Erfasst werden in diesem Kode außerdem Kriterien der Betreuerauswahl. Dies umfasst auch 
Aussagen zur Eignung des individuellen Betreuers unabhängig von der Frage, ob dieser ein 
ehrenamtlicher oder ein professioneller Betreuer ist (z.B. Rechtspfleger erzählt, dass er mit 
bestimmten Betreuern nicht gut zusammenarbeiten kann).  
4_2 Vorschlag BT-Stelle 
Aussagen, die sich auf den Vorschlag eines Betreuers durch die Betreuungsstelle beziehen.  
Z.B.: Wen und warum schlägt sie vor? Wird die Betreuungsstelle überhaupt zur Betreueraus-
wahl herangezogen? Übernimmt das Gericht den Vorschlag? Wie ist die Zusammenarbeit 
diesbezüglich mit BT-Stelle? Grundsätzlich Divergenzen bzgl. Betreuerauswahl? 
4_3 Betroffenenwünsche 
Aussagen zu Wünschen des Betroffenen bzgl. der Betreuerauswahl. Inwiefern werden Wün-
sche des Betroffenen geäußert und inwiefern in die Entscheidung mit einbezogen?  
Das umfasst ebenso alle Aussagen zur Betreuungsverfügung. 
4_4 Ehrenamtliche/Profis 
Äußerungen zur Entscheidung, ob ehrenamtliche oder professionelle Betreuer (Berufs- und 
Vereinsbetreuer) die Betreuung führen sollen.  
4_5 Vereinsbetreuer 
Äußerungen, die sich auf die Bestellung des Vereinsbetreuers beziehen. Dazu gehören Aussa-
gen zu den Gründen für die Wahl ( oder Nicht-Wahl) des Vereinsbetreuers. Damit sind auch 
Unterschiede zwischen Vereinsbetreuer und den anderen Betreuern (meist Unterschied zum 
Berufsbetreuer) angesprochen.  
4_6 Vertretungsbetreuer 
Aussagen zur Bestellung von Vertretungsbetreuern. Dabei werden erfasst: Äußerungen zur 
Häufigkeit, zu den Gründen, zu den Personen, die die Vertretung übernehmen und deren Mo-
tiven. 
4_7 Mehrfachbestellung 
Aussagen zu Mehrfachbestellungen (=wenn mehrere Betreuer für einen Fall eingesetzt wer-
den; z.T. auch als „Ergänzungsbetreuer“ bezeichnet) und zu Mischbestellungen 
(=Mehrfachbestellung bestehend aus einem professionellen plus einem ehrenamtlichen Be-
treuer; auch Tandem genannt) 
Eine Mischbestellung kommt oft auch als Folgeabwicklung vor, u.z. vor einem Wechsel von 
einem professionellen zu einem ehrenamtlichen Betreuer als Übergang, um letzteren in die 
Betreuung einzuführen. 
Das umfasst auch die Fragen: Gibt es Synergieeffekte? Sind sie überhaupt sinnvoll? Gibt es 
Kommunikationsprobleme zwischen den bestellten Betreuern? Wie wirken sie sich kosten-
mäßig aus? Usw.  
 
5  Arbeitsorganisation  
Äußerungen zu arbeitsorganisatorischen Fragen des Betreuungsverfahrens. Das meint Aussa-
gen zum Arbeitsablauf allgemein, zur Arbeitsteilung und den Auswirkungen dieser.  Dies 
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umfasst z.B. Aussagen zur Arbeitsbelastung , zur gespaltenen Zuständigkeit, zu Laufzeiten 





Äußerungen zur Verpflichtung des Betreuers durch den Rechtspfleger oder andere und zur 
Einführung des Betreuers in den jeweiligen Betreuungsfall. Z.B. Wie verläuft die Verpflich-
tung, wer führt sie durch, welche Informationsquellen nutzen Betreuer, gibt es Unterschiede 
zwischen den Betreuern bzgl. des Einführungsgesprächs? 
 
7 Rechnungslegung 
Äußerungen zur Rechnungslegung. Unter Rechnungslegung versteht man die Erstellung des 
Vermögensverzeichnisses zu Beginn der Betreuung und die jährliche Darstellung der Ein-




Kodes zum Thema Abrechnung/Vergütung der Betreuungstätigkeit 
8_1 Vergütungssystem 
Dies meint die Abrechnungsart: Aussagen zu Pauschalierung und Einzelabrechnung. z.B. 
Werden Pauschalierungen nach den einzelnen Modellen vorgenommen? Wie sind die Erfah-
rungen? Aus welchen Gründen wurde sie eingeführt: Arbeitsentlastung im Rechtspflegerbe-
reich und/oder Kostendämpfung? Wer und warum rechnet (noch) einzeln ab? Usw.  
8_2 „Aushandlung“  
„Aushandlung“ der Vergütung findet zwischen dem Rechtspfleger und dem Betreuer statt. 
Hier geht es um die Frage: Wie einigen sich diese beiden auf die jeweilige Vergütung? Sei-
tens des Rechtspflegers stellt sich dies meist als Problem der „Ehrlichkeit und Kontrolle“ dar, 
d.h.: Ist der Berufsbetreuer ehrlich in der Angabe seines Aufwandes? Und inwieweit lässt sich 
dies überhaupt nachvollziehen und kontrollieren? Auf der Seite des Berufsbetreuers steht das 
Interesse an einer dauerhaften Erwerbsquelle. Wie sieht der Betreuer den Umstand, dass er 
seine Vergütung aushandeln muss? Was rechnet der Betreuer ab, setzt er die Abrechnung als 
erwerbssichernde Maßnahme ein? Inwieweit lohnt sich kostengünstiges Arbeiten, gibt es 
Möglichkeiten der Querfinanzierung? Versuchen Berufsbetreuer ihre Abrechnungsposten 
einzuklagen? usw. 
Daher ist auch der Vergleich zum Vereinsbetreuer bzgl. der Abrechnung miteingeschlossen, 
aber auch grundsätzlich Unterschiede zwischen den einzelnen Betreuern: Können Abrech-
nungsunterschiede bei gleichem Aufgabenkreis bei Berufsbetreuern festgestellt werden? 
8_3 Umfang 
Äußerungen zur Abhängigkeit der Abrechnung bzw. des Arbeitsaufwandes für den Betreuer 
von Aufgabenkreisen, Behinderungsbild/Krankheit und zeitlichem Verlauf. D.h. z.B.: 
Wirken sich unterschiedliche Aufgabenkreise verschieden auf die Abrechnungen aus oder 
sind sie unabhängig vom Aufgabenkreis? Gibt es eine kostenintensive/besonders arbeitsauf-
wendige Betreuung bei speziellen Krankheitsbildern? Und welche Tätigkeitsmerkmale sind 
dabei evident kostenintensiv/ aufwendig? Gibt es bestimmten kostenmäßigen zeitlichen Ver-
lauf? z.B.: direkt nach Einrichtung der Betreuung der höchste Aufwand? 
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8_4 Aufwandspauschale 
Aussagen zur Aufwandspauschale. z.B. Wird diese in der Regel in Anspruch genommen? Ist 
sie eine Motivation für Ehrenamtliche? Zu niedrig oder zu hoch? Gibt es diesbezüglich Be-
schwerden? Wie wird bei mehrfacher Geltendmachung der Aufwandspauschale verfahren? 
Führt Versteuerung der Aufwandspauschale zur Abkehr vom Betreueramt oder wird aus die-
sem Grunde auf die Geltendmachung ganz verzichtet? 
Das erfasst auch Unterschiede zwischen den folgenden Gruppen: Angehörigen, fremden Eh-
renamtliche und ehrenamtlichen Vertretungsbetreuer? 
 
9 Folgeabwicklung 
Kodes zu Verfahrensabläufen nach Errichtung einer Betreuung 
9_1 Betreuerwechsel 
Aussagen zum Wechsel des Betreuers; z.B.: Werden die Verfahren alsbald auf einen Wechsel 
hin überprüft?  Das umfasst gerichtliche Überprüfung und Überprüfungsfristen; Gründe für 
einen Wechsel; Kommen die Anregungen von den Betreuern selbst oder nur auf gerichtliche 
Nachfrage? Aus welchen Gründen kommen die Anregungen? Bestehen Unterschiede zwi-
schen haupt- und nebenberuflichen Berufsbetreuern sowie Vereinsbetreuern? Usw. 
9_2 Aufgabenkreiseänd. 
Äußerungen zur Erweiterung oder Einschränkung der Aufgabenkreise. Das umfasst: Gründe 
für Veränderungen, die in der Folge eine Erweiterung oder Einschränkung notwendig ma-
chen; Aussagen zur Anregung einer Erweiterung/ Einschränkung: durch wen? Äußerungen zu 
Kriterien des Gerichts bzgl. einer Erweiterung/ Einschränkung von Aufgabenkreisen 
9_3 Genehmigungen 
Äußerungen zu genehmigungspflichtigen Maßnahmen. z.B. ärztliche Maßnahmen, Genehmi-
gungen in Vermögensfragen, unterbringungsähnliche Maßnahmen usw. Welcher Art sind sie 
(Sonden usw.)?; Äußerungen zur Verfahrensweise mit den Anträgen und gerichtlichen Krite-
rien zur Bewilligung/Ablehnung   
9_4 Vollzugshilfe 
Äußerungen zur Inanspruchnahme von Vollzugshilfe durch den Betreuer  
9_5 Aufhebung  
Äußerungen zu Aufhebungen von Betreuungen. Kommt es zu Aufhebungen; nach welchen 
Kriterien werden Betreuungen aufgehoben?  
 
10 Alternativen 
Äußerungen zu Ideen und Möglichkeiten eines alternativen Umgangs. Zu allen Punkten kann 
ein alternativer Umgang/Lösungsvorschlag genannt werden. Erfasst werden also Äußerungen, 
die sich auf Veränderungen unter Beibehaltung des aktuellen Betreuungsrechts richten und 
auch grundsätzlichere Alternativen. Für Letzteres z.B. Aussagen zu Verfahrensweisen des 
alten Vormundschaftsrechts, wenn sie vom Interviewten als sinnvolle Alternativen vorgestellt 
werden 
 
Kodierung nach „Betreuerpool“ 
Die Kodierung nach „Betreuerpool“ sammelt Aussagen zum Zustandekommen der notwendi-
gen Menge an Betreuern in einem Amtsgerichtsbezirk, die eine Voraussetzung für die Aus-
wahl eines Betreuers und die Durchführung einer Betreuung sind, und aus der sich das Ge-
richt für die von ihm festgelegten Erfordernisse bedienen kann 
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11 Betreuerpool 
Kodes zur Zusammensetzung und zum Zustandekommen des Betreuerpools und den dafür 
notwendigen Anwerbungs- und Unterstützungsarbeiten 
11_1 Zusammensetzung 
Äußerungen zur Zusammensetzung des Betreuerpools in einem Amtsgerichtsbezirk. Das be-
trifft Aussagen zur Funktionalität des Betreuerpools: Ist die Menge und die Art der Zusam-
mensetzung ausreichend, um den Bedarf an Betreuungen sinnvoll zu bewältigen? Das umfasst 
Aussagen zur Zahl der Betreuer insgesamt, zur Zusammensetzung nach Berufs-, Vereinsbe-
treuern und ehrenamtlichen Betreuern (fremde Ehrenamtliche und Angehörige)(und ggf. Be-
hördenbetreuungen) und zur Arbeitsauslastung der Betreuer.  
11_2 Aufnahmekriterien 
Äußerungen zur Aufnahme in den Betreuerpool. Dies betrifft im wesentlichen die beruflichen 
Qualifikationen und Kompetenzen, die die Betreuer haben und mitbringen sollen, aber auch 
andere Kriterien der Betreueraufnahme in den Pool. Das umfasst auch Äußerungen zu Quali-
tätsstandards und Kontrolle der Kompetenz, die z.B. die Entlassung eines Betreuers aus dem 
Pool zur Folge haben kann. 
11_3 Anwerbung Ehrenamtl. 
Äußerungen zur Anwerbung ehrenamtlicher Betreuer: wer wirbt sie an, welche Anwerbungs-
methoden gibt es?; Äußerungen zu Betreuungsvereinen: Intensität der Querschnittsarbeit, 
wovon ist sie abhängig?; Äußerungen zur Bezuschussung von Betreuungsvereinen für die 
Anwerbung von ehrenamtlichen Betreuern 
11_4 Motive Ehrenamtl. 
Äußerungen zu Gründen für eine Übernahme oder Nichtübernahme einer ehrenamtlichen 
Betreuung; Veränderungen in der Übernahmebereitschaft: wodurch kommen sie zustande? 
Aus welchen Gründen werden Betreuungen wieder abgegeben?; Begründungen für Übernah-
me oder Nichtübernahme mehrerer Betreuungen durch einen Ehrenamtlichen  
11_5 Begleitung 
Äußerungen zur Unterstützung und Fortbildung der Betreuer. Aussagen zur Begleitung des 
Betreuers (z.B. durch den Rechtspfleger) und zu Fortbildungsmaßnahmen.: wie sind Beglei-
tung und Fortbildung gestaltet, gibt es ein ausreichendes Angebot, gibt es besondere Unter-
stützungsmaßnahmen oder Begleitungsangebote für ehrenamtliche Betreuer? 
Außerdem werden Aussagen zu Begleitungs- und Unterstützungsmaßnahmen für andere Be-
teiligte im Betreuungsverfahren (z.B. Richter, Rechtspfleger) erfasst. 
11_6 Jährliche Mitteilung 
Äußerungen zur jährlichen Mitteilung der Berufsbetreuer an die Betreuungsstelle: Aussagen 
zum Umfang und zu Verwendungsmöglichkeiten durch die Betreuungsstelle 
 
Kodierung nach „Führen von Betreuungen“ 
Das Kodieren nach „Führen von Betreuungen“ soll die Aspekte der Betreuerarbeit erfassen, 
die in den obigen Kodes nicht enthalten sind. Dies sind Kodes zur Tätigkeit und Einkom-
mensstruktur des Betreuers.   
12 Führen von Betreuungen 
 
12_1 Arbeitsfeld 
Äußerungen zur Zusammensetzung des Arbeitsfeldes eines Betreuers. Äußerungen zum Tä-
tigkeitsbereich bzw. zu verschiedenen Tätigkeitsbereichen und den Hauptschwerpunkten der 
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Arbeit. Umfasst auch Aussagen zu Kriterien, nach denen Betreuungsfälle vom Betreuer ange-
nommen werden; Aussagen zur Ablehnung von Fällen und Begründung der Ablehnung  
12_2 Infrastruktur 
Äußerungen zur Infrastruktur der Arbeitstätigkeit eines professionellen Betreuers (Vereins- 
und Berufsbetreuer). Aussagen zu Möglichkeiten der Aufgabendelegation (Hilfspersonal); 
Gestaltung des Arbeitsplatzes: Aussagen zur Organisation des Büros und zu dessen Finanzie-
rung; Äußerungen zum Aufwand für Verwaltungsarbeit 
12_3 Nebentätigkeiten 
Äußerungen zur Berufstätigkeit des professionellen Betreuers (Vereins- und Berufsbetreuer). 
Ist die Betreuungstätigkeit die einzige Einkommensquelle; werden Nebentätigkeiten ausgeübt, 
welche? Oder ist das Führen von Betreuungen selbst Nebentätigkeit? Inwieweit sind Nebentä-
tigkeiten zur Sicherung des Lebenserwerbs nötig? Inwiefern wirkt sich die Tatsache, dass der 
Betreuer Nebentätigkeiten oder die Betreuung selbst als Nebentätigkeit verrichtet, auf die 
Betreuung aus? 
12_4 Konkurrenzlage 
Äußerungen zur Konkurrenzlage, zur Beschaffenheit des Arbeitsmarktes für Betreuer und 
entsprechender wettbewerbs- bzw. erwerbssichernder Maßnahmen des professionellen Be-
treuers (Berufs- und Vereinsbetreuer). Gemeint sind damit Maßnahmen des Betreuers, die 
darauf zielen, in den Betreuerpool aufgenommen zu werden und mit Aufträgen versorgt zu 
werden. z.B. Wie sieht der Betreuer die Marktlage und seine Stellung darin? Wie sichert sich 
der Betreuer seine Marktstellung? Wer konkurriert mit wem? Was verhindert oder erschwert 
den Zugang? Was ist nötig, um als Betreuungsverein zu überleben? Hierzu gehören auch 
Aussagen zur Konkurrenz bzw. zu Spannungsfeldern zwischen den Institutionen (z.B. 
Betreuungsbehörde und Betreuungsverein). 
 
Kodierung nach „Kosten (explizit)“ 
13 Kosten (explizit) 
Die Kostenthematik ist in den Kodes zur Praxis mitenthalten, sie sollte jedoch, wenn sie ex-
plizit gemacht wird, diesen Kodes zugeordnet werden.  
13_1 Entstehung 
Äußerungen, die sich (explizit) auf die Entstehung von Kosten im Betreuungsverfahren be-
ziehen. D.h.: wo entstehen Kosten, an welcher Station im Verfahren?  
13_2 Notwendige Kosten 
Äußerungen, die sich auf für notwendig erachtete Kosten beziehen. Wenn der Befragte zwar 
meint, dass dort Kosten anfallen, aber diese für notwendige bzw. bedeutsam erachtete Tätig-
keiten, die nicht gestrichen werden sollen, anfallen. 
13_3 Überflüssige Kosten  
Äußerungen, die sich auf für überflüssig erachtete Kosten beziehen. Dazu gehören auch Äu-
ßerungen, die Möglichkeiten der Kostenreduktion benennen.  
13_4 Anstieg der Betreuungskosten  
Äußerungen, die sich auf einen (beobachteten oder nicht beobachteten) Anstieg der Betreu-
ungskosten beziehen. Dies umfasst sowohl einen Anstieg der Betreuungsfälle überhaupt, als 
auch einen überproportionalen Anstieg der Kosten pro Betreuungsfall.  
13_5 Prognosen 
Äußerungen, die Prognosen über die weitere Entwicklung/Tendenz der Kosten – ob pro Fall, 
Anstieg der Fälle oder allgemein – betreffen.  
 
Anhang 
- 91 - 
Kodierung nach „System des Betreuungsrechts“ 
 
14 System/Kern 
Äußerungen, die sich auf das Grundverständnis des Befragten des Betreuungsrechts.  Dies 
umfasst z.B. die Thematik, inwieweit das Feld Betreuungsrecht überhaupt ein (primär) juristi-
sches ist. Des weiteren, was als der (notwendige und erhaltenswerte) Kern des Betreuungs-
rechts betrachtet wird, auf den sich das Betreuungsrecht reduzieren ließe. Bezieht sich damit 
auf das Grundverständnis des Befragten, wofür das Betreuungsrecht da sein sollte und wie die 
Verfahrensbeteiligten diesen Kern idealerweise umsetzen sollten und schließt damit auch Äu-
ßerungen über abschaffenswerte Elemente des Betreuungsrechts ein. Umfasst auch Äußerun-
gen, die sich auf das System des Betreuungsrechts insgesamt beziehen, d.h. ob das Betreu-
ungsrecht insgesamt als Problem und damit als abschaffenswert betrachtet wird, oder als 





Äußerungen zum Selbstverständnis des Befragten. Z.B.: Sieht sich ein Richter eher als Ein-




 16 Kontextdaten 
- Der Kode ist eine Sammelkategorie für statistische Daten über die Beschaffenheit des 
Amtsgerichtsbezirks. (z.B. wie viele Betreuungsvereine hat der Bezirk usw.?) 
 




30_1 regionale Struktur 
30_1_1 städtisch 
30_1_2 ländlich 
30_1_3 städtisch-ländlich  
 
30_2 Kostenstruktur 
Umfasst die Kosten eines Amtsgerichtsbezirks pro Einwohner im Jahre 2001 in € im Verhält-
nis zur Gesamtheit aller niedersächsischen Amtsgerichtsbezirke. Der Durchschnittsbereich der 
Kosten liegt bei einem Mittelwert von 5,11 und einer Standardabweichung von 1,92 zwischen 
3,19 und 7,03 (3,19<x<7,03) 
30_2_1 niedrig  
Bei niedrigen Kosten handelt es sich um eine Summe, die unterhalb des Durchschnittsbe-
reichs der Kosten pro Einwohner 2001 liegt, d.h. unterhalb von 3,19 € pro Einwohner  
30_2_2 durchschnittlich  
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Bei durchschnittlichen Kosten handelt es sich um eine Summe, die im Durchschnittsbereich 
der Kosten pro Einwohner 2001 liegt, d.h. zwischen 3,19 € und 7,03 € pro Einwohner 
30_2_3 hoch  
Bei hohen Kosten handelt es sich um eine Summe, die oberhalb des Durchschnittsbereichs der 
Kosten pro Einwohner 2001 liegt, also über 7,03 € pro Einwohner 
 
30_3 Kostenentwicklung 
Umfasst die Entwicklung der Kosten innerhalb eines Amtsgerichtsbezirks zwischen 1997 und 
2001 im Verhältnis zur Gesamtheit Amtsgerichtsbezirke Niedersachsens. (Für die Bezirke 
Braunschweig, Goslar und Wolfsburg, in denen für das Jahr 1997 keine Zahlen vorlagen, 
wurde die Kostenentwicklung seit 1998 erhoben.) Der Durchschnittsbereich der Kostensteige-
rung liegt bei einem Mittelwert von 1,26 und einer Standardabweichung von 0,57 zwischen 
0,69 und 1,83 ( 0,69<x<1,83).  
30_3_1 überdurchschnittlich gestiegen  
Die Kostensteigerung liegt oberhalb des Durchschnittsbereichs, d.h. über 183 % seit 1997 
(1998) 
30_3_2 durchschnittlich gestiegen  
Die Kostensteigerung liegt innerhalb des Durchschnittsbereichs, d.h. zwischen 69 % und 183 
% seit 1997 (1998). 
30_3_3 unterdurchschnittlich gestiegen  
Die Kostensteigerung liegt unterhalb des Durchschnittsbereichs, d.h. unter 69% seit 1997 
(1998). 
30_3_4 relativ konstant  













30_6 Sondermerkmal  
30_6_1 Rechtsvergleich (es handelt sich hierbei um Befragte, die schon vor 1992 tätig waren 
und damit noch das alte Vormundschaftsrecht miterlebt haben) 
30_6_2 Einzelfälle (es handelt sich hierbei um Einzelfälle, die Sondermerkmale aufzuweisen 
haben, z.B. einzelne Amtsgerichtsbezirke mit bestimmten spezifischen Bedingungen) 
 
 
